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Einleitung 1 
1. Einleitung1 
Tempolimit-Maßnahmen werden meistens nur hinsichtlich ihrer Wirkung auf Unfall-
schwere und Unfallhäufigkeit sowie hinsichtlich ihrer Wirkung auf die Belastung mit CO2-
Emissionen, luftverschmutzenden Stoffen und Lärm bewertet. Studien über die deutsche 
Straßeninfrastruktur behandeln deren Wert bzw. Wertverfall und deren unzureichende 
Instandhaltung. Sie ermitteln weiterhin den notwendigen Investitionsbedarf und nennen 
Finanzinstrumente zur Finanzierung der Wiederherstellungsinvestitionen. Hierbei blenden 
sie jedoch die Auswirkungen der zusätzlichen Abgaben auf Haushalte und Unternehmen 
aus. Mit Bezug auf den Klimawandel gibt es eine wachsende Anzahl wissenschaftlicher 
Studien, die die Schäden von Klimawandelereignissen wie auch die Kosten und den Nut-
zen von Anpassungsmaßnahmen bewerten. Diese konzentrieren sich jedoch häufig auf 
die globale oder nationale Ebene und nutzen zur Bewertung in der Regel das BIP, obwohl 
in erster Linie die lokale Bevölkerung von katastrophalen Ereignissen betroffen ist und 
neben direkten Sachschäden auch indirekte (allgemeine Gleichgewichts-)Kosten für eine 
Stadtökonomie entstehen. 
Diese Dissertation bietet im Vergleich zu den bisherigen themenspezifischen Studien  
einen allumfassenderen Blick zur Bewertung der Wirksamkeit der verschiedenen Maß-
nahmen und Gegebenheiten, insbesondere in Stadtregionen. Neben den üblichen Unfall- 
und Umwelteffekten werden in dieser Dissertation die ökonomischen, räumlichen, ver-
kehrlichen und schließlich die Wohlfahrtseffekte von Tempolimit-Maßnahmen betrachtet. 
Weiterhin untersucht diese Dissertation zum einen die ökonomischen, räumlichen, ver-
kehrlichen und Wohlfahrtseffekte von unzureichend instandgehaltener Straßeninfra-
struktur, und zum andern die Effekte, die durch öffentlich finanzierte Ersatzinvestitionen in 
die Wiederherstellung urbaner Straßenqualität entstehen. Zudem liefert diese Dissertation 
einen Beitrag zur Diskussion über die Bewertung und Effizienz von Klimawandelanpas-
sung auf lokaler/urbaner Ebene. 
Die Grundlage der Untersuchungen bildet das allgemeine räumliche Gleichgewichts- und 
Transportmodell RELU-TRAN2 (Anas und Liu, 2007). Diese ermöglicht einerseits die Be-
trachtung zahlreicher Interdependenzen zwischen ökonomischen Akteuren (Haushalte, 
Unternehmen, öffentlicher Sektor) und deren Marktentscheidungen und andererseits die 
Betrachtung des Verkehrsverhaltens dieser Akteure. So sind z. B. die Standort-, Ver-
                                               
1
 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher 
Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl für beiderlei Geschlecht. 
2
 Regional Economy, Land Use, und TRANsportation Modell. 
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kehrsmittel- und Routenwahl-Entscheidungen von Haushalten und Unternehmen wie auch 
die Arbeitszeit-Freizeit-Entscheidungen von Haushalten oder die vom Individual- und 
Wirtschaftsverkehr verursachten CO2-Emissionen und Verkehrsstaus endogen. Zudem 
ermöglicht die Beachtung verschiedener verzerrender Steuern im Modell die Analyse von 
Rückkopplungseffekten auf die endogenen öffentlichen Steuereinnahmen. 
Für die umfangreichen Untersuchungen wurde das bestehende RELU-TRAN-Modell 
durch den Autor dieser Dissertation erweitert, u. a. durch die Integration von Wirtschafts-
verkehr, durch eine preiselastische Verbrauchseffizienz im Pkw-Verkehr, durch eine von 
Fahrzeugbelastung und Verkehrsauslastung sowie von Erneuerungsinvestitionen abhän-
gige Straßenqualität und eine von Klimawandelereignissen sowie Anpassungsinvestitio-
nen abhängige Qualität bzw. Produktivität der Landfläche. Basierend auf einem stilisierten 
Stadtmodell wurde das erweiterte allgemeine räumliche Gleichgewichts- und Transport-
modell durch den Autor dieser Dissertation außerdem derart kalibriert, dass dieses die 
ökonomischen, räumlichen und verkehrsbezogenen Charakteristika einer „durchschnitt-
lichen“ deutschen Metropolregion so genau wie möglich abbildet. Somit können schließ-
lich die ökonomischen, räumlichen, verkehrlichen und umweltlichen Auswirkungen von 
Tempolimits, von öffentlich finanzierten Investitionen in die Erneuerung der Straßenquali-
tät und von öffentlich finanzierten Investitionen in die Anpassung an den Klimawandel auf 
lokaler/urbaner Ebene erforscht und unter Wohlfahrtsaspekten bewertet werden. 
Die Ergebnisse dieser Dissertation wurden auf zahlreichen internationalen Konferenzen 
vorgetragen und Teilergebnisse in zwei verschiedenen, im Wesentlichen von dem Autor 
dieser Dissertation verfassten sowie begutachteten Artikeln in wissenschaftlichen Zeit-
schriften veröffentlicht:3 
 Nitzsche, E., Tscharaktschiew, S., 2013. Efficiency of speed limits in cities: A 
spatial computable general equilibrium assessment. Transportation Research 
Part A: Policy and Practice 56, 23–48. 
 Nitzsche, E., 2014. Kosten und Finanzierung: Optimale Investitionsstrategien 
in Infrastrukturqualität. Zeitschrift für Verkehrswissenschaft 85 (2), 85–106. 
                                               
3
 Der Autor dieser Arbeit hat außerdem an dem Artikel „Evaluating Policies to Achieve Emission Goals in 
Urban Road Transport” (Hirte und Nitzsche, 2013) mitgewirkt. Dieser Artikel fußt ebenfalls auf dem vom 
Autor modellierten und kalibrierten räumlichen allgemeinen Gleichgewichts- und Transportmodell. Im 
Rahmen dieses Artikels erweiterte er das Modell entsprechend den Anforderungen und unternahm sämt-
liche Modellsimulationen und -auswertungen. Ein Artikel über die Bewertung öffentlich finanzierter Kli-
mawandelanpassung auf lokaler/urbaner Ebene, dessen Inhalt auf den Untersuchungen in Kapitel 5 ba-
siert, befindet sich zudem im Begutachtungsprozess (Hirte et al., 2014). 
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Die Abschnitte 1.1.-1.3. geben zunächst einen kurzen Überblick über die Forschungsfra-
gen und Ergebnisse der einzelnen Untersuchungen. 
Im Anschluss beschreibt Kapitel 2 das räumlich allgemeine Gleichgewichts- und Trans-
portmodell, welches die Basis für die Untersuchungen und Analysen bildet. Weiterhin wird 
in Kapitel 2 die Kalibrierung des Modells, anhand statistischer und empirischer Daten, für 
eine durchschnittliche deutsche Metropolregion beschrieben. Die verkehrlichen, ökonomi-
schen, räumlichen und umweltlichen Auswirkungen sowie die Wohlfahrtseffekte von ver-
schiedenen, räumlich differenzierten Tempolimit-Maßnahmen werden in Kapitel 3 präsen-
tiert und analysiert. Kapitel 4 untersucht zum einen die Folgen unzureichend instand ge-
haltener und folglich in ihrer Funktions- und Leistungsfähigkeit (Kapazität) eingeschränk-
ter Straßeninfrastruktur in einer Stadtökonomie. Zum anderen werden in Kapitel 4 die ge-
sellschaftlichen Auswirkungen durch öffentlich finanzierte Ersatzinvestitionen für die Wie-
derherstellung der urbanen Straßenqualität analysiert und die unterschiedlichen, durch 
verschiedene Finanzierungsmodelle entstehende Effekte miteinander verglichen. Die 
Wiederherstellungsinvestitionen werden dabei durch jeweils eines der vier Finanzinstru-
mente distanzabhängige Maut, Energie-, CO2- oder Lohnsteuer abgesichert. Kapitel 5 
beschäftigt sich mit dem Thema Klimawandelanpassung. Hierfür wird zunächst unterstellt, 
dass die Benchmark-Stadtökonomie durch exogene und wiederkehrende extreme Was-
serstandsereignisse erschüttert wird, und dass diese häufig auftretenden Ereignisse die 
Qualität der Land- bzw. Wohnfläche in den zentralen Stadtgebieten reduzieren. Auf dieser 
Annahme aufbauend bietet Kapitel 5 eine systematische Analyse der Effizienz öffentlicher 
Investitionen in Anpassungsmaßnahmen, wobei insbesondere die Wirtschaftlichkeit pro-
aktiver und reaktiver Anpassungsmaßnahmen auf Stadtebene und deren Abhängigkeit 
von der Wirksamkeit, d. h. von der Produktivität der Investitionen untersucht wird. Kapi-
tel 6 fasst schließlich die wichtigsten Ergebnisse der Untersuchungen zusammen. 
1.1. Tempolimits (Tempo-30) in Städten 
Geschwindigkeitsbegrenzungen im Straßenverkehr werden beispielsweise mit Verände-
rungen der Reisezeit und Fahrtkosten sowie von Unfällen, Lärm und Emissionen in Ver-
bindung gebracht. In dieser Untersuchung4 hingegen werden die Auswirkungen von Tem-
polimits auf eine städtische Ökonomie untersucht. Während sich die meisten Studien auf 
die Schwere und Häufigkeit von Unfällen konzentrieren, bietet diese Untersuchung eine 
                                               
4
 Die Teilergebnisse über die Auswirkungen von Tempolimits in Städten wurden in folgendem wissenschaftli-
chen Artikel veröffentlicht: Nitzsche, E., Tscharaktschiew, S., 2013. Efficiency of speed limits in cities: A 
spatial computable general equilibrium assessment. Transportation Research Part A: Policy and Practice 
56, 23–48. 
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allgemeinere Bewertung von Tempolimits durch die Verwendung eines räumlichen allge-
meinen Gleichgewichtmodells, welches für eine durchschnittliche deutsche Metropolregi-
on kalibriert wurde. Die Simulationen ergeben, dass neben verkehrsbezogenen Effekten 
zusätzlich ökonomische Effekte die Gesamtwirkung von Tempolimits signifikant beeinflus-
sen. Bedingt durch die räumlichen und ökonomischen Effekte senkt ein generelles Tem-
polimit für alle Straßen, z. B. Tempo-30, die aggregierte Wohlfahrt, wenngleich die aggre-
gierten Umwelt- und Unfallkosten sinken. Beschränkt man das Tempolimit hingegen nur 
auf den innerstädtischen Bereich und lässt die vorstädtischen Gebiete mit Zugang zu 
Umgehungsstraßen außen vor, schmälert dies die negativen Effekte auf die städtische 
Ökonomie und resultiert gegebenenfalls in einem gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrts-
zuwachs. Die Ergebnisse der Untersuchung legen schlussendlich nahe, dass die Einfüh-
rung eines allgemeinen, für die ganze Metropolregion einheitlichen Tempolimits, bei wel-
chem die räumliche Struktur der Metropolregion sowie des Verkehrsnetzes unbeachtet 
bleiben, für die Verbesserung der Wohlfahrt eine ungeeignete Maßnahme ist. Eine lokale 
Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit und damit die Beachtung der Ge-
staltung und Ausgestaltung der Tempolimit-Zonen erscheint hingegen geeigneter, die 
Wohlfahrt zu steigern. 
1.2. Infrastrukturqualität 
Unzureichende und unterfinanzierte Investitionen in die Instandhaltung der Straßenquali-
tät beeinträchtigen deren Funktionalität. Der Straßenverschleiß und die damit einherge-
hende Einschränkung der Funktions- und Leistungsfähigkeit (Kapazität) beeinflussen ne-
ben verkehrsbezogenen Entscheidungen auch ökonomische und räumliche Entscheidun-
gen von Haushalten und Unternehmen. Um die sozialen Kosten aufgrund von Straßen-
schäden wie auch die Auswirkungen und Wohlfahrtsänderungen öffentlicher Investitionen 
in die Wiederherstellung der Straßenqualität zu bestimmen, wird ein für eine durchschnitt-
liche deutsche Metropolregion kalibriertes, räumliches allgemeines Gleichgewichtsmodell 
verwendet. In Verbindung mit einem Transportmodell lassen sich so die verkehrlichen, 
ökonomischen, räumlichen und umweltlichen und folglich die Wohlfahrtseffekte verfallen-
der Straßenqualität sowie deren gebühren- bzw. steuerfinanzierte Wiederherstellung un-
tersuchen. Die notwendigen öffentlichen Investitionen werden hierfür durch eines der fol-
genden Finanzinstrumente finanziert:  
(1) distanzabhängige Maut 
(2) Energiesteuer 
(3) CO2-Steuer für alle Verkehrsträger 
(4) Lohnsteuer 
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Die Ergebnisse dieser Untersuchung5 zeigen, dass, unter Beachtung der aggregierten 
Wohlfahrt, die Finanzinstrumente (1) und (2) am ehesten für eine vollständige Wiederher-
stellung der Straßenqualität/-kapazität geeignet sind. Die Erhebung einer CO2-Steuer (3) 
ist für die vollständige Erneuerung der Straßenqualität ebenfalls geeignet, aber führt zu 
einem vergleichsweise geringeren Wohlfahrtszuwachs als (1) und (2). Werden die öffent-
lichen Investitionen hingegen lohnsteuerfinanziert (4), sollten nur ca. 72 % der durch 
Straßenschäden entstandenen sozialen Kosten in die Wiederherstellung investiert wer-
den. Somit zeigt sich, dass zur Vermeidung von Wohlfahrtsverlusten aufgrund von Finan-
zierungskosten die Wiederherstellungsinvestitionen nutzerfinanziert sein sollten. 
1.3. Anpassung an den Klimawandel 
Neben der Betrachtung verkehrsbezogener Problemfälle bzw. von Maßnahmen zur Re-
duktion klimaschädlicher Gase erlaubt das räumliche allgemeine Gleichgewichtsmodell 
ebenfalls die Untersuchung von Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel. Diese 
Untersuchung6 konzentriert sich in besonderem Maße auf die Auswirkungen und die öko-
nomische Effizienz von öffentlichen Investitionen in Anpassungsmaßnahmen in einer 
Stadtökonomie, um schließlich optimale Strategien für städtische Anpassungsinvestitio-
nen zu identifizieren. Die Ergebnisse zeigen, dass eine vollständige reaktive Anpassung 
an klimawandelbedingte Ereignisse als ineffiziente Strategie zu bewerten ist. Die optimale 
Investitionshöhe und folglich partielle Anpassung kann den ökonomischen Schaden der 
Nicht-Anpassung verringern. Im Vergleich zum Benchmark entsteht durch die mit öffentli-
chen Mitteln finanzierte, partielle Klimawandelanpassung dennoch ein Wohlfahrtsverlust. 
Es zeigt sich weiterhin, dass durch nachteilige Effekte, welche durch die steuerfinanzier-
ten öffentlichen Anpassungsinvestitionen entstehen, Nicht-Anpassung effizienter als voll-
ständige reaktive Anpassung sein kann. Sind die Anpassungsmaßnahmen jedoch ausrei-
chend produktiv, kann proaktive Anpassung als effiziente Politikmaßnahme bewertet wer-
den, welche das Potenzial besitzt einen Großteil des möglichen ökonomischen Schadens 
von Extremereignissen auszugleichen. Des Weiteren zeigen die Ergebnisse, dass durch 
Verteilungseffekte, welche auf den öffentlichen Anpassungsinvestitionen fußen, für die 
Städte Anreize zu Überinvestitionen in Anpassungsmaßnahmen entstehen könnten.  
                                               
5
 Die Teilergebnisse über die Auswirkungen von Straßenschäden und deren mit öffentlichen Investitionen 
finanzierter Wiederherstellung wurden in folgendem wissenschaftlichen Artikel veröffentlicht: Nitzsche, 
E., 2014. Kosten und Finanzierung: Optimale Investitionsstrategien in Infrastrukturqualität. Zeitschrift für 
Verkehrswissenschaft 85 (2), 85–106. 
6
 Die Teilergebnisse über die Auswirkungen von klimawandelbedingten Gefahren und der Anpassung an 
diese wurden im Rahmen des fünften WCERE Kongresses in folgendem wissenschaftlichen Artikel ver-
öffentlicht: Hirte, G., Nitzsche, E., Tscharaktschiew, S., 2014. Optimal adaptation in cities: A CGE analy-
sis of economic and spatial effects. 5th World Congress of Environmental and Resource Economists, Is-
tanbul, Türkei. 
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2. Benchmark-Modell 
2.1. Allgemeines Setting 
Die Grundlage für die Berechnungen dieser Arbeit bildet im Allgemeinen das von Anas 
und Liu (2007) entwickelte RELU-TRAN-Modell, welches auf dem von Anas und Kim 
(1996), Anas und Xu (1999), und Anas und Rhee (2006) entwickelten räumlichen allge-
meinen Gleichgewichtsmodell für urbane Landnutzung basiert. Anas und Liu (2007) be-
schreiben das RELU-Teilmodell als allgemeines Gleichgewichtsmodell für eine Stadtöko-
nomie7 und dessen Landnutzung. In diesem Teilmodell wird explizit die Interaktion von 
verschiedenen Märkten (Landmarkt, Arbeitsmarkt, Gütermärkte) sowie von Haushalten 
und Unternehmen betrachtet. Neben den Entscheidungen über Arbeitsangebot, Güter- 
und Landnachfrage treffen die Haushalte endogene Standortentscheidungen über ihren 
Arbeitsort, Wohnort oder den Einkaufsort. Die Unternehmen treffen Entscheidungen über 
ihre Faktornachfrage sowie über ihren ebenfalls endogen bestimmten Produktionsort. 
Hierdurch entsteht eine vermischte Landnutzung, was z. B. die Abbildung der Arbeits-
platzdezentralisierung, die für heutige städtische Gebiete prägend ist (vgl. z. B. Anas et 
al., 1998), ermöglicht. Schließlich führt das RELU-Teilmodell ein Gleichgewicht im Land-
markt, im Arbeitsmarkt und in den Gütermärkten sowie in den räumlichen Interaktionen, 
bestehend aus Pendel- und anderen Fahrten, herbei. Durch die Vereinigung des RELU- 
mit dem TRAN-Teilmodell lassen sich Verkehrsmittel- und Routenwahlentscheidungen 
u. a. der Haushalte und somit deren Fahrtzeiten und -kosten zwischen zwei Zonen sowie 
der gleichgewichtige Stau im Straßennetz berechnen. Das RELU-TRAN-Modell wurde 
durch den Autor dieser Arbeit für die entsprechenden Fragestellungen angepasst sowie 
grundlegend durch die explizite Betrachtung von Wirtschaftsverkehr erweitert. Abbildung 
2.1 zeigt die Struktur der räumlichen Entscheidungen, die grundlegenden Interdependen-
zen zwischen den Haushalten, Unternehmen, verkehrsbezogenen Entscheidungen und 
Märkten sowie die räumliche Struktur des städtischen Gebiets/der Metropolregion. 
Allen Berechnungen liegt eine stilisierte Metropolregion bestehend aus     Zonen und 
mit einer Ausdehnung von 27,5 km zugrunde. Die innerste Zone    4 ist das Stadtzent-
rum8, die Zonen 3-5 bilden die zentrumsumgebenden Stadtteile, die Zonen 2 und 6 reprä-
sentieren die Stadtrandgebiete und die Zonen 1 und 7 die Vororte der Metropolregion. 
Jede der Zonen        besteht aus einer homogenen Landfläche   , welche zum Woh-
                                               
7
 Der Begriff Stadtökonomie beschreibt im Folgenden die Gesamtheit der privaten und öffentlichen Tätigkeiten 
in einer Stadt (vgl. Tank, 1987) 
8
 Zur Vereinfachung zeigt Abbildung 2.1 nur einen Teil des kreisförmigen Stadtgebiets. Aufgrund von Erreich-
barkeitsvorteilen wird die innerste Zone der stilisierten Stadt auch endogen als Stadtzentrum bestimmt. 
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nen und als Produktionsmittel genutzt werden kann. Wie auch in echten Städten be-
obachtbar nimmt die Landfläche der Zonen mit der Entfernung zum Stadtzentrum zu. 
Alle Zonen sind durch ein Transportnetz miteinander verbunden (Abbildung 2.1). Dieses 
Transportnetz besteht, wie auch in realen Stadtgebieten beobachtbar, sowohl aus einfa-
chen städtischen Straßen wie auch aus verschiedenen Umgehungs- bzw. Ringstraßen. 
Die städtischen Straßen verbinden direkt benachbarte Zonen miteinander und sind durch 
eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h gekennzeichnet. Die Umgehungs- 
bzw. Ringstraßen wiederum verbinden entferntere Zonen miteinander und ermöglichen 
die Umfahrung des Stadtzentrums und einzelner Stadtteilzentren. Weiterhin sind sie durch 
eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 60 km/h bzw. 70 km/h gekennzeichnet. Das 
stilisierte Transportnetz besteht aus einzelnen Verbindungen       , welche ein aggre-
giertes Straßensystem abbilden, und Knoten, welche den Mittelpunkten der Zonen ent-
sprechen. Das Transport- bzw. Straßennetz ermöglicht es dem Pkw- und Lkw-Verkehr 
zwischen verschiedenen Routen zu wählen, wodurch die Distanz zwischen zwei Zonen im 
Straßenverkehr endogen ist. Im Gegensatz dazu sind die Routen für den öffentlichen Ver-
kehr und den Fußverkehr fix und verlaufen ausschließlich entlang bzw. auf den städti-
schen Straßen. Hierdurch sind die Distanzen zwischen zwei Zonen für diese beiden Ver-
kehre exogen. Für Fahrten, die in derselben Zone beginnen und enden - intrazonale Fahr-
ten - werden die stauanfälligen städtischen Straßen innerhalb dieser Zonen verwendet. 
Entsprechend den Annahmen von Anas und Hiramatsu (2012) werden für Fahrten, die in 
verschiedenen Zonen beginnen und enden - interzonale Fahrten - zum einen die stauan-
fälligen städtischen Straßen für den Zu- und Abgang und zum anderen die entsprechen-
den ebenfalls stauanfälligen Verbindungen  , die diese Zonen miteinander verbinden, 
verwendet.9 Des Weiteren ist jede Verbindung   durch die Distanz    und exogene Kapa-
zität   , welche zur Berechnung des gleichgewichtigen Staus und damit zur Berechnung 
der gleichgewichtigen monetären und Zeitkosten für jede Verbindung   benutzt wird, ge-
kennzeichnet. 
Weiterhin wird eine geschlossene Stadtökonomie angenommen. Die absolute Bevölke-
rungszahl bzw. Anzahl der Haushalte   ist exogen gegeben und folglich fix. Es gibt also 
keine interurbane Migration. Jeder Haushalt besteht aus einem arbeitenden Mitglied und 
einem, von diesem unterstützten, abhängigen Mitglied.10 Die Haushalte entscheiden, in 
                                               
9
 Für Fahrten zwischen benachbarten Zonen bestehen die Routen aus den entsprechenden direkten Verbin-
dungen zwischen diesen Zonen. Routen, die entferntere Zonen miteinander verbinden, können aus meh-
reren Verbindungen   bestehen. 
10
 Dies spiegelt die durchschnittliche Haushaltsgröße in Deutschland im Jahr 2009 von 2,0 (Destatis, 2011a) 
wieder. Im Folgenden werden die Begriffe „Haushalt“ und „Arbeiter“ synonym verwendet. 
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welcher Zone sie wohnen und wie viel Land sie mieten. Sie entscheiden, in welcher Zone 
sie arbeiten und wie viel Arbeit sie anbieten und somit, wie oft sie pendeln. Die Haushalte 
entscheiden, in welcher Zone sie einkaufen und wie viele Gütereinheiten sie nachfragen. 
Sie entscheiden weiterhin, welches Verkehrsmittel sie benutzen und in dem Fall, dass sie 
Auto fahren, welche Route sie für ihre Pendel- und Einkaufsfahrten verwenden. All diese 
Entscheidungen sind endogen und bestimmen implizit die Distanzen, Geschwindigkeiten 
und damit die Fahrtzeiten der Pendel- und Einkaufsfahrten. Jede Fahrt verursacht zudem 
monetäre Kosten sowie Opportunitätskosten der Fahrtzeit. Unter Beachtung einer mone-
tären und einer Zeitbeschränkung maximiert jeder Haushalt seinen Nutzen und zahlt ent-
sprechend dem deutschen Steuersystem Einkommens-, Mehrwert- und Energiesteuer. 
Den Konsum betreffend wird weiterhin angenommen, dass die Haushalte es bevorzugen 
in verschiedenen Zonen einkaufen zu gehen. Dies wiederum impliziert eine räumliche 
Differenzierung der Produkte. 
 
Abbildung 2.1: Struktur des städtischen Gebiets/der Metropolregion & Struktur der 
räumlichen Entscheidungen 
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Die Verkehrsmittelwahl, wobei   {             } die Verkehrsmittel11 bezeichnet, 
wie auch die Routenwahl im Fall der Nutzung des Autos, wobei     eine bestimmte 
Route aus einem möglichen Routen-Set    12 beschreibt, sind endogen bestimmt. Abbil-
dung 2.1 zeigt die Wahlmöglichkeiten alternativer Routen. So gibt es bspw. nur eine mög-
liche Route zwischen Zone 1 und Zone 2. Um von Zone 2 nach Zone 6 zu gelangen, gibt 
es hingegen mehrere Möglichkeiten. Eine Möglichkeit besteht darin, nur städtische Stra-
ßen zu nutzen und ausgehend von Zone 2 via Zone 3, Zone 4 und Zone 5 nach Zone 6 zu 
gelangen. Eine zweite Möglichkeit besteht in der Nutzung der äußeren Umgehungsstraße, 
um direkt von Zone 2 nach Zone 6 zu gelangen. Eine dritte Möglichkeit besteht darin, von 
Zone 2 nach Zone 3 die städtischen Straßen zu wählen, von Zone 3 nach Zone 5 die in-
nere Umgehungsstraße und schließlich wieder die städtischen Straßen zwischen Zone 5 
und Zone 6, um ans Ziel zu gelangen. Eine weitere, vierte Möglichkeit besteht in der Wahl 
der inneren Umgehungsstraße zwischen Zone 2 und Zone 4 sowie der inneren Umge-
hungsstraße zwischen Zone 4 und Zone 6. Die Fahrtzeiten für den Verkehrsmodus     , 
der Kraftstoffverbrauch und die CO2-Emissionen auf einer bestimmten Verbindung   hän-
gen alle funktional von dem endogenen Verkehrsfluss-Kapazitäts-Verhältnis und damit 
implizit auch von den Fahrtgeschwindigkeiten auf den jeweiligen Verbindungen   ab. Sie 
sind alle durch empirisch abgeleitete funktionale Zusammenhänge (siehe Abschnitt 2.4.) 
definiert. Die individuelle Fahrtentscheidung eines bestimmten Autofahrers beeinflusst 
damit die Fahrtgeschwindigkeit, den Kraftstoffverbrauch und die CO2-Emissionen aller 
anderen Autofahrer. Neben den Externalitäten Stau und CO2-Emissionen verursacht Au-
tofahren weitere Umweltkosten wie Luftverschmutzung und Lärm sowie Unfallkosten. Die 
zonenspezifischen Auswirkungen und damit die monetären Bewertungen der Luftver-
schmutzung und des Lärms sind von der jeweiligen zonenspezifischen Bevölkerungsdich-
te abhängig. Die Unfallkosten wiederum sind von der Geschwindigkeit im Straßenverkehr 
abhängig. Für den Verkehrsmodus      hängt die Bewertung der Luftverschmutzung 
und des Lärms ebenfalls von der jeweiligen zonenspezifischen Bevölkerungsdichte ab. 
Die Unfallkosten und CO2-Emissionen je Fahrzeugkilometer hingegen sind fix. 
                                               
11
 In Deutschland werden 43 % aller Fahrten nicht mit einem Automobil zurückgelegt (BMVBS, 2010). Aus 
folgenden Gründen ist der Verkehrsmodus     und nicht der Verkehrsmodus     das einzige nichtmo-
torisierte Verkehrsmittel in diesem Modell: Während der Modal-Split-Anteil bzgl. der zurückgelegten Ki-
lometer für beide Verkehrsmodi jeweils 3 % beträgt, beträgt der Modal-Split-Anteil bzgl. der Fahrtenzahl 
für das Zu-Fuß-Gehen jedoch 24 %, aber der für das Radfahren lediglich 10 %. Weiterhin sind ca. 40 % 
aller Radfahrten nicht länger als 1 km und damit kürzer als die durchschnittlich zu Fuß zurückgelegte 
Strecke, welche sich auf 1,4 km beläuft (BMVBS, 2010). 
12
 Das Routen-Set     enthält alle zulässigen Routen, welche die Start-Zone   mit der Ziel-Zone   verbinden. 
Jede einzelne Route besteht aus einem Set von aufeinanderfolgenden Verbindungen   des Trans-
portnetzes. 
 
Benchmark-Modell 10 
Im Vergleich zu früheren Arbeiten (Anas und Xu, 1999; Anas und Rhee, 2006; Hirte und 
Tscharaktschiew, 2013; Tscharaktschiew und Hirte, 2010a, 2010b, 2012) wurde die Pro-
duktionsseite des Modells durch die Annahme zweier Industriezweige, welche theoretisch 
in jeder der Zonen produzieren können, erweitert. Dies ermöglicht die explizite Betrach-
tung von Wirtschaftsverkehr. Eine Industrie der beiden Industriezweige,    , produziert 
zonenspezifische Vorprodukte     . Dazu werden die Faktoren Arbeit und Land durch eine 
Cobb-Douglas-Produktionsfunktion mit konstanten Skalenerträgen miteinander kombi-
niert. Industrie     hingegen produziert und verkauft zonenspezifische Konsumgüter 
    . Hierzu werden die Faktoren Arbeit, Land und in eine C.E.S.-Subproduktionsfunktion 
eingebettete, gegeneinander unvollständig substituierbare Vorprodukte der Industrie 
     miteinander kombiniert. Zudem wird unterstellt, dass sich die zonenspezifischen 
Vorprodukte der Industrie     räumlich differenzieren, und dass die Unternehmen der 
Industrie     es bevorzugen Vorprodukte aus verschiedenen Zonen zu verwenden. 
Weiterhin gibt es in jeder Zone   eine hinreichend große Anzahl an Unternehmen jeder 
Industrie, die dort ihre zonenspezifischen Produkte      produzieren. Innerhalb jeder Zone 
und Industrie besteht vollkommener Wettbewerb. Dies impliziert ein Preisnehmerverhalten 
der Unternehmen, welche ihre Produkte zum Wettbewerbs-Mill-Preis anbieten (vgl. Ab-
schnitt 2.3.). 
Die Produkte der Industriezweige werden am jeweiligen Produktionsort angeboten. Hier-
durch entsteht zum einen Wirtschaftsverkehr, da die Unternehmen der Konsumgüter-
Industrie die benötigten Vorprodukte abholen und für ihre eigene Produktion in die jeweili-
ge Zone bringen müssen. Da die Haushalte ihre Konsumgüter am jeweiligen Produktions-
ort beziehen, entsteht zum andern auch Einkaufsverkehr. Wie der Individualverkehr nutzt 
auch der Wirtschaftsverkehr das städtische Transportnetz und wird somit ebenfalls durch 
Staus beeinträchtigt. Folglich sind die Transportkosten für die Unternehmen ebenso en-
dogen. Im Gegensatz zum benzinverbrauchenden Autoverkehr nutzen die Fahrzeuge des 
Wirtschaftsverkehrs Dieselkraftstoff. Analog zum Individualverkehr verursachen sie 
dadurch von der endogenen Geschwindigkeit abhängige CO2-Emissionen sowie Unfall-, 
Luftverschmutzungs- und Lärmkosten (vgl. Abschnitt 2.4.). 
Analog zu den Studien von Tscharaktschiew und Hirte (2010a, 2012) dargestellt, erhebt 
eine Regierung Einkommens-, Mehrwert- und Energiesteuern.13 Diese Steuererlöse wer-
den für den öffentlichen Konsum, d. h. für den Erwerb von Konsumgütern verwendet. 
                                               
13
 66 % der öffentlichen Steuereinnahmen in Deutschland entstammten im Jahr 2010 der Einkommens-, 
Mehrwert- und Energiesteuer. Sie sind damit die wichtigsten Quellen der öffentlichen Steuereinnahmen 
(Destatis, 2011b). 
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Nicht-städtische Landbesitzer nutzen ihr Mieteinkommen und ein Transportsektor seine 
Einnahmen aus den monetären Fahrtkosten (ausgenommen verkehrsbezogene Steuern), 
welche im Individual- und Wirtschaftsverkehr anfallen, ebenfalls zum Erwerb der in der 
Stadt hergestellten Konsumgüter (vgl. Abschnitt 2.5.). Im räumlichen allgemeinen Gleich-
gewicht des Stadtmodells räumen die endogen ermittelten Mieten, Löhne, Vorprodukt- 
und Konsumgüterpreise die räumlich differenzierten Märkte für Land, Arbeit, Vorprodukte 
und Konsumgüter (vgl. Abschnitt 2.6.). 
Ein typischer arbeitender Haushalt sieht sich einem dreistufigen Entscheidungsprozess 
gegenüber.14 In der ersten Stufe15 entscheidet der Haushalt für alle möglichen Wohnort( )-
Arbeitsort(     )-Kombinationen über seine Nachfrage nach Konsumgütern, Land und 
Freizeit. In der zweiten Stufe16 wählt der Haushalt seinen nutzenmaximierenden Wohn- 
und Arbeitsort, d. h. seine präferierten Orte innerhalb des Ort-Wahl-Sets   {   } unter 
Beachtung des damit verbundenen Nutzens sowie idiosynkratischer Vorlieben, die durch 
eine stochastische Nutzenkomponente    beschrieben sind.
17 Bezüglich der ersten beiden 
Stufen nimmt der Haushalt für jedes Ort-Wahl-Set   die erwarteten monetären Fahrtkosten 
und Fahrtzeiten über alle Verkehrsmodi, Fahrtmuster und Routen als gegeben an. In der 
dritten Stufe18 entscheidet der Haushalt über das Verkehrsmittel   und, gegeben der 
Wahl     , über die Route   für jede Start-Ziel-Kombination    . In dieser Entschei-
dungsstufe werden die erwarteten monetären Fahrtkosten und Fahrtzeiten unter Beach-
tung der Ergebnisse der ersten beiden Stufen ermittelt. 
2.2. Haushalte 
2.2.1. Nachfrage-Entscheidung 
Abhängig von Wohnort   und Arbeitsort   beziehen die Haushalte Nutzen aus dem Kon-
sum     an Einkaufsort       , der Landfläche    [m
2] als Approximation für Wohnraum 
und Freizeit    [h]. 
 
                                               
14
 Die Unterteilung des Entscheidungsprozess in Stufen vereinfacht dessen Darstellung. Tatsächlich werden 
alle Entscheidungen simultan getroffen. 
15
 Im Folgenden wird diese Stufe/Entscheidung als „Nachfrage-Entscheidung“ bezeichnet. 
16
 Im Folgenden wird diese Stufe/Entscheidung als „Standort-Entscheidung“ bezeichnet, da sie direkt die Wahl 
bzgl. des Ort-Wahl-Sets  , also dem Wohnort   und dem Arbeitsort  , betrifft. 
17
 Haushalte können sich z. B. durch nicht beobachtbare Vorlieben für bestimmte Attribute bzgl. des Ort-Wahl-
Sets   unterscheiden. Daher lässt sich nur eine Wahlwahrscheinlichkeit für die Standort-Entscheidung 
der Haushalte ermitteln. 
18
 Im Folgenden wird diese Stufe/Entscheidung als „Verkehrs-Entscheidung“ bezeichnet. 
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Gleichung 2.1 zeigt die Nutzenfunktion eines typischen Arbeiters mit dem Ort-Wahl-Set 
  {   }: 
             (∑     
 
 
   
)
 
 
                 
(2.1) 
Es gilt:                  . Die idiosynkratische Nutzenkonstante    entspricht 
dem stochastischen Teil der Nutzenfunktion; sie variiert zwischen den Haushalten für je-
des Ort-Wahl-Set   und ermöglicht die Abbildung nicht-beobachtbarer Vorlieben für spezi-
fische Merkmale, die mit dem Ort-Wahl-Set   einhergehen (vgl. z. B. Anas und Xu, 1999; 
Anas und Liu, 2007; Hirte und Tscharaktschiew, 2013). 
Die Haushalte präferieren den Konsum verschiedener, räumlich differenzierter Konsum-
güter. Diese Präferenz wird mit Hilfe einer C.E.S.-Subnutzenfunktion dargestellt. Das ar-
beitende Mitglied eines Haushalts mit Wohnort   und Arbeitsort   fährt von Zone   nach 
Zone  , um das dort produzierte und erwerbbare Konsumgut    zu kaufen.
19 Dabei beach-
ten die Haushalte sämtliche vollständigen ökonomischen Einkaufskosten für den Erwerb 
von Gütern aus allen möglichen Zonen  20, welche aus dem Güterpreis, den monetären 
Fahrtkosten und den Zeitkosten der Fahrtzeit bestehen. Die konstante Substitutionselasti-
zität       ⁄      (Dixit und Stiglitz, 1977) beschreibt die Präferenz für Vielfalt im Kon-
sum der räumlich differenzierten Konsumgüter. Für     sind alle Einkaufsorte und damit 
die räumlich differenzierten Güter perfekte Substitute. Für      hingegen bevorzugen 
die Haushalte den Erwerb von Gütern jeder Zone, unabhängig von Güterpreis, Fahrtkos-
ten und Fahrtzeit einer Einkaufsfahrt. 
Gleichung 2.2 zeigt die monetäre Budgetbeschränkung eines typischen Haushalts mit 
dem Ort-Wahl-Set   {   }: 
 ∑[               ]             
 
   
 (      )(        )   
    (2.2) 
     beschreibt den zonenspezifischen Mill-Preis des Konsumguts (vgl. Abschnitt 2.3.),  
  
den Mehrwertsteuersatz, die monetären Fahrtkosten für eine Einkaufsfahrt von Wohnort   
                                               
19
 Für den Erwerb der zonenspezifischen Güter ist je Zone eine separate Einkaufsfahrt notwendig. 
20
 Da die Konsum-Subnutzenfunktion durch eine C.E.S.-Funktion abgebildet wird, hängt die Nachfragemenge 
des Konsumguts aus Zone   und damit auch die Anzahl der Einkaufsfahrten nach Zone   von den zo-
nenspezifischen, vollständigen ökonomischen Einkaufpreisen/-kosten aller Zonen ab. 
 
Benchmark-Modell 13 
nach Einkaufszone   und nach   zurück werden durch     beschrieben, die Miete je m
2 
Land-/Wohnfläche durch   , der zonenspezifische Bruttolohn am Arbeitsort   durch    und 
die Pendelkosten von   nach   und nach   zurück mit   .  
   beschreibt eine Pauschal-
steuer, die durch die Regierung zum Ausgleich des öffentlichen Budgets erhoben werden 
kann. Zu diesem Zweck kann die Pauschalsteuer     positiv oder negativ sein. Bei       
erlässt die Regierung eine positive Steuer für den Ausgleich des öffentlichen Defizits. Bei 
      ist eine negative Steuer (Subvention der Haushalte) für den Ausgleich des öffentli-
chen Überschusses notwendig. Das Bruttoarbeitseinkommen ergibt sich aus dem Produkt 
der endogen bestimmten Anzahl Arbeitstage   , der fixen Anzahl täglicher Arbeitsstun-
den21   und des zonenspezifischen Bruttolohns   .    beschreibt das Mieteinkommen 
aus Landbesitz und ist durch      ⁄ ∑         definiert, wobei    gleich dem Anteil des 
städtischen Landbesitzes in Zone   ist. Das Bruttoarbeits- und Mieteinkommen werden mit 
der Einkommenssteuerrate      besteuert. Der Faktor   ist gleich der exogen gegebenen 
Anzahl notwendiger Fahrten für den Erwerb eines bestimmten Konsumgutes. 
Die Fahrtkosten für Pendeln    und Einkauf     sind endogen berechnete Erwartungswer-
te über alle verfügbaren Verkehrsmodi   und, im Fall von     , über alle verfügbaren 
Routen  . Die Verkehrsmittel- und Routenwahl werden mit einem multinomialen Logit Mo-
dell abgebildet. Die Fahrtkosten im Individualverkehr bestehen bspw. aus den Benzinver-
brauchskosten (inkl. Energiesteuer   ) im Autoverkehr und den Ticketgebühren im öffent-
lichen Personenverkehr. Zudem werden die verkehrsmittelspezifischen Mehrwertsteuer-
sätze    beachtet (vgl. § 12 UStG, 2005). Die Fahrtkosten für den Verkehrsmodus      
sind weiterhin von     ⁄ , d. h. von dem Verhältnis des Verkehrsflusses    zu der exogen 
gegebenen Straßenkapazität    der Verbindung   abhängig (vgl. Abschnitt 2.4). 
                                               
21
 Hirte und Tscharaktschiew (2015a) untersuchen in ihrer Studie, ob die grundlegenden Effekte und die 
Wohlfahrtswirkungen von verkehrsbezogenen Maßnahmen gegenüber unterschiedlichen Ansätzen für 
die Modellierung der Freizeitnachfrage bzw. des Arbeitsangebots ((1) endogene Wahl der jährlichen Ar-
beitstage und der täglichen Arbeitszeit vs. (2) endogene Wahl der jährlichen Arbeitstage bei fixer Anzahl 
täglicher Arbeitszeit vs. (3) endogene Wahl der täglichen Arbeitszeit bei fixer Anzahl jährlicher Arbeitsta-
ge) im Rahmen eines räumlichen allgemeinen Gleichgewichtmodells robust sind und bieten zudem einen 
umfangreichen Literaturüberblick über die zahlreichen, mit den verschiedenen Ansätzen arbeitenden Ar-
tikel. Für die Untersuchungen verkehrsbezogener Instrumente (z. B. Maut) sollte nach Hirte und Tscha-
raktschiew (2015a) der allgemeinere Ansatz (1) die erste Wahl sein, da bei diesem sowohl die Anzahl 
der jährlichen Arbeitstage als auch die Anzahl der täglichen Arbeitszeit als endogen betrachtet wird und 
folglich extreme Annahmen, wie z. B. fixer Arbeitsstunden oder Arbeitstage, vermieden werden. Hirte 
und Tscharaktschiew (2015a) kommen aber weiterhin zu dem Ergebnis, dass unter theoretischen Ge-
sichtspunkten die Haushalte bei homogener Freizeit an Arbeits- und Freizeit-Tagen (d. h. die Freizeit an 
Arbeitstagen ist qualitativ gleichwertig mit der Freizeit an Freizeit-Tagen) ihre tägliche Arbeitszeit ent-
sprechend der täglichen maximalen verfügbaren Zeit für Arbeit wählen. Für die Annahme einer konstan-
ten Obergrenze der täglichen Arbeitszeit würde dies implizieren, dass die Haushalte ihr Arbeitsangebot 
über die endogene Wahl der jährlichen Arbeitstage anpassen, da die tägliche Arbeitszeit fix ist. Im Rah-
men eines numerischen räumlichen Gleichgewichtmodells zur Verifizierung der theoretischen Ergebnis-
se kommen Hirte und Tscharaktschiew (2015a) ebenfalls zu dem Schluss, dass bei homogener Freizeit 
die Wahl der jährlichen Arbeitstage (2) eine gute Approximation für den allgemeineren Ansatz (1) ist. 
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Neben der monetären Budgetbeschränkung unterliegt jeder Haushalt einer zeitlichen Be-
schränkung. Entsprechend dieser kann die gesamte verfügbare Zeit   für Arbeit, Freizeit, 
Einkaufs- und Pendelfahrten verwendet werden: 
        ∑        
 
   
         (2.3) 
    beschreibt die Fahrtzeit einer Einkaufsfahrt von Wohnort   nach Einkaufsort   und zu-
rück.    ist gleich der Fahrtzeit einer Pendelfahrt von Wohnort   zum Arbeitsort   und zu-
rück. Die Fahrtzeiten sind, wie auch die Fahrtkosten, endogen berechnete Erwartungs-
werte über alle verfügbaren Verkehrsmodi   und, im Fall von     , über alle verfügbaren 
Routen  , und ebenfalls abhängig von     ⁄ . 
Die Maximierung des Nutzens    unter Beachtung der Nebenbedingungen (2.2) und 
(2.3)22 bezüglich    ,   ,    und    ergibt folgende Bedingungen erster Ordnung: 
 
    ⁄    
    ⁄   
 
                      
  
                  
    ⁄   
    ⁄   
 
  
  
  (2.4) 
wobei 
    
(      )      
    
 (2.5) 
gleich dem Zeitwert23 (VOT) eines typischen Haushalts mit dem Ort-Wahl-Set   ist.  
 
                                               
22
 In der monetären (Gleichung 2.2) und zeitlichen (Gleichung 2.3) Beschränkung sind  ,   ,      und   exo-
gen gegeben.     ,    ,    ,   ,   ,   ,   ,   ,   ,  
  ,   ,    , und    werden hingegen endogen bestimmt. 
23
 Der Zeitwert kann mit dem Lagrange-Ansatz des Nutzenmaximierungsproblems der Haushalte hergeleitet 
werden indem zunächst die Lagrange-Funktion nach    abgeleitet und anschließend der Lagrange-
Multiplikator der Zeitbeschränkung (Grenznutzen der Zeit) durch den Lagrange-Multiplikator der Budget-
beschränkung (Grenznutzen des Einkommens) dividiert wird. Der Zähler zeigt das tägliche Bruttolohn-
einkommen abzüglich der Einkommenssteuer und der monetären, für das Anbieten eines Arbeitstages 
erforderlichen Pendelkosten und der Nenner zeigt die durchschnittliche, für Arbeiten und Pendeln auf-
gewendete Zeit. Folglich entspricht der Zeitwert    dem durchschnittlichen Nettolohneinkommen und ist 
gleich den Opportunitätskosten (dem Schattenpreis) einer Einheit (Frei-)Zeit. 
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Das vollständige ökonomische Einkommen eines Haushalts mit dem Ort-Wahl-Set   wird 
durch        (   
   )       beschrieben.24 Somit gilt für die Marshall-Nachfragen 
dieser Haushalte: 
        
[                       ]
 
   
∑ [                       ]
 
   
 
  (2.6) 
         
    (2.7) 
         
    (2.8) 
2.2.2. Standort-Entscheidung 
Gegeben der optimierten räumlichen Konsummuster, Wohn- und Freizeitnachfrage ver-
gleicht ein Haushalt die mit allen Ort-Wahl-Sets   verbundenen (indirekten) Nutzen  ̃  (vgl. 
Anhang VI/I) und wählt unter Beachtung seiner idiosynkratischen Vorlieben    seine am 
meisten präferierte Kombination aus Wohnort   und Arbeitsort  . Die idiosynkratischen 
Vorlieben aller    -Kombinationen sind stochastisch zwischen den Haushalten verteilt. 
Hieraus ergibt sich für die Auswahlwahrscheinlichkeit eines Haushalts das spezifische 
Ort-Wahl-Set   {   } zu wählen:        [ ̃   ̃ ̃   ̃   ]      [ ̃      ̃ ̃    ̃   ̃  
 ].  ̃   ̃     beschreibt den indirekten Nutzen eines Haushalts mit dem Ort-Wahl-Set   
und    die Wahrscheinlichkeit, dass ein zufällig ausgewählter Haushalt das Ort-Wahl-Set 
  {   } am meisten präferiert. Basierend auf der Annahme, dass die idiosynkratischen 
Vorlieben unabhängig und identisch Gumbel-verteilt sind, kann die Auswahlwahrschein-
                                               
24
 Für die Herleitung des vollständigen ökonomischen Einkommens    muss die zeitliche Beschränkung (Glei-
chung 2.3) nach der Anzahl der Arbeitstage    umgestellt und der daraus resultierende Ausdruck an-
schließend in die monetäre Budgetbeschränkung (Gleichung 2.2) eingesetzt werden. Durch das Umstel-
len dieses neuen Ausdrucks nach Ausgaben und Einnahmen lassen sich die vollständigen ökonomi-
schen Ausgaben auf der einen Seite und das vollständige ökonomische Einkommen auf der anderen 
Seite bestimmen. 
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lichkeit    mit einem multinomialen Logit-Modell (MNL-Modell) bestimmt werden (vgl. z. B. 
McFadden, 1973; Maier und Weiss, 1990; Train, 2003; Koppelman und Bhat, 2006):25 
    
      ̃  
∑ ∑       ̃   
 
   
 
   
                ∑∑  
 
   
 
   
    (2.9) 
Der Dispersionsparameter   ist für die Ergebnisse von Gleichung 2.9 wichtig (Anas, 
1990). In dem einen Extrem, für     (   ), entsteht Homogenität in den Präferenzen, 
da alle Idiosynkrasien verschwinden. In diesem Fall entscheiden alle Haushalte des glei-
chen Typs identisch und die zum höchsten  ̃  gehörende Wahrscheinlichkeit    nähert 
sich eins und alle anderen konvergieren gegen null. Im anderen Extrem, für     (  
 ), entsteht Heterogenität in den Präferenzen, da die Idiosynkrasien den deterministi-
schen und systematischen Teil des Nutzens übersteigen. Hier entscheiden alle Haushalte 
zufällig, wodurch      
 ⁄ . Empirische Gültigkeit hingegen besitzt der Umstand eines 
endlichen  , was ebenso im Einklang mit der Hypothese des „wasteful commuting“ (vgl. 
z. B. Hamilton, 1982; Small und Song, 1992; Ng, 2008) ist. So lassen sich in der Realität 
viele mögliche Pendelmuster beobachten (vgl. z. B. Anas und Rhee, 2007; Glaeser et al., 
2001) und durch die Annahme idiosynkratischer Vorlieben erklären, wohingegen die An-
nahme einheitlicher Präferenzen (    bzw.    ) dies nicht kann. Somit folgt     . 
Wie auch in der Realität beobachtbar, können folglich identische Haushalte im Gleichge-
wicht verschiedene Ort-Wahl-Sets wählen. 
2.2.3. Verkehrs-Entscheidung 
Die individuellen, erwarteten monetären Fahrtkosten     (Bestandteil der Budgetbe-
schränkung, vgl. Gleichung 2.2) und Fahrtzeiten     (Bestandteil der zeitlichen Beschrän-
kung, vgl. Gleichung 2.3) für die Fahrt von Zone   nach Zone   {   } und zurück hängen 
                                               
25
 Basierend auf der Annahme, dass    unabhängig und identisch Gumbel-verteilt ist, kann das MNL-Modell 
aus Verteilungs- und Dichtefunktion (         {         } und                  {         }) der 
Gumbel-Verteilung hergeleitet und die Auswahlwahrscheinlichkeit    in geschlossener Form (vgl. Glei-
chung 2.9) dargestellt werden. Hierdurch kann das MNL-Modell einfach berechnet, interpretiert und für 
verschiedenste Entscheidungswahrscheinlichkeiten angewendet werden (vgl. McFadden, 1973; Kop-
pelman und Sethi, 2000; Train, 2003; Koppelman und Bhat, 2006). Mit dem Beweis, dass die MNL-
Formel für Auswahlwahrscheinlichkeiten eine Extremwert-/Gumbel-Verteilung der idiosynkratischen Nut-
zenelemente impliziert, komplettiert McFadden (1973) die Annahmen über das MNL-Modell. Weiterhin 
wird für die idiosynkratischen Nutzenkonstanten    ein Erwartungswert von null, die Varianz  
  und der 
Dispersionsparameter    ( √ )⁄  angenommen (vgl. z. B. Anas und Xu, 1999; Hirte und Tscharakt-
schiew, 2013). Im Gegensatz zur Annahme unabhängig und identisch Gumbel-verteilter    entsteht aus 
der Annahme Normal-verteilter    das multinomiale Probit-Modell (MNP-Modell). Im MNP-Modell beruht 
die Berechnung der Auswahlwahrscheinlichkeiten auf einem Integral und hat keine geschlossene Form. 
Diese mathematische Komplexität des MNP-Modells erschwert im Vergleich zum MNL-Modell die 
Schätzung und Interpretation der Auswahlwahrscheinlichkeiten und beschränkt damit dessen praktische 
Nutzung (vgl. z. B. Train, 2003; Koppelman und Bhat, 2006). 
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für alle Haushalte der Stadt vom Verkehrsmittel   (                    ) und, 
gegeben der Wahl     , von der Route   ab. Um diese erwarteten monetären Fahrtkos-
ten und Fahrtzeiten zu berechnen, müssen zunächst die Fahrtkosten und Fahrtzeiten für 
eine Fahrt von Zone   nach Zone   ermittelt werden. 
Die monetären Fahrtkosten von Zone   nach Zone   mit Verkehrsmittel   ergeben sich 
aus: 
    
  (      
       ̃  
     )        (2.10) 
    beschreibt eine exogen gegebene Fahrtkostenrate (ohne Treibstoff- und Steuerkos-
ten) pro Kilometer,              beschreibt die Benzinkosten je Liter und     weitere 
verkehrsmittelspezifische fixe (d. h. distanzunabhängige) Fahrtkosten.    ist gleich dem 
verkehrsmittelspezifischen Mehrwertsteuersatz,    dem reinen (Produzenten-)Benzinpreis 
und    der, von der Regierung erhobenen, Energiesteuer für Benzin. Die verkehrsmittel-
spezifische Distanz zwischen je zwei Zonen ist durch    
  gegeben. Für die Verkehrsmodi 
     (   ) und     (   ) sind die Distanzen zwischen zwei Zonen exogen  
gegeben.26 Für das Verkehrsmittel      werden die Fahrtdistanzen zwischen zwei Zonen 
endogen bestimmt und sind von den Routenwahlwahrscheinlichkeiten abhängig. Die er-
wartete Distanz im Autoverkehr über alle möglichen Routen   zwischen Zone   und Zone 
  berechnet sich aus    
  ∑       
 ∑                 . Hierbei ist       
  gleich der Wahr-
scheinlichkeit, dass ein Autofahrer (    und    )27 Route   wählt, um von Zone   
nach Zone   zu fahren. Der Parameter          ist eins, wenn die Verbindung   zur Route 
      gehört, sonst null.    ist die Länge der Verbindung  .  
    ̃  
  beschreibt die aggre-
gierten Benzinverbrauchskosten einer Autofahrt (   ) von Zone   nach Zone  , wobei 
 ̃  
  ∑       
 ∑                 
    gleich dem erwarteten Benzinverbrauch über alle mögli-
chen Routen   zwischen   und   ist und   
  gleich dem endogen bestimmten, verbin-
dungsspezifischem Benzinverbrauch [l] pro Kilometer auf Verbindung   (vgl. Abschnitt 
2.4.). 
                                               
26
 Die Distanzen zwischen jeder Zone   und jeder Zone   für die Verkehrsmodi      und     entsprechen 
den Distanzen der nur aus städtischen Straßen bestehenden Routen im Straßenverkehr zwischen    . 
Die Distanz, die im ÖPNV bzw. beim Zu-Fuß-Gehen bspw. zwischen Zone 1 und Zone 7 zurückgelegt 
werden muss, entspricht der Distanz der nur aus städtischen Straßen bestehenden Route, die ausge-
hend von Zone 1 via Zone 2, Zone 3, Zone 4, Zone 5 und Zone 6 nach Zone 7 gelangt. 
27
 Da die Berechnung verkehrsbezogener Werte für den individuellen Autoverkehr der Berechnung verkehrs-
bezogener Werte im Wirtschaftsverkehr gleicht, erhalten die formellen Zusammenhänge den zusätzli-
chen Index  . Hierbei steht     für den individuellen Autoverkehr und     für den Wirtschaftsverkehr. 
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Die Fahrtzeit    
  [h] von Zone   nach Zone   ist für die Verkehrsmodi     28 und     
exogen und lässt sich, unter der Annahme der spezifischen Durchschnittsgeschwindigkei-
ten [km/h] für      (   )    und     (   )    , wie folgt berechnen:    
     
   ⁄  
und    
     
   ⁄ . Für die Berechnung der Fahrtzeit von Zone   nach Zone   für das Ver-
kehrsmittel      muss die verbindungsspezifische Fahrtzeit           (vgl. Abschnitt 2.4.) 
mit der verbindungsspezifischen Distanz und der Wahrscheinlichkeit, dass Route   für die 
Fahrt zwischen den beiden Zonen gewählt wird, multipliziert werden: 
   
  ∑       
 ∑                          . 
Basierend auf diesen Fahrtkosten    
  und Fahrtzeiten    
  zwischen Zone   und Zone   
lassen sich die erwarteten haushaltsspezifischen Fahrtkosten und Fahrtzeiten für eine 
Fahrt von Zone   nach Zone   und zurück, welche Bestandteile der Budget- und zeitlichen 
Beschränkung sind (Gleichungen 2.2 und 2.3), wie folgt berechnen: 
     ∑   
 (   
     
 )
 
  (2.11) 
     ∑   
 (   
     
 )
 
  (2.12) 
   
  beschreibt die Wahrscheinlichkeit, mit der ein Haushalt Verkehrsmittel   für die Fahrt 
von Zone   nach Zone   wählt. 
Die Routenwahlwahrscheinlichkeit       
  und die Verkehrsmittelwahlwahrscheinlichkeit 
   
 , welche für die Berechnung von     und     notwendig sind, werden, wie auch die 
Standort-Entscheidung, mit einem multinomialen Logit-Modell bestimmt. Während für die 
Standortwahl der höchste Nutzen eines Orts-Paares     für die Entscheidung maßge-
bend ist, sind es bei der Verkehrsmittel- bzw. Routenwahl die geringsten Kosten einer 
Fahrt von   nach  , die die Entscheidungen zugunsten eines Verkehrsmittels   bzw. einer 
Route   beeinflussen. 
 
 
                                               
28
 Aus dieser Annahme folgernd gibt es keine Staus im öffentlichen Personennahverkehr. So nutzt dieser 
bspw. eigene Fahrwege bzw. Gleise. 
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Für die Verkehrsmittelwahlwahrscheinlichkeit im Individualverkehr gilt (vgl. Anas und Liu, 
2007): 
    
  
   [ (        
 )]
∑        [ (   
     
 )]
                ∑    
 
 
   
         (2.13) 
Dabei steht den Haushalten für jede    -Kombination jedes Verkehrsmittel   zur Verfü-
gung.     ist der Dispersionsparameter und beeinflusst, analog zur Standortentschei-
dung (Gleichung 2.9), die Homogenität bzw. Heterogenität in den Präferenzen aller Haus-
halte bzgl. der Verkehrsmittelwahl. Die alternativenspezifische Konstante      erfasst 
die Beeinflussung des verkehrsmittelspezifischen Nutzens durch verschiedene, nicht im 
Modell betrachtete Faktoren, die die Präferenzen der Haushalte zugunsten bzw. zuun-
gunsten bestimmter Verkehrsmittel beeinflussen.    
     
     
  ist gleich den erwarteten 
vollständigen ökonomischen Kosten einer Fahrt mit Verkehrsmittel   von Zone   nach 
Zone   und zurück.    
  
  
  
  ∑    (           
 )      beschreibt die vollständigen öko-
nomischen Kosten einer Fahrt von Zone   nach Zone   mit dem Verkehrsmittel      und 
   
   ̅   
     
  bzw.    
   ̅   
     
  die entsprechenden Kosten für die Verkehrsmodi 
     bzw.    .    
  entspricht dabei den erwarteten vollständigen ökonomischen Kosten 
einer Autofahrt über alle möglichen Routen des Routen-Sets     die die Start-Zone   mit 
der Ziel-Zone   verbinden.      beschreibt den Dispersionsparameter des Routenwahl-
Modells und       
  die vollständigen ökonomischen Kosten einer Autofahrt von   nach   
auf Route  . Die Bewertung der Fahrtzeit wird mit  ̅  ∑ ∑        angegeben und ist für 
alle Haushalte/Fahrer einheitlich (Anas und Liu, 2007). 
Die Berechnung der Routenwahlwahrscheinlichkeit im Individualverkehr (   ) stimmt 
mit der im Wirtschaftsverkehr (   ) überein und wird ebenfalls durch ein multinomiales 
Logit-Modell abgebildet. Hierbei wählen die Fahrer die Routen, die ihre wahrgenommenen 
vollständigen ökonomischen Kosten minimieren (Anas und Liu, 2007): 
       
  
   ((   )      
 )
∑         (   
        
 )
                ∑       
 
     
           (2.14) 
   ist der Dispersionsparameter und beeinflusst die Homogenität bzw. Heterogenität in 
den Präferenzen aller Haushalte (   ) und Unternehmen (   ) bzgl. der Routenwahl. 
Die vollständigen ökonomischen Kosten einer Fahrt auf Route   zwischen Zone   und 
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Zone   ergeben sich für den Individualverkehr aus       
  ∑          [ ̅        
   (           
 )] und für den Wirtschaftsverkehr aus       
  ∑          [     
      
  ( ̂   ̂   
 )]. Während die Fahrtzeit im Individual-/Autoverkehr mit dem einheit-
lichen Zeitwert für Fahrten  ̅ bewertet wird, wird die Fahrtzeit im Wirtschaftsverkehr mit 
dem Stundenlohn    des in Zone   arbeitenden Lastwagenfahrers bewertet. Wie in Ab-
schnitt 2.3.1. genauer erläutert, entspricht  ̂  einer Kostenrate pro km und  ̂  den Treib-
stoffkosten pro Liter Diesel.   
  ist gleich dem endogen bestimmten, verbindungsspezifi-
schem Dieselverbrauch [l] pro Kilometer auf Verbindung  . Die Berechnung des Kraftstoff-
verbrauchs (Benzin (   ) und Diesel (   )) wie auch der stauabhängigen, ebenfalls 
für die Verkehrs-Entscheidungen relevanten Fahrtzeiten oder der CO2-Emissionen wer-
den in Abschnitt 2.4. beschrieben. 
2.3. Unternehmen 
Innerhalb jeder Zone   produzieren im Wettbewerb stehende Unternehmen jedes Indus-
triezweigs   zonenspezifische Güter     . Dabei werden die Faktoren Land und Arbeit 
(    und    ) sowie, eingebettet in eine C.E.S.-Subproduktionsfunktion, die Vorpro-
dukte (   ) von Industrie     durch eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion miteinan-
der kombiniert. Jedes Produkt wird in der Zone verkauft, in der es hergestellt wurde. Un-
ternehmen der gleichen Industrie   und Zone   sind identisch. Unternehmen verschiede-
ner Zonen und damit deren Produkte unterscheiden sich. Gleichung 2.15 zeigt die Pro-
duktionsfunktion für Industrie   mit dem zonenspezifischen Output     : 
              
        
     ∏(∑    |       |   
   
 
)
  |   
   
 
  (2.15) 
Der konstante Skalenparameter      variiert nach Industrie und Produktionsstandort und 
erlaubt, zonenspezifische Hicks-neutrale Produktivitätseffekte abzubilden.      ist die zo-
nen- und industriespezifische Outputelastizität für Land,      ist die zonen- und industrie-
spezifische Outputelastizität für Arbeit, und   |    ist die zonen- und industriespezifische 
Outputelastizität von Industrie   für Vorprodukte der  `ten Industrie. Für die Produktions-
funktion werden konstante Skalenerträge unterstellt und es gilt:           ∑   |     
      .      beschreibt den aggregierten Land-Input [m
2] von Industrie   in Zone  ,      
beschreibt den aggregierten Arbeits-Input [h] und     |    beschreibt den aggregierten Vor-
produkt-Input, den Industrie   in Zone   von Industrie   aus Zone   bezieht. Die Unter-
nehmen der Industrie   verwenden die Vorprodukte aus jeder Zone  , in der 
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Industrie   produziert, da diese aufgrund ihrer räumlichen Differenzierung nur unvollstän-
dig mit der Substitutionselastizität         ⁄    gegeneinander substituierbar sind. Die 
inputspezifische Konstante     |      ermöglicht weitere Spezifizierungen inputspezifi-
scher Verzerrungen, wie etwa die Nichtverwendung eines bestimmten zonenspezifischen 
Vorprodukts. So wird bspw. für das verwendete Modell angenommen, dass Industrie 
    (Produktion von Konsumgütern) nur Vorprodukte von Industrie     als Produkti-
onsfaktor verwendet. Somit ist     |      und     |     . Da Industrie     für die Pro-
duktion von Vorprodukten nur Land und Arbeit benötigt, wird nur der erste Faktor/der Mul-
tiplikator von Gleichung 2.15 für die Berechnung des aggregierten Outputs dieser Indust-
rie benötigt. Unter Beachtung der Produktionsfunktion (Gleichung 2.15) minimieren die 
Unternehmen ihre Kosten. Die Unternehmen von Industrie     lösen dabei folgendes 
Minimierungsproblem: 
    (        )               (2.16) 
und die Unternehmen von Industrie     das Minimierungsproblem: 
    (            |   )               ∑∑(          )    |   
  
  (2.17) 
      beschreibt die Transportkosten für den Transport des Vorprodukts von Zone   nach 
Zone  . Aus dem Minimierungsproblem ergeben sich folgende bedingte Faktornachfragen 
nach Land (Gleichung 2.18) und Arbeit (Gleichung 2.19) für die in Zone   produzierenden 
Unternehmen aus Industrie  : 
      
            
  
  (2.18) 
      
            
  
  (2.19) 
Gleichung 2.20 zeigt die bedingte Faktornachfrage für den Faktor Vorprodukt, der nur in 
Industrie     benötigt wird: 
     |      |           
 
   |   
 
     (          )
 
     
∑  
   |   
 
     (          )
   
      
  (2.20) 
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     beschreibt den Mill-Preis des Produkts von Industrie   in Zone  : 
      
  
      
    
        
     
   
    
 ∏
 
 
 |   
  |   
(∑ 
   |   
 
     (          )
   
     
 
)
       
   
  |   
 
  (2.21) 
Aufgrund des freien Markteintritts in Zone   erwirtschaften die kostenminimierenden, sich 
in einem vollkommenen Wettbewerbsmarkt befindenden Unternehmen keinen ökonomi-
schen Profit (Nullprofitbedingung). Somit gleicht der Preis      (Gleichung 2.21) den 
Grenz- und Durchschnittskosten. Weiterhin ist zu beachten, dass nur der erste Faktor/der 
Multiplikator für die Bestimmung des vorproduktspezifischen Mill-Preises von Industrie 
    relevant ist. Für die Bestimmung des konsumgutspezifischen Mill-Preises von In-
dustrie     ist hingegen der ganze Term (Multiplikator und Multiplikand) von Gleichung 
2.21 relevant. 
2.3.1. Transportkosten 
Die Kosten  ̂   für die Fahrt mit einem Transportfahrzeug von Zone   (Zone, in der das 
Vorprodukt produziert wird) nach Zone   (Zone, in der das Vorprodukt für die Produktion 
des Konsumguts gebraucht wird) ergeben sich wie folgt: 
  ̂   ( ̂
  ̂    ̂
  ̃  
 )        (2.22) 
 ̂  beschreibt eine exogen gegebene Transportkostenrate (ohne Treibstoff- und Steuer-
kosten) pro km,  ̂  (     ) beschreibt die Dieselkosten je Liter.    ist dabei der reine 
(Produzenten-)Dieselpreis und    die von der Regierung erhobene Energiesteuer für Die-
sel.  ̃  
  beschreibt den erwarteten Dieselverbrauch und  ̂   die erwartete Distanz für die 
Fahrt zwischen Zone   und Zone  . Beide Werte,  ̃  
  und  ̂  , sind endogen bestimmt und 
hängen von den Routenwahlwahrscheinlichkeiten       
  ab. Sie werden genauso berech-
net wie der erwartete Benzinverbrauch und die erwartete Distanz im Individualverkehr 
(vgl.  ̃  
  und    
 ). Die fahrzeugbezogenen Kosten einer Fahrt im Wirtschaftsverkehr von 
Zone   nach Zone   und zurück ergeben sich somit aus  ̂    ̂    ̂  . 
Die Fahrtzeit im Wirtschaftsverkehr von Zone   nach Zone   errechnet sich aus: 
  ̂   ∑       
 ∑        
      
             (2.23) 
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Die erwartete Fahrtzeit einer Fahrt im Wirtschaftsverkehr von Zone   nach Zone   und 
zurück ergibt sich somit aus  ̂    ̂    ̂  . 
Gleichung 2.24 zeigt schließlich die vollständigen erwarteten Transportkosten für eine 
Fahrt im Wirtschaftsverkehr von Zone   nach Zone   und zurück: 
       [ ̂      ̂  ]  (2.24) 
 ̂     ist gleich den Arbeitskosten für einen in Zone   arbeitenden Lastwagenfahrer. 
2.4. Berechnung verkehrsbezogener Werte: Stau, Kraftstoffverbrauch, 
CO2-Emissionen, weitere Externalitäten 
Der individuelle Autoverkehr (   ) sowie der Wirtschaftsverkehr (   ) benötigen Kraft-
stoff und emittieren folglich CO2-Emissionen. Beide Werte werden im Modell endogen 
bestimmt und hängen von der endogenen Verkehrsgeschwindigkeit, also von dem Ver-
kehrsfluss-Kapazitäts-Verhältnis ab (vgl. Gleichungen 2.25, 2.30 und 2.31). Bevor jedoch 
die „aggregierten“, für eine Fahrt von Zone   nach Zone   relevanten Werte (Fahrtkosten/-
zeit) berechnet werden können, die als Bestandteile der Budget- und zeitlichen Beschrän-
kung die Entscheidungen beeinflussen, müssen zunächst die verbindungsspezifischen 
Fahrtzeiten (Geschwindigkeiten), Verbräuche und Emissionen ermittelt werden. Die Be-
rechnungen der Verkehrsgeschwindigkeit (Inverse der Fahrtzeit je Entfernungseinheit), 
des Kraftstoffverbrauchs und der CO2-Emissionen basieren auf empirischen, funktionalen 
Zusammenhängen. 
Für die Berechnung der Fahrtzeit [h] für einen Kilometer auf Verbindung   dient die häufig 
für verkehrsbezogene Analysen und Studien (vgl. z. B. Small und Verhoef, 2007) verwen-
dete BPR-Funktion (Bureau of Public Roads, 1964): 
               [    (
  
  
)
  
]  (2.25) 
Hierbei sind        ,      ist gleich der Inversen der staufreien Verkehrsgeschwindigkeit 
auf Verbindung  ,    ist gleich dem gewichteten, aus Individual- und Wirtschaftsverkehr 
bestehenden Verkehrsfluss (vgl. Gleichung 2.26) und    gleich der exogen gegebenen 
Straßenkapazität auf Verbindung  . Da alle Standortentscheidungen und damit die räumli-
chen Muster der Fahrten endogen sind, ist der Verkehrsfluss    ebenfalls endogen. Dieser 
berechnet sich in Abhängigkeit der Standort-Entscheidungen (Auswahlwahrscheinlichkeit 
eines Haushalts für das Ort-Wahl-Set  ), des Arbeitsangebots (Pendelfahrten,    ) und der 
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Güternachfrage (Einkaufsfahrten,     ) der im Stadtgebiet wohnenden Haushalte sowie in 
Abhängigkeit der Güternachfrage (Wirtschaftsverkehr,     |   ) der städtischen Unterneh-
men.29 Aufgrund der Endogenität der räumlichen Muster sowie der Routen- und Ver-
kehrsmittelwahl beeinflusst jede politische Maßnahme auch die Verkehrsbedingungen im 
Stadtgebiet. 
Für die verbindungsspezifische Geschwindigkeit gilt:              ⁄ . Der gewichtete Ver-
kehrsfluss auf Verbindung   ergibt sich aus: 
    ∑(∑ 
      
 ∑       
         
       
)
 
  (2.26) 
wobei gilt: 
      
         
         
   (2.27) 
        
  [        ∑         
 
]    
   (2.28) 
        
  ∑     |    ⁄
   
  (2.29) 
Zur Berechnung der Verkehrsflüsse auf allen Verbindungen     und damit der Fahrtzei-
ten und -kosten im Straßenverkehr sowie des Routen- und Verkehrsmittelwahlverhaltens 
und schließlich der erwarteten Fahrtzeiten und -kosten über alle Verkehrsmittel, die Be-
standteile der Nachfrage- und somit Standort-Entscheidungen der Haushalte und Unter-
nehmen sind (vgl. Abschnitte 2.2. und 2.3.), übernimmt das TRAN-Teilmodell die Gleich-
gewichtsergebnisse des RELU-Teilmodells (vgl. Anas und Liu, 2007 und Abschnitt 2.1.).30 
Die Werte        
  ergeben sich aus den Gleichgewichtsergebnissen des räumlichen 
Gleichgewichtmodells (des RELU-Teilmodells).        
  entspricht dabei der Quelle-Ziel-
Matrix aller „Zwei-Wege-Autofahrten“ der Haushalte (    bzw.    ) von jeder Quell-
Zone   zu jeder Ziel-Zone   und zurück zur Quelle   (vgl. Anas und Liu, 2007).        
  
ergibt sich aus der Summe über die haushaltsspezifischen Gleichgewichtsergebnisse 
                                               
29
 Aus Gründen der Vereinfachung wird die Möglichkeit einer Tourenplanung nicht weiter beachtet. 
30
 Das TRAN-Teilmodell von Anas und Liu (2007) bildet die Grundlage für die Ermittlung sämtlicher verkehrs-
bezogener Werte und Verkehrs-Entscheidungen (vgl. Abschnitte 2.2.3. und 2.3.1.). 
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bzgl. der Nachfrage- und Standort-Entscheidungen (vgl. Abschnitte 2.2.1. und 2.2.2.).31 
Der erste Summand         ist gleich den „Zwei-Wege-Pendelfahrten“ und der zweite 
Summand ∑            gleich den „Zwei-Wege-Einkaufsfahrten“ zwischen Quell-Zone   
und Ziel-Zone  . 
       
  entspricht der Quelle-Ziel-Matrix aller „Zwei-Wege-Fahrten“ im Wirtschaftsverkehr 
(   ) von jeder Quell-Zone   zu jeder Ziel-Zone   und zurück zur Quelle  . Hierbei ent-
steht der Verkehr durch die Nachfrage der im Stadtgebiet verteilten Unternehmen der 
Industrien     (vgl. Abschnitte 2.3., 4.3.3. und 5.2.2.) nach den Vorprodukten der im 
Stadtgebiet verteilten Unternehmen von Industrie    . Somit ergibt sich        
  aus den 
industriespezifischen Gleichgewichtsergebnissen bzgl. der Faktornachfrage     |   . Der 
exogene und fixe Parameter   ist gleich der Menge Vorprodukte     |    die im Wirtschafts-
verkehr mit einem Lkw transportiert werden kann. 
     
  entspricht der Anzahl aller richtungsgebundenen „Ein-Weg-Fahrten“ der Pkw und 
Lkw im Straßennetz zwischen jedem Quelle-Ziel-Paar     (vgl. Anas und Liu, 2007).  
Dieser Wert dient der Umlegung jedes einzelnen Weges auf das Straßennetz und damit 
der genauen Bestimmung der verbindungsspezifischen Verkehrsflüsse   . 
Durch die Multiplikation aller richtungsgebundenen „Ein-Weg-Fahrten“      
  mit der Rou-
tenwahlwahrscheinlichkeit       
  und dem Faktor          (          , wenn        ;  , 
sonst) erhält man die Anzahl aller „Ein-Weg-Fahrten“, d. h. den Verkehrsfluss auf jeder 
Verbindung  . 
Dem Gewichtungskoeffizient    wird der Wert eins zugewiesen. Für den Gewichtungsko-
effizient    gilt:      . Somit lässt sich abbilden, dass Lkw (   ) mehr zum Stau bei-
tragen als Pkw (   ), da diese mehr Straßenraum (Straßenkapazität) einnehmen. Für 
      würde der Verkehrsfluss    das tatsächliche, ungewichtete Verkehrsaufkommen 
auf Verbindung   abbilden. Auf dem Verkehrsfluss    aufbauend lassen sich die verbin-
dungsspezifischen Fahrtzeiten (Gleichung 2.25), Kraftstoffverbräuche (Gleichung 2.30) 
und CO2-Emissionen (Gleichung 2.31) und schließlich die Kosten einer Fahrt auf Route   
sowie die Routenwahlwahrscheinlichkeiten berechnen. 
                                               
31
 Ausgangspunkt für die Berechnung der haushaltsspezifischen Fahrtzeiten und -kosten ist         
        ∑           . Da die Fahrtzeiten und -kosten für den ÖPNV und das Zu-Fuß-Gehen exogen 
sind, konzentriert sich dieser Abschnitt auf die Berechnung der Fahrtzeiten und -kosten im Straßenver-
kehr. Aus diesem Grund wurde         in Gleichung 2.28 bereits mit der Verkehrsmittelwahlwahrschein-
lichkeit    
  für den Verkehrsmodus           gewichtet. 
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Die fahrzeugspezifischen Kraftstoffverbräuche [l] pro Kilometer für Pkw (   ) und Lkw 
(   ) auf Verbindung   ergeben sich aus (vgl. FGSV, 2002): 
   
          
   [  
    
     
  
  
 
  
]  (2.30) 
Hierbei sind   
  17,7766,   
  0,0023606,   
  1461,87,   
  37,7695,   
  0,0054534, 
  
  1582,97 positive, exogen gegebene konstante Parameter.        ⁄  ist die Inverse 
der angenommenen Benzindichte in Gramm je Liter zur Umrechnung des Benzinver-
brauchs von Gramm in Liter.        ⁄  ist die Inverse der angenommenen Dieseldichte 
in Gramm je Liter zur Umrechnung des Dieselverbrauchs von Gramm in Liter. Die For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) hat die verwendete Funkti-
on (Gleichung 2.30) auf der Basis reeller Daten entwickelt. Sie wird u. a. für Kosten-
Nutzen-Analysen bei Entscheidungen über Straßeninfrastrukturinvestitionen genutzt. Eine 
kritische Eigenschaft der Funktion ist deren U-förmiger Funktionsverlauf. Hierdurch sind 
bei geringen Geschwindigkeiten der Kraftstoffverbrauch und die CO2-Emissionen pro 
Fahrzeugkilometer hoch und steigen mit abnehmender Geschwindigkeit. Steigt indessen 
die Geschwindigkeit, fallen Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen bis zu einem be-
stimmten Schwellenwert der Geschwindigkeit und beginnen wieder anzusteigen, wenn die 
Geschwindigkeit weiter ansteigt. Durch die Multiplikation der Gleichungen 2.25 und 2.30 
mit den verbindungsspezifischen Distanzen und Routenwahlwahrscheinlichkeiten können 
schließlich die Fahrtzeiten, die Kraftstoffverbräuche und damit verbunden die Kraftstoff-
kosten, die Bestandteile der Budget- und zeitlichen Beschränkung der Haushalte sowie 
der Kostenfunktion der Unternehmen sind, berechnet werden (vgl. Abschnitte 2.2.3. und 
2.3.1.). Die exogen gegebenen Effizienzparameter    und    dienen dazu akzeptable 
durchschnittliche Benzin- und Dieselverbräuche im Benchmark-Modell zu generieren. 
Die dem Kraftstoffverbrauch entsprechende Menge an CO2-Emissionen [g] je gefahrenen 
Kilometer auf Verbindung   wird wie folgt berechnet: 
    
           
     [  
    
     
  
  
 
  
]  (2.31) 
Der Emissionsfaktor     setzt sich aus direkten        und indirekten           Emissio-
nen zusammen. Die Faktoren        2340 g CO2/l,   
        585 g CO2/l,   
     2640 
g CO2/l,   
        450 g CO2/l dienen hierbei der Umrechnung des Kraftstoffverbrauchs [l] 
in CO2-Emissionen [g] (Werte der indirekten Emissionen von Fritsche (2007) abgeleitet). 
Die direkten Emissionen entstehen durch den nutzungsbedingten Kraftstoffverbrauch der 
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Fahrzeuge, die indirekten Emissionen sind hingegen auf vorgelagerte Prozesse, wie die 
Gewinnung und Aufbereitung der Kraftstoffe, zurückzuführen. Neben dem individuellen 
Auto- und dem Wirtschaftsverkehr verursacht auch der öffentliche Personenverkehr  
CO2-Emissionen. Hierbei beschreibt      72 g/Pkm (UBA, 2009) die durchschnittliche 
CO2-Emissionensrate für ein elektrisch betriebenes Fahrzeug. Da der öffentliche Perso-
nenverkehr nicht durch Staus beeinflusst wird, ist      konstant über alle Zonen und 
Verbindungen. 
Für die gesellschaftlichen Auswirkungen des Lärms und der Luftverschmutzung32 wird 
angenommen, dass diese mit steigender Bevölkerungsdichte zunehmen. Hierfür werden 
die Umweltkosten (vgl. Tabelle 2.3) für Lärm und Luftverschmutzung mit dem Faktor 
         ⁄  gewichtet, wobei      der durchschnittlichen Bevölkerungsdichte des Stadt-
gebiets und       der endogenen zonenspezifischen Bevölkerungsdichte entspricht.
33 
Weiterhin wird unterstellt, dass nur der Verkehr auf den städtischen Straßen innerhalb des 
Stadtgebiets, aber nicht der Verkehr auf den Umgehungsstraßen der Bevölkerung Lärm-
kosten verursacht. Hierfür liegt die Vorstellung zugrunde, dass die Auswirkungen des 
Lärms, welcher auf den Umgehungsstraßen entsteht, auf die Bevölkerung in den Stadtzo-
nen vernachlässigbar sind. 
Mit der empirischen Literatur übereinstimmend steigen das Unfallrisiko und damit die Un-
fallkosten mit der Fahrgeschwindigkeit (vgl. z. B. Aarts und van Schagen, 2006; Archer et 
al., 2008; Elvik, 2010; Elvik et al., 2004; Kloeden et al., 2002; Lai et al., 2012; Taylor et al., 
2000). Dafür wird modellseitig die exogen gegebene Unfallkostenrate [€/1000 Pkm] mit 
dem quadratischen Gewichtungsfaktor  ̂      ̅⁄  
  (vgl. z. B. Elvik et al., 2004; Nilsson, 
2004; Elvik und Amundsen, 2000) gewichtet.    beschreibt die verbindungsspezifische 
Verkehrsgeschwindigkeit und  ̅ die fixierte städtische Durchschnittsgeschwindigkeit im 
Benchmark-Fall. Somit ist bei verbindungsspezifischen Fahrgeschwindigkeiten unterhalb 
(oberhalb) der Durchschnittsgeschwindigkeit  ̂    ( ̂   ). Aufgrund des quadratischen 
Verhältnisses steigen die Unfall- und somit die Unfallkostenrate überproportional mit zu-
nehmender Verkehrsgeschwindigkeit an. 
2.5. Weitere Akteure 
Neben Haushalten und Unternehmen werden in dem Modell weitere Akteure (Regierung, 
nicht-städtische Landbesitzer, Transportsektor) für eine möglichst genaue Abbildung rea-
                                               
32
 Luftverschmutzende Substanzen sind bspw. Ozon (O3), Schwefeldioxid (SO2) und Feinstaub (PM10 und 
PM2,5). 
33
 Die auf intrazonalen Verbindungen entstehenden Lärm- und Luftverschmutzungskosten werden entspre-
chend gewichtet. Die auf interzonalen Verbindungen entstehenden Kosten hingegen nicht. 
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ler Verhältnisse, wie auch für den Ausgleich aller Geldströme (z. B. der Steuerabgaben 
und Fahrtkosten der Haushalte und Unternehmen) dargestellt. Die Nachfrage dieser Ak-
teure nach Konsumgütern aus den   Zonen ist von einer Cobb-Douglas-Funktion abgelei-
tet. Die Ausgabenanteile für die     zonenspezifischen Güter sind exogen mit 
 
 
 gege-
ben. Die nachgefragte Menge ist jedoch von den zonenspezifischen Güterpreisen abhän-
gig. Des Weiteren wird unterstellt, dass den drei Akteuren für den Erwerb der in Zone   
durch Unternehmen des Industriezweigs     produzierten Konsumgüter keine Trans-
portkosten entstehen. 
2.5.1. Regierung 
Die Regierung generiert Steuereinnahmen aus der Erhebung von Einkommens-, Mehr-
wert- und Energiesteuer sowie der Pauschalsteuer    . Der Erlös aus der Erhebung von 
Einkommenssteuern      wird durch Gleichung 2.32 beschrieben und ergibt sich aus der 
Besteuerung der städtischen Arbeits- und Mieteinkommen: 
  
    ∑         
   
   
            (2.32) 
Gleichung 2.33 beschreibt den Erlös aus der Erhebung der Mehrwertsteuer   . Dieser 
ergibt sich aus der Besteuerung des privaten und öffentlichen Konsums sowie aus der 
Besteuerung aller Fahrtkosten im Individualverkehr (   ) und im Wirtschaftsverkehr 
(   ̂): 
  
  ∑    
        
     
 ∑        
   
 
        ̂  (2.33) 
Die Mehrwertsteuereinnahmen aus dem Individualverkehr ergeben sich aus:     
∑ ∑        ( 
     
       ̃  
     )      und die Mehrwertsteuereinnahmen aus dem 
Wirtschaftsverkehr aus:    ̂  ∑      
 
  ( ̂
  ̂    ̂
  ̃  
 )  .34 
 
 
                                               
34
 Die Anzahl aller richtungsgebundenen „Ein-Weg-Fahrten“ im Individualverkehr zwischen jeder Quelle   und 
jedem Ziel   ist gleich der Summe                            . Die verkehrsmittelspezifischen Fahr-
ten ergeben sich aus           [        ∑           ]   
 . Gleichung 2.28 bildet lediglich die Auto-
fahrten des Individualverkehrs ab und es gilt:        
            bzw.      
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Gleichung 2.34 zeigt den Erlös aus der Erhebung der Energiesteuer      auf den Ver-
brauch von Benzin- und Dieselkraftstoff: 
  
    ∑     
  ̃  
   
  
 ∑     
  ̃  
   
  
  (2.34) 
Die Verwendung des gesamten Erlöses                          zeigt Glei-
chung 2.35: 
   
    
 
 
      
          
  (2.35) 
Der Erlös wird gleichmäßig auf alle     Zonen verteilt und für den öffentlichen Konsum 
  
   , d. h. für den Erwerb von Konsumgütern aus Zone   verwendet. 
2.5.2. Nicht-städtische Landbesitzer 
Die nicht-städtischen Landbesitzer erzielen Erlöse aus der Vermietung der ihnen anteilig 
       gehörenden Landfläche in den   Zonen:
35,36 
    
   ∑          
 
  (2.36) 
Ihren Erlös       verwenden sie ebenso für den Erwerb städtischer Konsumgüter. Hie-
raus entsteht den nicht-städtischen Landbesitzern der Nutzen    . Dieser wird mit fol-
gender Cobb-Douglas-Nutzenfunktion abgebildet: 
  
         
     
      
    
 
 
∑    
  
 
  (2.37) 
 
 
                                               
35
 Die vollständige Landfläche    wird im Gleichgewicht durch die Haushalte und Unternehmen gemietet. Den 
städtischen Haushalten gehört der Anteil    und den nicht-städtischen Landbesitzern der Anteil        
der Landfläche und damit der Mieteinnahmen. 
36
 Das Mieteinkommen der nicht-städtischen Landbesitzer       ist gleich deren vollständigem ökonomischen 
Einkommen    . 
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Unter Beachtung der Budgetrestriktion (Gleichung 2.36) maximieren die nicht-städtischen 
Landbesitzer ihren Nutzen. Daraus ergibt sich die folgende Marshall-Nachfrage nach 
Konsumgütern aus Zone     
  : 
   
   
 
 
     
    
  (2.38) 
Wie Gleichung 2.38 zeigt, teilen die nicht-städtischen Landbesitzer ihr Mieteinkommen 
ebenfalls gleichmäßig auf alle     Zonen auf. Im Gegensatz zu den städtischen Haus-
halten wird das Einkommen der nicht-städtischen Landbesitzer nicht versteuert. Dieser 
Annahme liegt die Ursache zugrunde, dass für die Berücksichtigung der Einkommensbe-
steuerung z. B. Annahmen über den Wohnort und die Anzahl der Landbesitzer erforder-
lich wären. Da der Umfang möglicher weiterer diesbezüglicher Annahmen groß ist, wür-
den diese die Ergebnisse eher unschlüssiger als leichter verständlich machen. 
2.5.3. Transportsektor 
Der Transportsektor erhält Einnahmen       aus den monetären Fahrtkosten, mit Aus-
nahme der verkehrsbezogenen Steuern, die im Individual- und Wirtschaftsverkehr 
(        und      
 ) anfallen: 
 
      ∑∑       ( 
     
     ̃  
     )
   
 ∑     
 ( ̂  ̂    
  ̃  
 )
  
  
(2.39) 
Das Budget wird, wie bereits bei der Regierung und den nicht-städtischen Landbesitzern, 
gleichmäßig auf alle     Zonen verteilt und für den Erwerb der in Zone   hergestellten 
Konsumgüter   
   verwendet, wie Gleichung 2.40 verdeutlicht: 
   
   
 
    
  
    
  (2.40) 
2.6. Gleichgewicht 
Im räumlichen allgemeinen Gleichgewicht des Stadtmodells räumen die endogenen Mie-
ten, Löhne und Preise für Vorprodukte und Konsumgüter die räumlich differenzierten 
Märkte für Land, Arbeit, Vorprodukte und Konsumgüter. Aufgrund des vollkommenen 
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Wettbewerbs zwischen den Unternehmen eines Industriezweigs in einer Zone erwirtschaf-
ten diese keinen ökonomischen Profit. Zudem müssen im räumlichen allgemeinen Gleich-
gewicht des Stadtmodells die Budgetrestriktionen der Regierung, der nicht-städtischen 
Landbesitzer und des Transportsektors eingehalten werden. 
Das Gleichgewicht im Landmarkt der Zone   erfordert: 
 ∑       
 
 ∑    
 
     (2.41) 
Die linke Seite der Gleichung ist gleich der Summe aus der Landnachfrage der in Zone   
wohnenden und in Zone   arbeitenden Haushalte und der Landnachfrage aller in Zone   
produzierenden Unternehmen der   Industriezweige. Die rechte Seite ist gleich der in 
Zone   verfügbaren Landfläche. 
Das Gleichgewicht im Arbeitsmarkt der Zone   erfordert: 
 ∑         
 
∑    
 
 ∑ ∑
    |   
 
 ̂  
    
  (2.42) 
Die linke Seite der Gleichung entspricht dem Arbeitsangebot aller Haushalte in Zone  . 
Die rechte Seite der Gleichung ist gleich der Arbeitsnachfrage aller Unternehmen die in 
Zone   Vorprodukte oder Konsumgüter herstellen und verkaufen. Hinzu kommt die Ar-
beitszeit  ̂   des in Zone   beschäftigten Lastwagenfahrers für den Transport von Vorpro-
dukten von deren Produktionsort   zum Verbrauchsort  , der dem Produktionsort des 
Konsumgutes entspricht. 
Im Markt für Vorprodukte in Zone   erfordert das Gleichgewicht: 
 ∑ ∑    |   
    
       (2.43) 
Die linke Seite der Gleichung ist gleich der in Zone   nachgefragten Vorproduktmenge der 
Unternehmen der Industriezweige     aus allen Zonen  .37 Die rechte Seite der Glei-
chung ist gleich der in Zone   durch Unternehmen des Industriezweigs     hergestell-
ten Vorproduktmenge. 
                                               
37
 In den folgenden Untersuchungen werden u. a. weitere Industriezweige eingeführt (vgl. Abschnitte 4.3.3. 
und 5.2.2.). 
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Die Räumung des Konsumgütermarktes in Zone   erfordert: 
 ∑        
  
   
      
     
         (2.44) 
Die linke Seite der Gleichung zeigt die Nachfrage der in allen Zonen des Stadtgebiets 
wohnenden und arbeitenden Haushalte nach Konsumgütern aus Zone   sowie die Nach-
frage der Regierung, der nicht-städtischen Landbesitzer und des Transportsektors nach 
Konsumgütern aus Zone  , wodurch die Geldströme an die „weiteren Akteuren“ ausgegli-
chen werden (vgl. Abschnitt 2.5.). Die Summe aller Steuerabgaben an die Regierung, der 
Mietzahlungen an die Landbesitzer sowie der Verkehrsausgaben, die der Transportsektor 
erhält, müssen gleich dem Wert der an diese Akteure verkauften Menge Konsumgüter 
sein. Die rechte Seite der Gleichung ist gleich der in Zone   durch Unternehmen des In-
dustriezweigs     produzierten Konsumgütermenge. 
Gleichung 2.45 zeigt die Kurzform der Nullprofitbedingung bzw. der Nullprofitgleichung 
2.21 (vgl. Anas und Liu, 2007), welche besagt, dass kein Unternehmen einen ökonomi-
schen Profit erwirtschaftet: 
          (                )     (2.45) 
2.7. Modellkalibrierung und Benchmark-Ergebnisse 
Als Ausgangspunkt für die folgenden Untersuchungen wurde, basierend auf dem stilisier-
ten Stadtmodell (vgl. Abbildung 2.1), das räumliche allgemeine Gleichgewichts- und 
Transportmodell derart kalibriert, dass dieses die ökonomischen, räumlichen und ver-
kehrsbezogenen Bedingungen einer „durchschnittlichen“ deutschen Metropolregion so 
genau wie möglich abbildet. Dazu wurden einige Parameter entsprechend empirisch  
beobachtbaren Werten fixiert und andere derart kalibriert, dass die Charakteristika der 
Benchmark-Stadt mit empirischen und statistischen deutschen Charakteristika überein-
stimmen38. So zum Beispiel 
 ökonomische Charakteristika wie Lohn und Einkommen, 
 räumliche Charakteristika wie Fahrtmuster, Bevölkerungsdichte und Arbeits-
platzdichte, 
                                               
38
 Die kalibrierten Charakteristika beziehen sich auf das Jahr 2009, außer, die entsprechenden Daten waren 
für dieses Jahr nicht verfügbar. 
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 verkehrliche Charakteristika wie Fahrtzeiten und -distanz, Geschwindigkeit, 
Kraftstoffverbrauch, Emissionen, Modal Split und Anteil des Wirtschaftsver-
kehrs. 
Der folgende Teil präsentiert verschiedene Parameterwerte und zeigt die adäquate An-
passung der kalibrierten Benchmark-Stadtökonomie an empirische und statistische (deut-
sche) Eigenheiten. Tabelle 2.1 und Tabelle 2.2 zeigen wichtige kalibrierte ökonomische, 
räumliche und verkehrsbezogene Charakteristika sowie verschiedene verkehrsbezogene 
Elastizitäten der Benchmark-Stadtökonomie und vergleichen diese mit der Statistik und 
empirischen Literatur. 
Das repräsentative urbanisierte Gebiet wird von       Mio. Arbeitern (Haushalten), die 
im Durchschnitt jeweils eine abhängige Person unterstützen, also insgesamt von 3 Mio. 
Menschen bevölkert. Hieraus ergibt sich eine durchschnittliche Haushaltsgröße von 2, 
welche der durchschnittlichen deutschen Haushaltsgröße im Jahr 2009 entspricht (vgl. 
Destatis, 2011a). Die gesamte Landfläche ∑     beträgt 600 km
2.39 Daraus ergibt sich eine 
durchschnittliche Bevölkerungsdichte von 5000 Personen/km2.40 
Die Parameter der Nutzenfunktion spiegeln die Präferenzen für Konsum (  0,40), Woh-
nen (  0,11) und Freizeit (  0,49) wieder. Sie wurden derart fixiert, dass die Bench-
mark-Ergebnisse verschiedenen Daten, wie z. B. den relativen Ausgabenanteilen deut-
scher Haushalte (Destatis, 2012, 2011b), entsprechen. Durch die Fixierung des Parame-
ters   0,6 der Subnutzenfunktion wird den Haushalten eine gewisse Vorliebe für räumli-
che (Produkt-)Vielfalt unterstellt (vgl. Anas und Rhee, 2006). Folglich beträgt die  
Substitutionselastizität zwischen den zonenspezifischen Konsumgütern       ⁄  2,5 
(vgl. Tscharaktschiew und Hirte, 2010a). 
Die Aufteilung der städtischen Produktionskosten (Outputelastizitäten) entspricht der Ver-
teilung des deutschen Nationaleinkommens auf die Produktionsfaktoren. Für beide Indust-
riezweige, d. h. für die Produktion von Vorprodukten und Konsumgütern, wird unterstellt, 
dass der Kostenanteil für Land      in den Randgebieten höher ist. Dies spiegelt die Präfe-
renz von Unternehmen mit flächenintensiver Technologie wieder in den Randgebieten zu 
produzieren. Der Kostenanteil für Arbeit      ist folglich im Stadtzentrum höher als in den 
                                               
39
 Die zonenspezifischen Landflächen sind:      130 km
2
;      90 km
2
;      60 km
2
;    40 km
2
. 
40
 Die Bevölkerungsdichte deutscher Städte betrug in 2010 bspw. für München 4355 Personen/km
2
 und Berlin 
3881 Personen/km
2
 (Statistische Ämter der Länder, 2010). Die Modell-Landfläche enthält keine Landflä-
che für Straßen oder ähnliches. Durch die Ergänzung dieser Flächen würde die Modell-
Bevölkerungsdichte geringer und somit den statistischen Werten noch näher sein. 
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Randgebieten, was die Präferenz von Unternehmen mit vornehmlich managementbezo-
genen Arbeitsplätzen für zentrumsnahe Lagen wiederspiegelt (Haas und Hamann, 2008). 
Durchschnitt über alle Zonen 
und Haushalte 
Stadtmodell Statistik Quelle 
Bruttolohn [€/h] 20,36 20,30 (2010) i 
Verhältnis Zeitwert zu Nettolohn 0,87 0,78 x/xi 
Arbeitstage [d/a] 217 213-222 (2010) ii 
Nettoeinkommen [€/a] 34184 34476 (2009) i 
Anteil Verkehrsausgaben am 
verfügbaren Einkommen 
0,11 0,11 (2009) i 
Anteil Wohnausgaben am 
verfügbaren Einkommen 
0,22 0,23 (2010) iv 
Tägliche Arbeitszeit [h] (inkl. Pendelzeit) 7,53 7,51 (2001/02) xii 
Tägliche Nicht-Arbeitszeit [h] 
(inkl. Fahrtzeiten; exkl. Schlaf) 
10,47 10,49 (2001/02) xii 
Verhältnis Einkaufs- zu Pendelfahrten 1,51 1,50 (2008) iii 
Tägliche Unterwegszeit [min] 87 79-88 (2008) iii 
Tagesstrecke [km] 37 39 (2008) iii 
Geschwindigkeit Straßenverkehr [km/h] 33 30 (2002) v 
Benzinverbrauch [l/100 km] 7,9 8,0 (2008) vi 
Modal Split Auto/ÖPNV/Fuß [%] 52/18/30 52/18/30 (2008) iii 
Anteil Wirtschafts- am Kfz-Verkehr 0,09 0,08 (2010) vii 
BIP pro Kopf [1000 €] 44,6 
Köln: 42,0 
Bonn: 43,5 
Nürnberg: 44,4 (2009) 
Münster: 44,4 
Hamburg: 47,5 
viii 
Anteil Arbeitseinkommen am BIP 0,79 0,76 (2009) i 
Arbeitsplatzausstattung Suburb/City 
                  
                  
 
0,91/1,27 
0,87/1,54 (Hannover) 
0,79/1,33 (Hamburg) 
0,86/1,39 (München) 
0,89/1,56 (Stuttgart) 
ix 
i) Destatis(2011b), ii) IAB (2011), iii) BMVBS (2010), iv) Destatis (2012), 
v) BMVBS (2004), vi) Destatis (2010), vii) BMVBS (2012b), 
viii) Statistische Ämter der Länder (2010), ix) Siedentop (2007), 
x) Small und Verhoef (2007), xi) de Borger und van Dender (2003), xii) Destatis (2004) 
Tabelle 2.1: Benchmark-Ergebnisse vs. Statistik 
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Um möglichst realistische Bevölkerungs-/Arbeitsplatzdichten abzubilden, erhält der Dis-
persionsparameter  , welcher Bestandteil der Standort-Entscheidung ist, den Wert 7.41 
Entsprechend dem Statistischen Bundesamt (Destatis, 2012) gehören 46 % der Landflä-
che den Einwohnern (   0,46   ), welche somit zusätzlich zum Arbeitseinkommen auch 
Nicht-Arbeitseinkommen/Mieteinkommen    aus Landbesitz erhalten. Die restliche Land-
fläche ist hingegen im Besitz der nicht-städtischen Landbesitzer. Die jährliche absolute 
Zeitverfügbarkeit   beläuft sich auf 4500 h/a (18 h/Geschäftstag   250 Geschäftstage/a). 
Eurostat (2004) entsprechend beträgt die tägliche Arbeitszeit   8 h. Gemäß Statistischem 
Bundesamt (Destatis, 2008) wird der Einkommenssteuersatz      mit 20,3 % angegeben. 
Der allgemeine Konsum wie auch die Kraftstoffe werden mit 19 % (       0,19) be-
steuert (§ 12 UStG, 2005). Um eine realistische Verteilung zwischen den Fahrtzwecken 
Pendeln und Einkaufen (vgl. Tabelle 2.1) zu erhalten bekommt der Parameter   den Wert 
1,5. Somit sind durchschnittlich drei Fahrten notwendig um zwei Einheiten des Konsum-
guts zu kaufen. 
Für den Verkehrsmodus     betragen die monetären Fahrtkosten null Euro. Für die Ap-
proximation eines deutschen Tarifsystems für den öffentlichen Verkehr besteht der Ti-
cketpreis für den Verkehrsmodus      aus einer variablen distanzabhängigen Kompo-
nente,      0,15 €/Pkm, und einer fixen distanzunabhängigen Komponente,      1,50 € 
(vgl. Tscharaktschiew und Hirte, 2010a). Beide Komponenten werden mit einem reduzier-
ten Mehrwertsteuersatz von 7 % (   0,07) besteuert (§ 12 UStG, 2005). Die distanzab-
hängige Kostenrate für den Verkehrsmodus           beträgt 0,30 €/Vkm und entspricht 
damit den durchschnittlichen Kosten für das Besitzen und Betreiben eines Autos (vgl. 
z. B. ADAC, 2009; Bühler und Kunert, 2008; Tscharaktschiew und Hirte, 2010a). Der Brut-
tobenzinpreis wird mit 1,40 €/l angegeben (vgl. z. B. ADAC, 2010). Hierbei beträgt die 
Mehrwertsteuer 0,22 €/l (   0,19), die Energiesteuer für Benzinkraftstoff    0,65 €/l 
(§ 2 EnergieStG, 2006) und der Nettobenzinpreis folglich    0,53 €/l. Die distanzabhän-
gigen durchschnittlichen Kosten für das Besitzen und Betreiben eines Nutzfahrzeugs  ̂  
betragen 0,40 €/Vkm (vgl. Fuhrpark+management, 2010). Der Bruttodieselpreis wird mit 
1,21 €/l angegeben (vgl. z. B. ADAC, 2010) und setzt sich aus der Energiesteuer für Die-
selkraftstoff in Höhe von    0,47 €/l (§ 2 EnergieStG, 2006), dem Nettodieselpreis in 
                                               
41
 In der Benchmark-Stadtökonomie haben alle Dichten ihren Höchststand im Zentrum und nehmen, wie in 
echten Städten beobachtbar, mit zunehmender Distanz zum Stadtzentrum ab. So beträgt bspw. die 
Haushaltsdichte in der Innenstadt (Zonen 3-5) 3706 Haushalte/km
2
 und in den Randgebieten (Zonen 
1,2,6,7) 2061 Haushalte/km
2
. Die Arbeitsplatzdichte beträgt 4178 Arbeitsplätze/km
2
 in der Innenstadt 
und 1890 Arbeitsplätze/km
2
 in den Randgebieten. 
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Höhe von    0,55 €/l und der Mehrwertsteuer in Höhe von 0,19 €/l (   0,19) zusam-
men. 
Während die Fahrgeschwindigkeiten für den motorisierten Verkehr endogen sind, werden 
für die Verkehrsmodi     4 km/h und      18 km/h Fahrgeschwindigkeit festgesetzt 
(BMVBS, 2004). Die zulässigen Höchstgeschwindigkeiten bzw. die Geschwindigkeiten bei 
freiem Verkehrsfluss (Inverse des Parameters      aus Gleichung 2.25) auf dem aggre-
gierten Straßennetz betragen für die intrazonalen und städtischen Straßen 50 km/h, für 
die inneren Umgehungsstraßen 60 km/h42 und für die äußeren Umgehungsstraßen 
70 km/h43. Weitere Werte wie die Straßenkapazität, die verbleibenden Parameter der 
Fahrtzeit-/Staufunktion (Gleichung 2.25), die Dispersionsparameter für das Verkehrsmit-
tel- und Routenwahlverhalten sowie die verkehrsmittelspezifischen Konstanten wurden 
derart gewählt, dass das Benchmark-Modell repräsentative Fahrgeschwindigkeiten bzw. 
Staulevel für das Verkehrsnetz (siehe Tabelle 2.1), einen repräsentativen, mit deutschen 
Städten vergleichbaren Modal Split44 wie auch realistische, mit der empirischen Literatur 
übereinstimmende Elastizitäten der Verkehrsmittelwahl generiert (vgl. Tabelle 2.1 und 
Tabelle 2.2). Unterstellt man den Modell-Haushalten eine Elastizität der Benzinnachfrage 
je Kilometer (Inverse der Verbrauchseffizienz) bzgl. des Bruttobenzinpreises von -0,2 
(Parry, 2011)45 und betrachtet deren Veränderungen im Verkehrsverhalten, so ergeben 
sich für die Elastizität der absoluten Benzinnachfrage bzgl. des Benzinpreises Werte im 
Bereich von (-0,3)–(-0,4).46 Wie auch in der Literatur (vgl. Small und van Dender, 2007) 
beschrieben, reagieren auch die Verkehrsteilnehmer im Simulationsmodell eher durch 
Benzineinsparung auf Änderungen des Benzinpreises als durch eine Reduzierung der 
Autofahrten. Zudem ist die Reaktion der ÖPNV-Nachfrage auf Benzinpreisänderungen im 
Benchmark-Modell unelastisch und somit ebenfalls akzeptabel und der Literatur entspre-
chend (vgl. Goodwin, 1992). Übereinstimmend mit anderen verkehrsbezogenen Studien 
trägt ein einzelner Lastkraftwagen mehr zum Stau bei als ein einzelner Personenkraftwa-
                                               
42
 D. h. die direkten Verbindungen zwischen den Zonen 2-4, 3-5 und 4-6. 
43
 D. h. die direkte Verbindung zwischen den Zonen 2-6. 
44
 Im Modell steht der Verkehrsmodus Fahrrad den Haushalten nicht zur Verfügung. Aus diesem Grund wurde 
der durch das BMVBS (2010) ermittelte Rad-Anteil gleichmäßig auf alle im Modell zur Verfügung ste-
henden Verkehrsmittel aufgeteilt. Die Ergebnisse des Benchmark-Modells ergeben folgende, mit den 
angepassten statistischen Werten übereinstimmende Modal-Split-Anteile:      52 %,      18% und 
    30 %. 
45
 Vgl. ebenfalls Graham und Glaister (2002) und Brons et al. (2008). Letztere fanden eine etwas höhere Elas-
tizität von -0,3. 
46
 Zum Vergleich: Parry (2011) unterstellte eine Elastizität der Benzinnachfrage bzgl. des Benzinpreises von -
0,4. Small und van Dender (2007) errechneten mit Daten für die 39 Jahre 1966-2004 eine Preiselastizität 
von -0,363. Werden hingegen nur jüngere Daten über die fünf Jahre 2000-2004 betrachtet, sinkt die 
Elastizität auf -0,237. Die Ergebnisse zeigen, dass der Benzinverbrauch im Individualverkehr über die 
Zeit preisunelastischer wurde. 
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gen, wodurch für den Gewichtungskoeffizient    gilt:    1 und    1,5 (BMVBS, 
2002).47 
Elastizitäten Stadtmodell Empirie Quelle 
Eigenpreiselastizität der Autofahrten-Nachfrage 
bzgl. des Benzinpreises 
-0,1 (-0,1) – (-0,3) 
i/ii/iii/ 
iv/v/vi 
Eigenpreiselastizität der ÖPNV-Nachfrage bzgl. 
des Fahrtpreises 
-1,0 (-0,1) – (-1,1) i/ii 
Kreuzpreiselastizität der ÖPNV-Nachfrage bzgl. 
des Benzinpreises 
+0,5 (+0,1) – (+0,8) ii 
Eigenpreiselastizität der Benzinnachfrage bzgl. 
des Benzinpreises 
-0,4 (-0,2) – (-0,6) ii/iv/vii 
i) Small und Verhoef (2007), ii) Goodwin (1992), iii) Steiner und Cludius (2010), 
iv) Goodwin et al. (2004), v) Graham und Glaister (2004), vi) Hymel et al. (2010), 
vii) Havranek et al. (2012) 
Tabelle 2.2: Benchmark-Ergebnisse vs. Empirie 
 Kostensätze [€] Quelle 
Unfallkosten 
ÖPNV 
Auto/Pkw 
Lkw 
 
4,62/1000 Pkm 
39,30/1000 Pkm 
32,92/1000 Vkm 
 
i 
ii 
i 
Luftverschmutzungskosten 
ÖPNV 
Auto/Pkw 
Lkw 
 
1,56/1000 Pkm 
3,21/1000 Pkm 
20,07/1000 Vkm 
 
iii 
iii 
iii 
Lärmkosten 
ÖPNV 
Auto/Pkw 
Lkw 
 
0,95/1000 Pkm 
11,75/1000 Pkm 
58,41/1000 Vkm 
 
iii 
iii 
iii 
i) Link et al. (2002), ii) INFRAS (2007), iii) Bickel und Schmid (2002) 
Tabelle 2.3: Kostensätze für Umwelt- und Unfallkosten 
                                               
47
 Die Ergebnisse der Studie „Kraftfahrzeugverkehr in Deutschland 2010 (KiD 2010)“ legen nahe, dass ein 
Großteil der Fahrten wie auch der Fahrleistung im Wirtschaftsverkehr mit Pkw und kleinen Lkw zurück-
gelegt wird (BMVBS, 2012a, 2012b). Auf diesen Resultaten und weiteren Annahmen zum Fahrzeug-
gesamtgewicht (UBA, 2013) aufbauend, sind die Fahrzeuge des Wirtschaftsverkehrs im Durchschnitt der 
Fahrzeugkategorie „Lkw 3,5–12 t“ (BMVBS, 2002, 2007; UBA, 2013) zuzuordnen. Daraus ergibt sich für 
den Gewichtungskoeffizient    der Wert 1,5. Der Kostensatz  ̂  (0,40 €/Vkm, vgl. Fuhr-
park+management, 2010) bezieht sich dementsprechend auf die distanzabhängigen, durchschnittlichen 
Kosten für das Besitzen und Betreiben eines Lastkraftwagens/Nutzfahrzeugs der genannten Fahrzeug-
kategorie. 
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Mit Ausnahme des Zu-Fuß-Gehens verursachen die Verkehrsmittel ÖPNV und Auto so-
wie der Lkw-Verkehr Umweltkosten. Neben den klimaschädlichen CO2-Emissionen wer-
den ebenfalls durch Luftverschmutzung, Unfälle und Lärm verursachte Kosten berücksich-
tigt. Es gibt ein breites Spektrum an Schätzwerten für die Bewertung der marginalen sozi-
alen Kosten (Schäden) des Treibhausgases Kohlenstoffdioxid. Aufbauend auf früheren 
Schätzungen errechnete Tol (2005) für die betrachteten Studien einen Mittelwert von 
93 $/tC, d. h. 25 $/tCO2 (1 tC   3,67 tCO2). Stern et al. (2006) hingegen unterstellen sozi-
ale Kosten von 85 $/tCO2. Das Umweltbundesamt empfiehlt die Bewertung der externen 
Kosten einer emittierten Tonne CO2 mit 70 €/t (UBA, 2007). Dem Umweltbundesamt fol-
gend beträgt die im Modell verwendete und für das Jahr 2009 inflationsbereinigte Bewer-
tung der externen Kosten 71,50 €/tCO2. Tabelle 2.3 zeigt die weiteren, ebenfalls für das 
Jahr 2009 inflationsbereinigten verkehrsmittelspezifischen Umwelt- und Unfallkosten48. 
Das in diesem Kapitel beschriebene räumliche allgemeine Gleichgewichts- und Trans-
portmodell bildet die Basis für die Simulationen/Berechnungen der folgenden Untersu-
chungen. Notwendige untersuchungsspezifische Modellanpassungen werden in den je-
weiligen Kapiteln beschrieben. Das kalibrierte Benchmark-Ergebnis, welches die  
ökonomischen, räumlichen und verkehrsbezogenen Bedingungen einer „durchschnittli-
chen“ deutschen Metropolregion so genau wie möglich abbildet, entspricht dem Aus-
gangspunkt der folgenden Untersuchungen. 
Sämtliche Simulationen wurden mit dem algebraischen Modellierungssystem GAMS (Ver-
sion 23.2.1; vgl. Rosenthal, 2011) unter Verwendung des Gleichungsauflösers PATH (vgl. 
Dirks und Ferris, 1993; Ferris und Munson, 2000) berechnet. 
  
                                               
48
 Die Unfallkosten sind einer Studie von INFRAS (2007), die die externen, direkt Deutschland betreffenden 
Kosten ermittelt, entnommen. Die Berechnungen der Unfallkostenraten konzentrieren sich auf verschie-
dene Komponenten, z. B. den Wert menschlichen Lebens, von Produktionsausfällen, sowie auf weitere 
Faktoren (bspw. medizinische und administrative Kosten). Die Bewertung des menschlichen Lebens ba-
siert u. a. auf dem Konzept „Wert eines statistischen Lebens“ (WSL). Hierfür werden z. B. Individuen 
über ihre Zahlungsbereitschaft für eine bestimmte Reduktion ihres Unfallrisikos befragt. Aufbauend auf 
diesen Studien über die Zahlungsbereitschaft lässt sich ein unspezifisches statistisches Leben pekuniär 
bewerten (vgl. CE Delft, 2011 für weiter methodologische Details). 
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3. Tempo-30 in Städten 
3.1. Einleitung 
Die Hauptaspekte im Zusammenhang mit Untersuchungen zur Wirkung von Tempolimits 
in Stadtgebieten betreffen die Auswirkungen auf die Mobilität und die Umwelt. Tempolimit-
Maßnahmen – entweder umgesetzt oder weltweit kontrovers diskutiert – werden bspw. 
mit Veränderungen der Fahrtzeit, des Stauniveaus, der Fahrzeugbetriebskosten, der 
Schwere und Häufigkeit von Unfällen, der luftverschmutzenden und CO2-Emissionen so-
wie des Lärms in Verbindung gebracht. Zudem kommen verschiedene Studien zu den 
Ergebnissen, dass Autofahrer ihren Zeitgewinn durch schnelleres Fahren auf Kosten ei-
nes höheren Unfallrisikos überschätzen (vgl. z. B. Elvik, 2010; Matsuki et al., 2002), nur 
private Kosten (Ignoranz von Externalitäten) bei ihrer Geschwindigkeitswahl beachten und 
nur ungenügend über Verkehrsbedingungen und deren Konsequenzen informiert sind. 
Somit scheint die Regulierung der Geschwindigkeitswahl der Fahrer ein nützliches wie 
erforderliches Verkehrsmanagement-Instrument zu sein (vgl. z. B. Archer et al., 2008). 
Durch die mit Tempolimits in Verbindung gebrachten positiven Effekte haben europäische 
Bürger die Initiative „30kmh – macht die Straße lebenswert!“ ins Leben gerufen.49 Die Vi-
sion der Initiative ist, dass eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h nicht länger 
nur für bestimmte Zonen gelten soll, sondern das Standard-Tempolimit für Dörfer, Klein- 
und Großstädte sein sollte, wobei den lokalen Behörden die Möglichkeit Ausnahmen zu 
schaffen eingeräumt wird. Um das Subsidiaritätsprinzip zu wahren, soll den lokalen Be-
hörden weiterhin die Entscheidung überlassen bleiben, auch andere Tempolimits in Ver-
bindung mit weiteren, äquivalenten Maßnahmen umzusetzen, um z. B. umweltbezogene 
Ziele zu erreichen. 
Es gibt bereits eine Vielzahl umfangreicher Forschungsarbeiten über die Auswirkungen 
von Geschwindigkeitsabsenkungen auf Unfälle, CO2-Emissionen, Lärm und Luftver-
schmutzung. Besonders die Beziehungen zwischen der Fahrgeschwindigkeit und dem 
Risiko und der Schwere von Unfällen wurden ausführlich erforscht und rezensiert (vgl. 
z. B. Aarts und van Schagen, 2006; Aljanahi et al., 1999; Archer et al., 2008; Baruya und 
                                               
49
 Entsprechend dem seit 2012 existierenden, durch den Vertrag von Lissabon eingeführten Politikinstrument 
„Europäische Bürger-Initiative“ (EBI) sind europäische Bürger in der Lage, durch eigene Vorschläge für 
jeden Bereich des EU-Rechts die europäische Gesetzgebung zu beeinflussen. Nach der Registrierung 
einer Initiative und deren formeller Überprüfung durch die europäische Kommission müssen innerhalb 
von 12 Monaten mindestens eine Million Unterschriften von Bürgern aus mindestens sieben Mitglied-
staaten gesammelt werden. Wird dieses Ziel erreicht, muss sich die Kommission innerhalb von drei Mo-
naten mit der EBI befassen. Auch wenn die Kommission nicht dazu verpflichtet ist entsprechend dem 
Vorschlag der Initiative zu handeln, ist es dennoch erforderlich diesen ernsthaft in Betracht zu ziehen. 
Weitere Informationen über die Initiative sind unter http://en.30kmh.eu/ abrufbar. 
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Finch, 1994; Grundy et al., 2009; Elvik, 2009; Elvik und Amundsen, 2000; Elvik et al., 
2004; Garber und Graham, 1990; Joksch, 1975; Kloeden et al., 1997, 2001, 2002; Lai et 
al., 2012; Nilsson, 1982, 2004; OECD/ECMT, 2006; Taylor et al., 2000; Wong et al., 
2005). Diese Forschungsstudien kommen zu dem Schluss, dass die Wahrscheinlichkeit, 
in einen Unfall verwickelt zu sein, wie auch die Schwere eines Unfalls mit der Geschwin-
digkeit zunehmen. Die Ergebnisse einiger Studien liefern zudem Evidenz für eine Expo-
nential- oder ein Potenzfunktion für den Zusammenhang zwischen Geschwindigkeit und 
Unfällen bzw. Unfallraten. Weiterhin schlussfolgern diese Studien, dass die Absenkung 
der Geschwindigkeit die Interaktion zwischen unterschiedlichen Straßennutzern verbes-
sert.50 Zudem gibt es Hinweise dafür, dass mit zunehmendem Unterschied zwischen den 
Fahrgeschwindigkeiten der Fahrzeuge (Streuung der Geschwindigkeiten) die Unfallraten 
ebenfalls ansteigen.51 
Die Auswirkungen geschwindigkeitsregelnder Maßnahmen auf CO2- und luftverschmut-
zende Emissionen sind ebenfalls detailliert erforscht (vgl. z. B. Baldasano et al., 2010; 
Dijkema et al., 2008; Gan et al., 2012; Madireddy et al., 2011; Int Panis et al., 2011, 2006; 
OECD/ECMT, 2006; Owen, 2005). Die Studien kommen zu dem Ergebnis, dass die Ver-
ringerung der Geschwindigkeiten auf städtischen Umgehungsstraßen die Emissionen 
signifikant reduzieren, dieses Resultat für innerstädtische Straßen jedoch nicht derart ein-
deutig ist.52 
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 Aarts und van Schagen (2006) erarbeiteten einen beträchtlichen Literaturüberblick über die zahlreichen 
Studien, die den Zusammenhang zwischen individuellen Geschwindigkeiten bzw. der Verkehrsge-
schwindigkeit und dem Unfallrisiko erforschen. Die OECD/ECMT (2006) fasst in ihrem Bericht zusam-
men, dass die Wahrscheinlichkeit eines Fußgängers einen Autounfall zu überleben von 20 % auf 90 % 
steigt, wenn dieser anstatt mit 50 km/h nur mit 30 km/h von einem Auto angefahren wird. Eine neuere 
Studie von Lai et al. (2012) untersucht die Auswirkungen von Geschwindigkeitsassistenzsystemen (Intel-
ligent Speed Adaptation, ISA), die den Fahrer über Tempolimits informieren und diesen bei der Über-
schreitung der Limits warnen und gegebenenfalls das Fahrzeug selbstständig abbremsen, auf die Ge-
schwindigkeitswahl der Fahrer, die Sicherheit und Umwelt. Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass in 
das Fahrgeschehen eingreifende ISA-Systeme effektiver sind als rein informierende Systeme, und dass 
derartige ISA-Systeme langfristig 30 % der tödlichen und 25 % der schweren Unfälle vermeiden könnten. 
Weiterhin können Geschwindigkeitsassistenzsysteme helfen die Umwelt zu verbessern. Dieser positive 
Umwelteffekt wird im Vergleich mit dem Sicherheitsgewinn jedoch insignifikant. 
51
 Garber und Ehrhart (2000), Garber und Gadiraju (1989) und Taylor et al. (2000) zeigen, dass eine einheitl i-
chere Fahrgeschwindigkeit und damit ein gleichmäßigerer Verkehrsfluss mit besserer Verkehrssicherheit 
verbunden sind. 
52
 Int Panis et al. (2011) und Madireddy et al. (2011) untersuchten die Wirkung von geschwindigkeitsregeln-
den Maßnahmen auf den Schadstoffausstoß auf Autobahnen und innerstädtischen Straßen. Int Panis et 
al. (2011) maßen für drei verschiedene Fahrzeuge (sowohl benzin- als auch dieselbetriebene Fahrzeu-
ge) und sechs verschiedene städtische Fahrzyklen die relative Änderung des Schadstoffausstoßes für 
die Reduzierung der Geschwindigkeit von 50 km/h auf 30 km/h. Madireddy et al. (2011) kombinieren ein 
mikroskopisches Verkehrsmodell mit einem Emissionsmodell, um die potenziellen Umweltwirkungen von 
Verkehrsmanagement-Maßnahmen in Antwerpen zu untersuchen. Während die Ergebnisse von Madi-
reddy et al. (2011) zeigen, dass die Senkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit in bewohnten Ge-
bieten von 50 km/h auf 30 km/h die NOx- und CO2-Emissionen um 25 % reduziert, kommen Int Panis et 
al. (2011) und Owen (2005) hingegen zu dem Schluss, dass es unwahrscheinlich ist, dass die NOx- und 
CO2-Emissionen in Städten durch strikte Tempolimits signifikant beeinflusst werden. 
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Studien, die die Effekte geringerer Geschwindigkeiten auf die Lärmemissionen untersu-
chen (vgl. z. B. Amundsen und Klæboe, 2005; den Boer und Schroton, 2007; Dora et al., 
2011; Freitas et al., 2012; Gan et al., 2012; Nijland und van Wee, 2012; OECD/ECMT, 
2006) kommen zu den Ergebnissen, dass Geschwindigkeitsabsenkungen die Lärmemis-
sionen reduzieren53, das Lärmminderungspotenzial jedoch hauptsächlich durch das Ge-
schwindigkeitsniveau beeinflusst ist. 
Weitere Studien erforschen die Gründe für die Wahl der individuellen Fahrgeschwindigkeit 
(vgl. z. B. Åberg et al., 1997; Delhomme et al., 2010; Elvik, 2010;Elvik, 2009; Fuller et al., 
2009; Haglund und Åberg, 2000; Matsuki et al., 2002; Nilsson, 1991; Schmid Mast et al., 
2008; Tarko, 2009). Deren wichtigste Ergebnisse können wie folgt zusammengefasst 
werden: Die meisten Fahrer wählen ihre Geschwindigkeiten über der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit, weil sie den daraus resultierenden Zeitgewinn überschätzen während sie 
gleichzeitig das daraus resultierende höhere Unfallrisiko unterschätzen54; weil Fahrer sich 
sozialem Druck anderer Straßenverkehrsteilnehmer ausgesetzt fühlen, wählen sie ihre 
Geschwindigkeit entsprechend der Geschwindigkeit der anderen, auch wenn diese über 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit liegt (Åberg et al., 1997); auch wenn sich Fahrer 
der negativen Lärm- und Emissionseffekte des Schnellfahrens bewusst sind, beeinflusst 
dieses Wissen ihre Geschwindigkeitswahl nur wenig.55 
Betrachtet man die verschiedenen Forschungsschwerpunkte zur Untersuchung von Tem-
polimits, so zeigt sich, dass diese sich auf die durch Verkehrsanpassungen herbei-
                                               
53
 Wenngleich Freitas et al. (2012) die Wirkung der Geschwindigkeit auf Lärm auf der Mikroebene untersuchte 
und Gan et al. (2012) auf der Makroebene, kamen dennoch beide Studien zu dem Ergebnis, dass die 
Lärmemissionen im Straßenverkehr mit der Geschwindigkeit und Verkehrsdichte zunehmen. Hierfür ana-
lysierten Freitas et al. (2012) die Lärmbelästigung verschiedener, für europäische Städte üblicher Stra-
ßenbeläge (Kopfsteinpflaster, dichter Asphalt, offenporiger Asphalt) im Hinblick auf die Geschwindigkeit 
und Verkehrsdichte. Gan et al. (2012) benutzen Daten über Verkehrsaufkommen, Straßentyp, Straßen-
belag, Tempolimit, Ampelanlagen, Gebäude und Topografie, um u. a. die Auswirkungen der Geschwin-
digkeit und Verkehrsdichte auf den Lärm innerhalb einer großer Metropolregion (Vancouver) zu untersu-
chen. 
54
 Matsuki et al. (2002) nutzten für ihre Berechnungen des Profits schnellen Fahrens einen Fahrsimulator. Mit 
diesem sammelten sie u. a. Daten über Ankunftszeit, Fahrzeugabstand und einen Unfallgefahr-Index 
(Verhältnis zwischen Anhalteweg und Fahrzeugabstand; je größer der Index, umso höher die Wahr-
scheinlichkeit einer Kollision). Anschließend verglichen sie die Fahrtzeiten und das Unfallrisiko schnellen 
und sicheren Fahrens. Ihre Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Unterschiede zwischen der vermute-
ten und der tatsächlichen Fahrtzeit mit der Geschwindigkeit zunehmen. Dies könnte ein Grund für zu 
schnelles Fahren sein, da Fahrer die Verkürzung ihrer Fahrtzeit durch schnelleres Fahren im Vergleich 
zur tatsächlichen Fahrtzeitersparnis überbewerten. Durch einen Vergleich der tatsächlichen Fahrtzeiten 
mit den Unfallgefahr-Indexen zeigen Matsuki et al. (2002) weiterhin, dass die Zeitersparnisse die zu-
nehmende Unfallgefahr nicht aufwiegen können. Folglich ist Rasen das Unfallrisiko nicht wert. Fuller et 
al. (2009) fanden ebenfalls heraus, dass Fahrer besonders bei höheren Geschwindigkeiten die Zeiter-
sparnisse durch Rasen überschätzen. 
55
 Elvik (2009) wertete einige Studien über den Einfluss umweltverschmutzender Faktoren des Rasens auf die 
Wahl der Geschwindigkeit aus und kommt zu dem Schluss, dass Fahrer sich der negativen Wirkung des 
Rasens auf Lärm und Luftverschmutzung zwar bewusst sind, aber diese Umstände bei der Wahl ihrer 
Geschwindigkeit nicht wirklich beachten. 
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geführten Umwelteffekte und Unfälle konzentrieren. Neben den reinen verkehrsbezoge-
nen Effekten haben Tempolimit-Maßnahmen jedoch auch zahlreiche ökonomische Effek-
te, die die Wirksamkeit dieser Maßnahmen, insbesondere in Stadtregionen, beeinflussen. 
Stadtregionen bilden Volkswirtschaften auf lokaler Ebene ab. Sie werden von Arbeitern 
und Konsumenten, die sich der Notwendigkeit von Mobilität gegenübersehen, bewohnt, 
von Unternehmen, die sich auf den Wirtschaftsverkehr verlassen, besiedelt und von Be-
hörden, die Steuern und Gebühren erlassen, einsammeln und umverteilen, regiert. Hier-
durch kann in urbanen und Metropolregionen die Wirksamkeit der Tempolimits durch die-
se ökonomischen Effekte in ähnlichem oder sogar größerem Ausmaß beeinflusst werden 
als in Volkswirtschaften. 
Das Ziel dieser Untersuchung ist mithin eine allgemeinere Bewertung geschwindigkeitsre-
gelnder Maßnahmen. Hierbei werden sämtliche Auswirkungen solcher Maßnahmen auf 
eine Metropolregion und deren Einwohner beachtet. Diese allumfassende Bewertung er-
fasst Umwelt-, Sicherheits-, ökonomische, verkehrsbezogene und räumliche Effekte. Um 
den verschiedenen Interdependenzen zwischen den ökonomischen Akteuren (Haushalte, 
Unternehmen, öffentlicher Sektor) und deren Marktentscheidungen Rechnung zu tragen, 
wird das in Kapitel 2 beschriebene Gleichgewichts- und Transportmodell, das endogene 
Standort-Entscheidungen von Haushalten und Unternehmen, endogene Arbeitszeit-
Freizeit-Entscheidungen, Verkehrsstaus, Kraftstoffverbräuche, vom Individual- und Wirt-
schaftsverkehr verursachte CO2-Emissionen sowie Verkehrsmittel- und Routenwahl-
Entscheidungen beachtet, angewandt. Zudem ermöglicht die Beachtung verschiedener 
verzerrender Steuern im Modell die Analyse von Rückkopplungseffekten auf die endoge-
nen öffentlichen Steuereinnahmen. All diese Modellbesonderheiten sind für eine umfas-
sende Untersuchung der Auswirkungen von geschwindigkeitsregelnden Maßnahmen in 
Städten unerlässlich und wurden, zum derzeitigen Kenntnisstand des Autors dieser Ar-
beit, in entsprechenden Studien über derartige Maßnahmen noch nicht simultan beachtet 
und bewertet. 
In dieser Untersuchung werden verschiedene geschwindigkeitsregelnde Maßnahmen 
betrachtet, so z. B. die Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten aller Stra-
ßen (städtische und Umgehungsstraßen) oder auch nur der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeiten zentrumsnaher Straßen. Entsprechend den in der Literatur beschriebenen Effek-
ten geringerer Fahrgeschwindigkeiten werden auch hier sinkende Unfall- und Umweltkos-
ten erwartet. 
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Bedingt durch die Bewertung der Zeit56 verteuert die Einführung von Tempolimits vermut-
lich das Fahren, was Anpassungen des individuellen Verhaltens bzgl. der Verkehrsnach-
frage (Fahrtweite und/oder -häufigkeit), der Verkehrsmittel- und/oder Routenwahl verursa-
chen könnte. Die Verhaltensanpassungen wiederum könnten zu veränderten Umwelt- und 
Unfallkosten führen. Zusätzlich zu den verkehrsbezogenen Effekten können Veränderun-
gen der relativen Preise auch räumliche und ökonomische Effekte verursachen. Die Ver-
schärfung der Tempolimits beeinflusst folglich die Freizeitnachfrage bzw. das Arbeitsan-
gebot und damit verbunden die Aufteilung des individuellen Zeitbudgets. Weiterhin beein-
flusst sie das Einkommen, die Güternachfrage, die räumlichen Konsummöglichkeiten und 
die Standortentscheidungen der Haushalte57 sowie durch die Beeinträchtigung des Wirt-
schaftsverkehrs die ökonomischen Entscheidungen der städtischen Unternehmen. 
Die Verhaltensänderungen der Haushalte können sich über Steuerinteraktionseffekte zu-
dem auf die öffentlichen Steuereinnahmen auswirken sowie über den Landmarkt auf die 
Mieteinnahmen der nicht-städtischen Landbesitzer. Infolgedessen erzeugen die zusätzli-
chen räumlichen und ökonomischen Effekte eine vermutlich ausgleichende Kraft gegen-
über der potenziellen durch sinkende Umwelt- und Unfallkosten herbeigeführten Wohl-
fahrtsverbesserung. Die Simulationen mit dem räumlichen Gleichgewichtsmodell werden 
die Wichtigkeit dieser differenzierten Effekte und damit das Potenzial von Tempolimit-
Maßnahmen zur Verbesserung der Wohlfahrt aufzeigen. 
Das Kapitel ist wie folgt gegliedert: Abschnitt 3.2 erklärt die Implementierung der ver-
schiedenen Tempolimits und das Design der jeweiligen Szenarien. Die Auswirkungen der 
Tempolimit-Maßnahmen werden in Abschnitt 3.3 präsentiert und analysiert. Abschnitt 3.4 
zeigt die Sensitivitätsanalyse, und Abschnitt 3.5 fasst die Ergebnisse abschließend zu-
sammen. 
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 Der Zeitwert (VOT) wird durch die Tempolimit-Maßnahmen über mehrere Wege beeinflusst. Wie in Glei-
chung 2.5 ersichtlich, beeinflusst insbesondere die Pendelzeit den VOT. Wird nun ein Tempolimit für 
Fahrten zwischen Zone   und Zone   erlassen, steigt die Fahrt-/Pendelzeit     an, wodurch der VOT ab-
nimmt:       ⁄   (   
   )            
 ⁄         ⁄   . Da die Grenzraten der Substitution 
durch den VOT beeinflusst werden (vgl. Gleichung 2.4), verändern die Tempolimit-Maßnahmen die rela-
tiven Preise und können somit verschiedene ökonomische Effekte auslösen. 
57
 Da alle Standort- und Verkehrs-Entscheidungen im Gleichgewichtsmodell endogen sind, können die Haus-
halte auf verschiedenste Weise auf die Tempolimit-Maßnahmen reagieren. Die Haushalte können z. B. 
ihren Wohnort und/oder ihren Arbeitsort verändern, um somit Pendeldistanzen zu verringern. Sie können 
z. B. häufiger in wohnortnahen Zonen und seltener in wohnortfernen Zonen einkaufen gehen. Außerdem 
können sie alternative Verkehrsmittel und/oder Routen wählen. 
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3.2. Implementierung und Design der Tempolimit-Maßnahmen 
Die folgenden Berechnungen und Szenarien basieren auf dem im Kapitel 2 beschriebe-
nen Gleichgewichts- und Transportmodell sowie dem stilisierten Stadtmodell (Abbildung 
2.1). 
 
Abbildung 3.1: Zusammenhang zwischen Geschwindigkeit und Verkehrsfluss so-
wie zwischen Fahrtzeit und Verkehrsfluss ohne (obere Bilder) und 
mit (untere Bilder) Tempolimit 
Die Fahrtzeiten im Modell sind endogen durch das Fahrtzeit-Verkehrsfluss-Verhältnis aus 
Gleichung 2.25 bestimmt. Die in Abbildung 3.1 rechts oben skizzierte Fahrtzeitfunktion 
          ist nicht-negativ, differenzierbar, konvex und mit dem Verkehrsfluss    streng 
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monoton steigend. Die Fahrgeschwindigkeit auf Verbindung   ergibt sich dementspre-
chend aus       ⁄  (vgl. Abbildung 3.1, oben links).
58 
Die Modellierung des Tempolimits erfolgt auf dieser makroskopischen Ebene durch die in 
Abbildung 3.1 unten links bzw. unten rechts dargestellte Anpassung der Geschwindig-
keits-Verkehrsfluss-Kurve bzw. die entsprechende Fahrtzeit-Verkehrsfluss-Kurve (vgl. 
Yang et al., 2012). Die Einführung des Tempolimits formt die Geschwindigkeits-
Verkehrsfluss-Kurve derart um, dass die Geschwindigkeit für jeden Verkehrsfluss    ̅ 
bei  ̅ nach oben begrenzt ist, wodurch gleichzeitig für die entsprechende Fahrtzeit die 
untere Begrenzung  ̅ entsteht.59 Es wird angenommen, dass im Fall der Einführung und 
Gültigkeit von Tempolimits diese durch die Fahrer auf jeder Straße des Stadtgebiets strikt 
befolgt werden.60 
Um die Auswirkungen geschwindigkeitsreduzierender Maßnahmen zu berechnen, wer-
den, basierend auf dem kalibrierten Benchmark, welcher durch die impliziten Tempolimits 
von 50 km/h, 60 km/h bzw. 70 km/h gekennzeichnet ist (vgl. Abschnitt 2.7), eine allgemei-
ne (Szenario G) und drei spezifische (Szenario 1–3) Tempolimit-Maßnahmen erlassen 
(vgl. Abbildung 3.2). Zunächst werden im Szenario G die zulässigen Höchstgeschwindig-
keiten aller Verbindungen stufenweise auf 30 km/h abgesenkt.61 Danach werden die drei 
spezifischen Tempolimit-Szenarien installiert. In Szenario 1 gilt ein Tempolimit von 
30 km/h für alle städtischen Straßen zwischen den und innerhalb der Zonen 3 bis 5. In 
Szenario 2 wird für alle städtischen Straßen zwischen den und innerhalb der Zonen 2 bis 
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 Genau genommen verläuft die Geschwindigkeits-Verkehrsfluss-Funktion ab dem Punkt      rückwärts 
geneigt weiter zum Ursprung. Dieser sog. Hyperstau entsteht, wenn die Verkehrsnachfrage die maxima-
le Straßenkapazität      übersteigt. Übereinstimmend mit den Standartannahmen statistischer Ver-
kehrsmodelle wird jedoch unterstellt, dass die Geschwindigkeit mit zunehmenden Verkehrsfluss sinkt 
(Small und Verhoef, 2007; Yang et al., 2012). 
59
 Wie die unteren Skizzen von Abbildung 3.1 zeigen, bleibt die Fahrtzeitfunktion auch bei einem Tempolimit 
( ̅) weiterhin stetig, konvex und monoton steigend. Sie ist jedoch nicht mehr differenzierbar und streng 
monoton steigend. 
60
 Diese Annahme hat wahrscheinlich eine geringfügige Überschätzung der Effekte zur Folge, da unter realen 
Umständen einige Fahrer die auferlegten Tempolimits vermutlich nicht befolgen. Yang et al. (2012) ar-
gumentieren an dieser Stelle, dass man trotz dieser restriktiven Annahme mit Hilfe geeigneter Ge-
schwindigkeitskontrollsysteme gute Übereinstimmungen erwarten kann. 
61
 In der ersten Stufe werden alle Geschwindigkeiten um 20 km/h gesenkt. Dadurch sind die Geschwindigkei-
ten auf allen städtischen Straßen innerhalb der einzelnen Zonen bzw. zwischen zwei benachbarten Zo-
nen auf 30 km/h (ursprüngliche Begrenzung: 50 km/h) begrenzt. Die Geschwindigkeiten auf den inneren 
Umgehungsstraßen zwischen den Zonen 2-4, 3-5 und 4-6 sind folglich auf 40 km/h (ursprüngliche Be-
grenzung: 60 km/h) begrenzt und auf der äußeren Umgehungsstraße zwischen den Zonen 2-6 auf 
50 km/h (ursprüngliche Begrenzung: 70 km/h). Anschließend werden nur noch die Geschwindigkeiten 
auf den Umgehungsstraßen gesenkt, bis dort das Tempolimit von 30 km/h gilt. Dementsprechend wer-
den in der zweiten Stufe die Geschwindigkeiten auf 30 km/h bzw. 40 km/h abgesenkt (dies entspricht ei-
ner Geschwindigkeitsreduktion von 30 km/h auf der horizontalen Achse in Abbildung 3.3). Im letzten 
Schritt wird nur noch die zulässige Höchstgeschwindigkeit der äußeren Umgehungsstraße zwischen den 
Zonen 2-6 auf 30 km/h begrenzt (dies entspricht einer Geschwindigkeitsreduktion von 40 km/h auf der 
horizontalen Achse in Abbildung 3.3). 
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6 ein Tempolimit von 30 km/h erlassen. Szenario 3 ist schließlich durch ein geltendes 
Tempolimit von 30 km/h für alle städtischen Straßen zwischen den und innerhalb der Zo-
nen 1 bis 7 gekennzeichnet. Der Unterschied der drei spezifischen Tempolimit-Szenarien 
zu dem ersten, allgemeinen gültigen Tempolimit-Szenario ist, dass das Tempolimit in den 
drei spezifischen Szenarien ausschließlich für die städtischen Straßen, die innerhalb einer 
Zone verlaufen bzw. die direkt benachbarte Zonen miteinander verbinden, gilt, wohinge-
gen die Umgehungsstraßen von dem Tempolimit unberührt bleiben. 
Szenario G Szenario 1 
  
Szenario 2 Szenario 3 
  
In allen rot umrahmten Zonen/Knoten und auf allen mit  gekennzeichneten 
Verbindungen gilt ein Tempolimit von 30 km/h 
Abbildung 3.2: Tempolimit-Szenarien 
3.3. Ergebnisse 
Dieser Abschnitt präsentiert die Simulationsergebnisse der verschiedenen geschwindig-
keitsverringernden Szenarien. Hierbei werden insbesondere die allgemeinen Wohlfahrts-
effekte beschrieben, welche sich aus Verhaltensänderungen (z. B. veränderte Routen-, 
Verkehrsmittel- und Standortwahl, Anpassung der Nachfragemuster und Zeitaufteilung), 
ökonomischen, umweltlichen und räumlichen Folgen der Tempolimit-Maßnahmen erge-
ben. 
3.3.1. Wohlfahrtsanalyse 
Die Wohlfahrtsveränderung der Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer wird mit der 
Äquivalenten Variation    (bei einer wohlfahrtsverbessernden Maßnahme gilt       ), 
d. h. dem äquivalenten Einkommenstransfer, welcher notwendig ist, um die Haushalte im 
Benchmark-Szenario (ohne Tempolimit-Maßnahmen) derart zu kompensieren, damit die-
se das gleiche Nutzenniveau wie in den Maßnahmen-Szenarien (mit Tempolimit-
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Maßnahmen) erreichen, gemessen. Die Umweltwirkungen werden durch die monetär be-
werteten Veränderungen der verkehrsbezogenen CO2-Emissionen, Unfall-, Lärm und 
Luftverschmutzungskosten abgebildet. 
Der durchschnittliche, allgemeine Nutzen der Stadtbewohner entspricht dem Erwartungs-
wert der maximierten Haushaltsnutzen (vgl. Anas und Xu, 1999). Unter der Annahme, 
dass die idiosynkratischen Vorlieben    für ein spezifisches Ort-Wahl-Set   Gumbel-verteilt 
sind, ergibt sich für den durchschnittlichen, allgemeinen erwarteten Nutzen der Stadtbe-
wohner: 
     [     ( ̃      )]  
 
 
  ∑∑   (  ̃  )
 
   
 
   
  (3.1) 
Da der indirekte Nutzen der Haushalte von deren vollständigen ökonomischen Einkom-
men abhängt (vgl. Anhang VI/I), kann die Äquivalente Variation eines durchschnittlichen 
Haushalts,    , mit   
    
         
    
   berechnet werden. Hierbei entspricht   
  
dem erwarteten Haushaltsnutzen im Benchmark-Szenario und   
  dem Haushaltsnutzen 
der Szenarien. 
Basierend auf den ebenfalls durch die Tempolimit-Maßnahmen beeinflussten (indirekten) 
Nutzen der nicht-städtischen Landbesitzer (vgl. Anhang VI/I) kann die Äquivalente Variati-
on dieser,     , wie im Fall der Haushalte mit    
     
           
     
   berechnet 
werden. 
Die monetär bewerteten gesellschaftlichen Wohlfahrtsveränderungen, welche sich aus 
den Tempolimit-Maßnahmen ergeben, lassen sich wie folgt bestimmen: 
  ̅                (3.2) 
   entspricht dem Aggregat der monetär bewerteten Veränderungen der CO2-
Emissionen, der Unfall-, Lärm- und Luftverschmutzungskosten im Vergleich zum Bench-
mark-Szenario. 
3.3.2. Auswirkungen des allgemein gültigen Tempolimits (Szenario G) 
Abbildung 3.3 bildet die Wohlfahrtswirkung der allgemein gültigen, durch die Regierung 
erlassenen Tempolimit-Maßnahme (Szenario G) ab. Die horizontale Achse der Abbildung 
zeigt die Absenkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit bzw. die Verschärfung des 
Tempolimits. Die vertikale Achse zeigt das Einsparpotenzial bei den Umweltkosten, die 
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Auswirkungen auf die Wohlfahrt der Haushalte und der nicht-städtischen Landbesitzer 
sowie den aggregierten, dem Nettonutzen der Maßnahme entsprechenden Wohlfahrts-
effekt. 
Wie Abbildung 3.3 zeigt, werden bei einer Absenkung der zulässigen Höchstgeschwindig-
keit um 6 km/h die tatsächlichen Fahrgeschwindigkeiten wie auch die sonstigen ökonomi-
schen Bedingungen nicht beeinträchtigt, da die daraus resultierenden Tempolimits 
(44 km/h auf den städtischen Straßen und 54 km/h bzw. 64 km/h auf den Umgehungs-
straßen) die tatsächlichen Fahrgeschwindigkeiten auf dem Straßennetzwerk strikt über-
steigen. Hieraus schlussfolgernd sind die Auswirkungen moderater Tempolimits in Bezug 
auf Verhaltensänderungen als neutral zu bewerten. Dem entsprechend sind die umweltli-
chen, ökonomischen und räumlichen Folgen ebenfalls vernachlässigbar. 
 
Abbildung 3.3: Wohlfahrtseffekte des Tempolimit-Szenarios G (stufenweise Ab-
senkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten) 
Für die weitere Absenkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit zeigt Abbildung 3.3 die 
negativen Auswirkungen dieser Maßnahme auf die Wohlfahrt der Haushalte und nicht-
städtischen Landbesitzer, aber auch die positiven Umwelteffekte. Die Verschärfung der 
Tempolimits beeinflusst insbesondere die Verkehrsbedingungen und Mobilitätsmuster, die 
individuellen Konsum-/Nachfragemuster, das Arbeitsangebot sowie die Geschäftstätigkeit 
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und städtische Produktion, die Steuereinnahmen der Regierung und die Mieten in der 
Stadt. 
Durch die Verschärfung der Tempolimits werden die Verkehrsmittel- und Routenwahl di-
rekt beeinflusst. Der abnehmende Anteil des Verkehrsträgers Auto am Modal Split, haupt-
sächlich zugunsten des öffentlichen Verkehrs62, deutet darauf hin, dass die Geschwindig-
keitsbeschränkungen das Autofahren für die Haushalte unattraktiver machen.63 Weiterhin 
werden die bisher schnelleren und weniger überlasteten Umgehungsstraßen für die Auto-
fahrer unattraktiver, da deren relativer Vorteil einer kürzeren Fahrtzeit trotz längerer Fahr-
distanz schrumpft. Infolgedessen nimmt der Pendel-, Einkaufs- und Wirtschaftsverkehr 
auf den Umgehungsstraßen ab, während der Straßenverkehr auf den städtischen Straßen 
zunimmt. Da der nichtmotorisierte Individualverkehr im Durchschnitt langsamer ist und die 
strengeren Tempolimits die durchschnittliche Geschwindigkeit im Autoverkehr um 18 % 
von 33,4 auf 27,4 Km/h senken, steigt folglich die tägliche Unterwegszeit um 20 % von 87 
auf 104 min. Dies wiederum erfordert Anpassungen bei der Zeitaufteilung der Haushalte. 
Während die für Fahrtzwecke benötigte Zeit zunimmt, nimmt die für Freizeit und Arbeit 
genutzte Zeit ab. Da die Haushalte Nutzen aus ihrer Freizeit und Einkommen aus ihrem 
Arbeitsangebot beziehen, sinkt die Wohlfahrt aufgrund der Verschiebung in der Zeitauftei-
lung. Durch die geringeren Geschwindigkeiten und somit höheren Fahrtzeiten sinkt zudem 
der Nettoertrag der Arbeit, sprich der VOT.64 Dies wiederum ist ursächlich für das abneh-
mende Arbeitsangebot. Neben dem geringeren Arbeitsangebot sinkt auch die Güternach-
frage der Haushalt, wodurch die Anzahl der Pendel- und Einkaufsfahrten abnimmt. Wei-
terhin verändern sich die räumlichen Pendel- und Einkaufsmuster. Die geringeren Ge-
schwindigkeiten führen somit neben einer höheren täglichen Unterwegszeit zu einer ge-
ringeren durchschnittlichen Tagesstrecke, was eine Verschlechterung der Erreichbar-
keit/Zugänglichkeit, also der Mobilität impliziert. 
So konsumieren die Haushalte bspw. eher intrazonale Güter und Güter aus direkt be-
nachbarten Zonen, wohingegen weite Einkaufsfahrten abnehmen. D. h., die Haushalte 
kaufen häufiger bei Unternehmen in räumlicher Nähe ihrer Wohnorte und seltener bei 
                                               
62
 Der Anteil des Verkehrsträgers ÖPNV am Modal Split von 18 % im Benchmark verdoppelt sich aufgrund 
des Tempolimits im Straßenverkehr nahezu. 
63
 Alle Ergebnisse der ersten Spalte von Tabelle 3.1 und nachfolgend Tabelle 3.2 beziehen sich auf Szena-
rio G, welches durch ein für alle Straßen gleichermaßen geltendes Tempolimit von 30 km/h gekenn-
zeichnet ist. Dies wiederum entspricht der 40-km/h-Marke auf der horizontalen Achse in Abbildung 3.3. 
64
 Wie in Gleichung 2.5 ersichtlich, erhöhen geringere Fahrgeschwindigkeiten (länger Fahrtzeiten) den Nen-
ner, wodurch der VOT sinkt. 
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räumlich ferneren Unternehmen ein.65 Da der letztere Effekt stärker ist als der erstere, 
sinkt die Güternachfrage jedoch insgesamt.66 Somit beschränkt das Tempolimit die (räum-
lichen) Konsummöglichkeiten und wirkt damit ebenfalls negativ auf die Wohlfahrt, da die 
Haushalte eine Vorliebe für Gütervielfalt haben. Im Gegensatz zur Nachfrage nach Kon-
sumgütern steigt die Wohnnachfrage leicht an, da Wohnen im Vergleich zu Freizeit und 
vor allem im Vergleich zum Güterkonsum durch sinkende Mieten relativ preiswerter ist. 
Dieser Wohneffekt ist im Vergleich zur geringeren Freizeit- und Güternachfrage jedoch 
relativ schwach. 
Die geringeren Mieten sind auf einen schwächeren Wettbewerb im Landmarkt zurückzu-
führen, da die Nachfrage nach dem Produktionsfaktor Land aufgrund geringerer Konsum-
güter- und Vorproduktnachfrage sinkt. Die Produktion von Konsumgütern sinkt um 2,5 % 
und die von Vorprodukten um 3,2 %, wodurch der Wirtschaftsverkehr ebenfalls rückläufig 
ist. Die geringere Konsumgüternachfrage stammt dabei nicht ausschließlich von den 
Haushalten, sondern auch von dem öffentlichen Sektor (Regierung) und den nicht-
städtischen Landbesitzern. Durch die sinkenden Mieten sinken auch die entsprechenden 
Mieteinnahmen der nicht-städtischen Landbesitzer und damit deren Konsummöglichkeiten 
und schließlich deren Wohlfahrt (vgl. Abbildung 3.3). 
Sämtliche Auswirkungen der Tempolimits auf die Haushalte und Unternehmen senken 
zudem die Steuererlöse der Regierung aus Einkommens-, Mehrwert- und Energiebesteu-
erung um ca. 4 %. Hierdurch zeigt sich, dass geschwindigkeitsmindernde Maßnahmen 
Steuerinteraktionseffekte67 bewirken. Um das öffentliche Budget auszugleichen, muss die 
                                               
65
 Der sinkende VOT verringert ceteris paribus zwar die vollständigen ökonomischen Fahrtkosten, wodurch 
weitere und länger dauernde Fahrten attraktiver werden, aber der aggregierte Effekt auf die Fahrtkosten 
wird durch die ansteigenden Fahrtzeiten dominiert. Hierdurch steigen in Summe die Opportunitätskosten 
der Fahrtzeit, was letztlich kürzere Fahrten attraktiver macht. 
66
 Um die Haushalte/Arbeiter für die schlechtere Erreichbarkeit/Zugänglichkeit jeglicher Arbeitsorte zu kom-
pensieren, steigen die Löhne. Da die ansteigenden Löhne das sinkende Arbeitsangebot nicht ausglei-
chen können, sinken das Arbeitseinkommen und damit die Konsummöglichkeiten/Güternachfrage der 
Haushalte. 
67
 Der Begriff Steuerinteraktionseffekt („tax interaction”) stammt aus der umweltökonomischen Literatur, ins-
besondere aus Forschungen zum Thema Umweltbesteuerung und der damit verbunden „Doppelten-
Dividenden-Hypothese“ (vgl. z. B. Goulder, 1995; Parry und Bento, 2001). In dem hier untersuchten 
Fallbeispiel stellt das Erlassen der Tempolimits (Verlangsamung der Fahrtzeit) eine Art Steuer auf Arbeit 
oder Energie dar, welche den Zähler in Gleichung 2.5 und damit den VOT senken würde. Das Tempoli-
mit hingegen verringert den VOT durch Erhöhung des Nenners in Gleichung 2.5. Beide Politikinstrumen-
te (Steuer und Tempolimit) aber verringern den Nettoertrag der Arbeit und damit die Reallöhne, wodurch 
sie wiederum Steuerinteraktionseffekte, z. B. durch die Reduzierung des Arbeitsangebots (und damit der 
Einkommenssteuererträge), des Konsums (und damit der Mehrwertsteuererträge) und der Verkehrsakti-
vitäten wie Pendeln (und damit der Energiesteuererträge), verursachen. 
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Regierung weitere Steuern68 erheben, die dann ebenfalls zum Wohlfahrtsverlust der 
Haushalte beitragen. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Wohlfahrt der Haushalte durch die Re-
duzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf dem gesamten Straßennetzwerk 
abnimmt. Wie Abbildung 3.3 zeigt, werden diese Effekte aufgrund der stufenweisen Im-
plementierung (vgl. Abschnitt 3.2.) des Tempolimits mit zunehmender Verschärfung der 
Geschwindigkeitsbeschränkungen schwächer (die Kurven verlaufen flacher). 
Neben den erläuterten negativen Wohlfahrtseffekten entstehen durch die Tempolimit-
Maßnahme auch positive Umwelteffekte. Abbildung 3.3 zeigt, dass das Erlassen hinrei-
chender Tempolimits die aggregierten Umweltkosten reduziert. Hierbei tragen die sinken-
den Unfallkosten am meisten zur Senkung der gesamten Umweltkosten bei (vgl. z. B. Lai 
et al., 2012). Dies wird in Abbildung 3.4 verdeutlicht, welche die durch die Tempolimit-
Maßnahme induzierten Nutzen aus den Einsparungen der einzelnen Umweltkosten zeigt. 
Wie erwartet und übereinstimmend mit der Literatur (vgl. Haney und Weber, 1974; Lai 
et al., 2012; Taylor et al., 2000) können Unfälle und damit Unfallkosten durch die Verlang-
samung der Fahrzeuggeschwindigkeit verhindert werden. Die Gründe für die Senkung der 
Unfallkosten sind, dass zum einen die Verkehrsnachfrage nach Individual- und Wirt-
schaftsverkehr im Allgemeinen sinkt. Hinzu kommt, dass im Individualverkehr häufiger 
nichtmotorisierte, weniger Unfallkosten je Pkm verursachende Verkehrsmittel genutzt 
werden (vgl. Tabelle 3.1). Außerdem sind infolge der Verlangsamung des verbleibenden 
Straßenverkehrs durch die Tempolimits die Unfälle weniger schädlich. 
Die Reduktion der CO2-Emissionen stellt den zweitwichtigsten Faktor bei der Reduzierung 
der aggregierten Umweltkosten dar. Hierbei werden die CO2-Emissionen für alle Ver-
kehrsmittel gleich bewertet. Im Vergleich zum Benchmark-Fall sinken die Autoverkehrs-
nachfrage und damit die entsprechenden CO2-Emissionen. Im Gegensatz dazu steigen 
aufgrund des veränderten Verkehrsmittelwahlverhaltens (vgl. Tabelle 3.1) die CO2-
Emissionen im öffentlichen Verkehr. Da der erstere Effekt stärker ist als der letztere, sin-
ken die gesamten CO2-Emissionen des Individualverkehrs. 
 
 
                                               
68
 Diese notwendigen zusätzlichen Steuern zum Ausgleich des öffentlichen Budgets werden in Gleichung 2.2 
durch den Pauschalsteuersatz     repräsentiert. Abschnitt 2.5.1. schildert zudem deren Verwendung. 
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 Szenarien 
 G 1 2 3 
Private Haushalte 
Konsumnachfrage 
Wohnnachfrage 
Freizeitnachfrage 
Arbeitsangebot 
Tägliche Unterwegszeit 
Tagesstrecke 
Konsumvielfalt intrazonal 
Konsumvielfalt benachbarte Zone 
Konsumvielfalt weit entfernte Zonen 
 
-2,12 
+0,76 
-1,10 
-2,72 
+20,23 
-7,77 
+2,76 
+2,36 
-6,77 
 
-0,05 
+0,05 
-0,01 
0,00 
+0,12 
-0,11 
+0,07 
-0,06 
-0,02 
 
-0,10 
0,00 
-0,03 
-0,05 
+0,46 
0,00 
+0,12 
+0,21 
-0,18 
 
-0,52 
-0,05 
-0,20 
-0,46 
+3,56 
-1,15 
+0,75 
+0,04 
-0,81 
Stadtökonomie 
Produktion Konsumgüter 
Produktion Vorprodukte 
Miete Zone 4 
Miete Zone 1 (7) 
Lohn Zone 4 
Lohn Zone 1 (7) 
 
-2,53 
-3,20 
-2,03 
-2,52 
+0,28 
+0,65 
 
-0,03 
-0,03 
-0,11 
+0,02 
+0,02 
-0,01 
 
-0,06 
-0,06 
+0,07 
-0,03 
-0,01 
+0,01 
 
-0,45 
-0,49 
+0,19 
-1,51 
-0,04 
+0,42 
Öffentlicher Haushalt 
Erlöse Einkommenssteuer 
Erlöse Mehrwertsteuer 
Erlöse Energiesteuer 
Gesamtsteuererlös 
 
-2,30 
-4,23 
-35,94 
-4,06 
 
-0,03 
-0,04 
-0,30 
-0,04 
 
-0,05 
-0,13 
-1,77 
-0,14 
 
-0,40 
-0,76 
-6,94 
-0,74 
Verkehr (Verkehrsmittelwahl) 
Modal Split Auto [%] 
Modal Split ÖPNV [%] 
Modal Split Zu-Fuß-Gehen [%] 
 
36,9 
31,9 
31,2 
 
51,7 
18,2 
30,1 
 
50,6 
19,5 
29,9 
 
53,8 
16,6 
29,6 
Verkehr (Routenwahl) 
Umgehungsstraßen Pendelverkehr 
Umgehungsstraßen Einkaufsverkehr 
Umgehungsstraßen Wirtschaftsverkehr 
Städtische Straßen Pendelverkehr 
Städtische Straßen Einkaufsverkehr 
Städtische Straßen Wirtschaftsverkehr 
 
-48,19 
-47,99 
-68,99 
+176,76 
+174,92 
+443,99 
 
+2,05 
+2,07 
+2,58 
-7,51 
-7,55 
-16,60 
 
+5,80 
+5,82 
+6,56 
-21,28 
-21,21 
-42,19 
 
+6,04 
+6,03 
+6,76 
-22,16 
-21,97 
-43,52 
Verkehr (Allgemein) 
Ø Geschwindigkeit Straßenverkehr 
Ø Geschwindigkeit im Privatverkehr 
Gesamtdistanz im Wirtschaftsverkehr 
Ø Verbrauch Pkw-Verkehr 
Ø Verbrauch Lkw-Verkehr 
CO2-Emissionen 
 
-17,96 
-24,12 
-9,13 
-9,69 
-5,90 
-24,34 
 
0,00 
0,00 
+0,09 
+0,13 
+0,19 
-0,22 
 
+0,30 
-0,39 
+0,32 
+0,64 
+0,86 
-1,26 
 
-1,80 
-4,28 
-0,30 
-0,13 
+0,77 
-4,72 
Relative Veränderungen im Vergleich zum Benchmark-Fall, mit Ausnahme ‚Modal Split‘ 
Tabelle 3.1: Simulationsergebnisse der Tempolimit-Szenarien 
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Die ausgestoßene Menge an CO2-Emissinonen hängt jedoch nicht nur von der Verkehrs-
nachfrage, sondern auch von der geschwindigkeits- und fahrzeugabhängigen Ver-
brauchseffizienz im Straßenverkehr (vgl. Abschnitt 2.4.) ab. Hierfür sind in den Ergebnis-
sen bzgl. der relativen CO2-Emissionen zwei unterschiedliche Tendenzen ersichtlich. 
Während die tatsächlichen Fahrgeschwindigkeiten bei moderaten Tempolimits, besonders 
auf den Umgehungsstraßen, effizientere Verbrauchsniveaus herbeiführen, sinkt die Ver-
brauchseffizienz von anfänglich durchschnittlich 12,6 Vkm/l um 9,7 % im Individual- und 
von 9,5 Vkm/l um 5,9 % im Wirtschaftsverkehr bei einem strikten, generell gültigen Tem-
polimit von 30 km/h. Folglich steigen die Kraftstoffverbräuche und die entsprechenden 
CO2-Emissionen, wodurch ein entgegengesetzter Effekt zu der Emissionsreduktion aus 
geringerer Straßenverkehrsnachfrage entsteht. Dieses Phänomen ist besonders für den 
Wirtschaftsverkehr kritisch. Aufgrund des Bedarfs räumlich differenzierter Vorprodukt-
Inputs und damit der Notwendigkeit für Verkehr steigen im Vergleich zu moderaten Tem-
polimits die gesamten CO2-Emissionen im Wirtschaftsverkehr sogar wieder an. Diese ent-
gegengesetzt wirkenden Emissionseffekte verringern das Potenzial geschwindigkeitsmin-
dernder Maßnahmen zur Senkung der CO2-Emissionen. Trotz all dem sinken im Ender-
gebnis die gesamten CO2-Emissionen infolge der Geschwindigkeitsbeschränkungen und 
damit die sozialen Kosten von Kohlenstoffdioxid um ca. 24 %. 
Infolge der Tempolimit-Maßnahme sinken die gesamten Luftverschmutzungskosten und 
tragen damit ebenfalls zur Verringerung der aggregierten Umweltkosten bei. Im Vergleich 
zum Beitrag der CO2-Emissionen ist das Ausmaß jedoch geringer. Da die verbindungs-
spezifischen Luftverschmutzungskosten mit der Bevölkerungsdichte der entsprechenden, 
einer Verbindung zugeordneten Zone gewichtet werden (vgl. Abschnitt 2.4.), ist hierfür die 
Zunahme des Straßenverkehrs auf den städtischen, durch bevölkerungsreiche Zonen 
verlaufenden Straßen ursächlich. Zwar nehmen aufgrund der sinkenden Verkehrsnach-
frage und des veränderten Verkehrsmittelwahlverhaltens die gesamten Luftverschmut-
zungskosten ab, aber die Verlagerung des luftverschmutzenden Straßenverkehrs von den 
(ungewichteten) Umgehungsstraßen auf die (mit der Bevölkerungsdichte gewichteten) 
städtischen Straßen wirkt dem positiven Effekt entgegen. 
Bei den Lärmkosten lässt sich schließlich sogar ein Anstieg erkennen, wenn die Ge-
schwindigkeit auf allen Verbindungen auf 30 km/h begrenzt wird. Somit tragen die Verän-
derungen der Lärmkosten bei restriktiven Tempolimits nicht zur Reduktion der aggregier-
ten Umweltkosten bei. Auch wenn der Kostenanstieg nur sehr gering ist (im Vergleich 
zum Benchmark steigen die Lärmkosten um 3,5 %), entsteht hierdurch ein entgegenge-
setzt wirkender Effekt. Im Gegensatz zu den Luftverschmutzungskosten entstehen die 
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verbindungsspezifischen Lärmkosten, welche ebenfalls mit der Bevölkerungsdichte der 
entsprechenden, einer Verbindung zugeordneten Zone gewichtet werden, nur auf den 
städtischen Straßen (vgl. Abschnitt 2.4.). Durch die Verringerung der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit um 20 km/h, wodurch auf den städtischen Straßen ein Tempolimit von 
30 km/h und auf den Umgehungsstraßen von 40 km/h bzw. 50 km/h gilt (erste Stufe der 
Geschwindigkeitsbegrenzung, vgl. Abschnitt 3.2.), sinken die Lärmkosten zunächst (linker 
Bereich neben der 20 km/h-Marke auf der horizontalen Achse in Abbildung 3.4). Dies 
kann mit einem veränderten Routenwahlverhalten (Verlagerung des Straßenverkehrs auf 
die Umgehungsstraßen) begründet werden. Wird das Tempolimit von 30 km/h auf alle 
Verbindungen, also auch auf die Umgehungsstraßen ausgeweitet (rechter Bereich neben 
der 20 km/h-Marke auf der horizontalen Achse in Abbildung 3.4), findet erneut eine Verla-
gerung des Straßenverkehrs, diesmal hin zu den städtischen, durch die bevölkerungsrei-
chen Zonen verlaufenden Straßen, statt. Hierdurch steigen die Lärmkosten an (negative 
Kosteneinsparung). 
Unfälle CO2 
  
Lärm Luftverschmutzung 
  
Abbildung 3.4: Auswirkungen der Tempolimits auf die Unfall-, CO2-, Lärm- und 
Luftverschmutzungskosten (Szenario G) 
Neben den ökonomischen und ökologischen Effekten beeinflusst die Tempolimit-
Maßnahme auch die räumliche Verteilung der Haushalte und Arbeitsplätze wie auch die 
räumlichen Fahrtmuster. Wie Tabelle 3.2 zeigt, wählen die Haushalte zentralere  
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Wohnlagen. Da die allgemein gültigen Tempolimits (auch für Umgehungsstraßen, welche 
entfernte Zonen miteinander verbindenden) die Erreichbarkeit/Zugänglichkeit jeglicher 
Zonen stark einschränken, werden die zentraleren Zonen für die Haushalte attraktiver, um 
somit bei den vollständigen ökonomischen Kosten einer Fahrt zu sparen. Im Gegensatz 
dazu suburbanisieren die Arbeitsplätze infolge der Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 
km/h. Diese beiden Effekte führen zusammen zu einer ausbalancierteren räumlichen Ver-
teilung von Haushalten und Arbeitsplätzen als im Benchmark-Fall, wodurch sich die Pen-
deldistanzen im Durchschnitt verkürzen. Im Vergleich zu den Einkaufsfahrten pendeln die 
Haushalte zudem häufiger intrazonal und zu benachbarten Zonen, aber seltener zu weiter 
entfernten Zonen. Weiterhin verwenden die Unternehmen der Konsumgüterindustrie häu-
figer Vorprodukte von Unternehmen der gleichen Produktionszone oder direkt benachbar-
ter Zonen. In der Folge nehmen der intrazonale Wirtschaftsverkehr sowie der Wirtschafts-
verkehr zwischen benachbarten Zonen zu und der Wirtschaftsverkehr zwischen weit ent-
fernten Zonen ab. 
 Szenarien 
 G 1 2 3 
Haushalte 
City 
Suburbs 
 
+0,53 
-0,35 
 
-0,10 
+0,06 
 
+0,10 
-0,07 
 
+0,70 
-0,46 
Unternehmen/Arbeitsplätze 
City 
Suburbs 
 
-0,29 
+0,23 
 
-0,02 
+0,01 
 
+0,01 
-0,01 
 
+0,12 
-0,10 
Relative Veränderungen im Vergleich zum Benchmark-Fall 
City: Zonen 3, 4, 5 
Suburbs: Zonen 1, 2, 6,7 
Tabelle 3.2: Räumliche Effekte der Tempolimit-Szenarien 
3.3.3. Auswirkungen der spezifischen Tempolimit-Szenarien (Szenarien 1–3) 
In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse der drei spezifischen Tempolimit-Szenarien, 
bei welchen nur die städtischen, aber nicht die Umgehungsstraßen von dem Tempolimit 
betroffen sind, betrachtet. Da sich die meisten Effekte der betrachteten Maßnahmen so-
wie deren Gründe qualitativ ähneln, werden nur die Hauptunterschiede diskutiert. 
Die Tempolimit-Maßnahmen der drei Szenarien senken die Umwelt- und die Unfallkosten 
(vgl. Abbildung 3.5). Bei der detaillierteren Betrachtung der einzelnen Kostenkomponen-
ten ist im Vergleich zu Szenario G ein signifikanter Unterschied feststellbar. Während in 
Szenario G, in welchem alle Verbindungen von dem Tempolimit betroffen sind, die  
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Lärmkosten ansteigen, sinken diese bei den drei spezifischen Tempolimit-Szenarien, wie 
auch die weiteren Kostenkomponenten. Hierfür ist das veränderte Routenwahlverhalten 
zugunsten der Umgehungsstraßen ursächlich. Da die Umgehungsstraßen von den Tem-
polimit-Maßnahmen ausgenommen sind, werden diese, im Vergleich zu den langsameren 
städtischen Straßen, für den Individual- und Wirtschaftsverkehr attraktiver (vgl. Tabelle 
3.1), wodurch die städtischen, durch die lärmempfindlichen und bevölkerungsdichten 
Stadtgebiete verlaufenden Straßen weniger durch den Pkw- und Lkw-Verkehr genutzt 
werden. 
 Szenario 1 Szenario 2 Szenario 3 
    
 
Abbildung 3.5: Wohlfahrtseffekte der Tempolimit-Szenarien 1, 2, 3 (Tempolimit von 
30 km/h nur auf städtischen Straßen gültig) 
Neben der Reduktion der CO2-Emissionen (0,22 % in Szenario 1, 1,26 % in Szenario 2 
und 4,72 % in Szenario 3) steigt in den drei Szenarien, im Gegensatz zu Szenario G, 
auch die Verbrauchseffizienz (mit Ausnahme des Pkw-Verkehrs in Szenario 3), d. h. die 
Inverse des Kraftstoffverbrauchs je Kilometer. Somit sind die CO2-Emissionen je Kilome-
ter im Durchschnitt geringer als im Benchmark. Der Hauptgrund dafür ist, dass die ver-
stopften städtischen Straßen auf Kosten der Umgehungsstraßen entlastet werden. Da im 
Vergleich zu Szenario G der Rückgang des motorisierten Verkehrs kleiner ist, sind trotz 
alledem die Emissionsreduktionen in den drei spezifischen Szenarien bedeutend geringer. 
Vergleicht man die drei Szenarien miteinander, stellt sich heraus, dass von der starken 
Beschränkung des Straßenverkehrs in Szenario 3 ein großer positiver Impuls zur Einspa-
rung von Umweltkosten ausgeht. Im Vergleich zu Szenario G sind die gesamten Umwelt-
effekte jedoch bedeutend kleiner (vgl. Abbildung 3.3 und Abbildung 3.5). 
Die Reaktionen der Haushalte sind in den drei spezifischen Szenarien ähnlich denen in 
Szenario G. So sinken bspw. die Güter- und Freizeitnachfrage, das Arbeitsangebot und 
die Autonutzung, während die durchschnittlichen Fahrtzeiten ansteigen. Die Steuererlöse 
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der Regierung verlaufen dementsprechend und sinken ebenfalls. Im Vergleich zu Szena-
rio G ist das Ausmaß der Effekte jedoch weniger ausgeprägt, wie Tabelle 3.1 verdeutlicht. 
Weiterhin erleiden die Haushalte ebenfalls einen Wohlfahrtsverlust. Dieser ist umso hö-
her, je räumlich ausgedehnter die Tempolimits sind. Im Vergleich zu Szenario G sind die 
Wohlfahrtsverluste jedoch gering. Auch in absoluten Werten sind die Wohlfahrtsverluste 
der Haushalte in den Szenarien 1 (Tempolimit im Bereich der innerstädtischen Zonen) 
und 2 (Tempolimit im weiteren Stadtbereich, aber ohne Vororte) klein, wohingegen die 
Ausweitung der Tempolimits bis in die Vororte (Szenario 3) einen erheblichen Rückgang 
der individuellen Wohlfahrt bewirkt. Die Ursache hierfür ist die deutliche Verschlechterung 
des Zugangs der bevölkerungsreichen Vororte zu den Umgehungsstraßen, welche, im 
Gegensatz zu Szenario G, von den Tempolimits ausgenommen sind. 
Vergleicht man, unter Beachtung des Hauptunterschieds, Szenario G mit Szenario 3, 
zeigt sich, dass der Wohlfahrtsverlust der Haushalte in Szenario G fast viermal so hoch ist 
wie der Verlust in Szenario 3. Folglich gibt es einen negativen „Umgehungsstraßen-
Effekt“, welcher durch die Absenkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten auf den 
Umgehungsstraßen entsteht. Bezieht man abschließend die negative Wohlfahrtsentwick-
lung der nicht-städtischen Landbesitzer mit in die Betrachtung ein, deuten die Ergebnisse 
darauf hin, dass die Tempolimit-Szenarien 1 und 2 bzgl. der aggregierten Wohlfahrt an-
nähernd neutral sind, wohingegen Tempolimit-Szenario 3 einen erheblichen Wohlfahrts-
verlust verursacht. 
3.4. Sensitivitätsanalyse 
Um die Unsicherheiten besonders im Zusammenhang mit den Annahmen über das Ver-
hältnis zwischen Fahrzeuggeschwindigkeiten und Unfällen sowie zwischen Fahrzeugfahr-
ten und verkehrsbezogenen Unfall-, Kohlenstoffdioxid-, Lärm- und Luftverschmutzungs-
kosten zu erfassen, wird im Folgenden eine Sensitivitätsanalyse mit dem Ziel, den Um-
fang der Tempolimit-induzierten Effekte zu untersuchen, durchgeführt. So werden bspw. 
durch die empirische Literatur Mittelwerte für die Bewertung der Grenzschäden durch 
CO2-Emissionen bereitgestellt (vgl. z. B. Tol, 2005; UBA, 2007), aber deren Spannweite 
der Schätzungen ist dennoch beachtlich, wodurch eine Sensitivitätsanalyse erforderlich 
ist. So können die Kostensätze schon deswegen variieren, weil deren Herleitung auf un-
terschiedlichen Ansätzen fußt (z. B. Untersuchung der Zahlungsbereitschaft für die Ver-
meidung von Lärm vs. Schadenskosten durch Lärm). Wie in Abschnitt 3.3. wird zunächst 
Szenario G und werden anschließend die Szenarien 1–3 untersucht. 
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Der erste Ansatz der Sensitivitätsberechnungen basiert auf den besprochenen Simulatio-
nen der vorangegangenen Abschnitte. Diese wurden durch verschiedene Annahmen bzgl. 
der Unfall- und Umweltkostenraten erweitert. Für die Benchmark-Kalibrierung wie auch 
die Szenarien-Simulationen gelten nun die folgenden veränderten Kostenraten: (1) Sen-
kung der Kostensätze um die Hälfte und (2) Erhöhung der Kostensätze um 25 %, 50 % 
und 100%. 
Für den zweiten Ansatz der Sensitivitätsberechnungen gelten ebenfalls die veränderten 
Kostenraten wie beim ersten Ansatz. Zusätzlich wird dem Exponenten des geschwindig-
keitsabhängigen Gewichtungsfaktors der Unfallkostenrate (vgl. Abschnitt 2.4.) der Wert 3, 
anstatt 2 wie bisher, zugewiesen (vgl. Elvik, 2010), wodurch die Auswirkungen veränder-
ter Fahrgeschwindigkeiten auf die Unfallkosten verstärkt werden. 
Die entsprechenden Ergebnisse der Sensitivitätsanalyse sind für Szenario G in Abbildung 
3.6 und Abbildung 3.7 und für die Szenarien 1–3 in Abbildung 3.8 und Abbildung 3.9 dar-
gestellt. Jedes Simulationsergebnis der Sensitivitätsberechnungen ist mit einer spezifi-
schen Bezeichnung versehen. Zum Beispiel zeigt in Abbildung 3.6 die Kurve „3/+50%“ die 
Ergebnisse der Sensitivitätsberechnungen, bei denen der Exponent des Gewichtungsfak-
tors der Unfallkostenrate den Wert 3 hat und die Kostensätze im Vergleich zu den ur-
sprünglichen Benchmark- und Szenarien-Simulationen um 50 % höher sind. Die Kurve 
„2/0“ hingegen zeigt die Ergebnisse des Standart-Szenarios (Szenario G) – der Exponent 
des Gewichtungsfaktors der Unfallkostenrate hat den Wert 2 und die Kostensätze ent-
sprechen den ursprünglichen Kostensätzen (Veränderung um 0 %). 
Für die Annahme eines Exponenten von 2 stellt sich beim Vergleich der Ergebnisse von 
Szenario G mit den Ergebnissen der Sensitivitätsberechnungen in Abbildung 3.6 heraus, 
dass sich die grundlegenden Ergebnisse aus Szenario G nicht ändern. Selbst bei einer 
Verdopplung der Kostensätze nimmt die aggregierte Wohlfahrt durch eine Verschärfung 
der Tempolimits ab. Allerdings sind in diesem speziellen Fall („2/+100%“) die Wohlfahrts-
verluste vergleichsweise gering. Insbesondere bei moderaten Tempolimits sind die Wohl-
fahrtsänderungen nahezu ausgeglichen. Nimmt der Exponent des Gewichtungsfaktors der 
Unfallkostenrate den Wert 3 an, sinkt bei unveränderten, dem Standard-Fall entsprechen-
den Kostensätzen (Kurve „3/0“) die aggregierte Wohlfahrt ebenfalls durchgängig. Sind die 
Kostensätze hingegen ausreichend größer als im Standard-Fall, kann sich durch das all-
gemein gültige Tempolimit die Wohlfahrt verbessern, wobei die Verbesserung hauptsäch-
lich auf die außerordentlich großen Einsparungen der Unfallkosten (vgl. Abbildung 3.7) 
zurückzuführen ist. Dennoch verbessert sich die Wohlfahrt nur in dem extremen Fall 
„3/+100%“ durchgängig. 
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Abbildung 3.6: Aggregierte Wohlfahrtseffekte (Sensitivitätsanalyse Szenario G) 
 
Abbildung 3.7: Einsparungen Unfallkosten (Sensitivitätsanalyse Szenario G) 
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Abbildung 3.8: Aggregierte Wohlfahrtseffekte (Sensitivitätsanalyse 1–3) 
 
Abbildung 3.9: Einsparungen Unfallkosten (Sensitivitätsanalyse Szenarien 1–3) 
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Bei den Sensitivitätsberechnungen für die Fälle „3/+25%“ und „3/+50%“ verbessert sich 
die Wohlfahrt hingegen nur in bestimmten Bereichen der Geschwindigkeitsreduzierung 
und verschlechtert sich wieder bei strikt geltenden Tempolimits von 30 km/h auf allen 
Verbindungen. Wie bereits beschrieben senken die erlassenen Tempolimits die Autover-
kehrsnachfrage (vgl. Tabelle 3.1). Bei den im Vergleich zum Standard-Fall geringeren 
Kostensätzen (-50%) sind dadurch die negativen Wohlfahrtswirkungen der Tempolimits 
ausgeprägter, da die positiven Umwelt- und Unfalleffekte geringerer Fahrgeschwindigkei-
ten die aggregierte Wohlfahrt weniger stark beeinflussen. 
Die Sensitivitätsanalyse für die drei spezifischen Szenarien liefert ähnliche, aber durchaus 
differenziertere Ergebnisse. In den Standart-Simulationen für die Szenarien 1 und 2 glei-
chen sich die positiven und negativen Effekte der Tempolimits beinahe aus. Da die Tem-
polimits in Szenario 1 räumlich nur sehr beschränkt im innerstädtischen Bereich gelten, 
sind die Auswirkungen der Sensitivitätsannahmen in Szenario 1 kaum erkennbar. Werden 
in Szenario 2 dem Exponenten des Gewichtungsfaktors der Unfallkostenrate der Wert 3 
zugewiesen und/oder die Kostensätze erhöht, führt die Einführung von Tempolimits hin-
gegen immer zur Verbesserung der Wohlfahrt (vgl. Abbildung 3.8). Die Ergebnisse der 
Sensitivitätsberechnungen für Szenario 3, in welchem die Tempolimits für alle Verbindun-
gen mit Ausnahme der Umgehungsstraßen gelten, stechen jedoch hervor. Während sich 
im Standard-Fall die aggregierte Wohlfahrt eindeutig verschlechtert (vgl. Abbildung 3.5 
und Abbildung 3.8), könnte eine Geschwindigkeitsbeschränkung bei hinreichend starken 
Annahmen (Exponenten des Gewichtungsfaktors der Unfallkostenrate mit dem Wert 3 
und Steigerung der Kostensätze um mindestens 25 %) sogar eine Wohlfahrtsverbesse-
rung herbeiführen. 
3.5. Zusammenfassung 
Diese Untersuchung analysierte die Auswirkungen von Tempolimit-Maßnahmen in einer 
Stadtökonomie. Während die meisten Studien die Auswirkungen von Geschwindigkeits-
beschränkungen auf die Häufigkeit und die Schwere von Unfällen erörtern, eröffnet diese 
Untersuchung durch die Verwendung eines für eine durchschnittliche deutsche Metropol-
region kalibrierten, räumlichen allgemeinen Gleichgewicht- und Transportmodells eine 
allgemeinere Bewertung von Tempolimit-Maßnahmen. 
Auf dem Benchmark-Szenario aufbauend wurden in dieser Untersuchung die Auswirkun-
gen verschiedener Maßnahmen, die die zulässigen Höchstgeschwindigkeiten innerhalb 
der Metropolregion beschränken, analysiert. Die Simulationen des Szenarios G zeigen, 
dass die Absenkung von Tempolimits bis auf 30 km/h trotz sinkender Umwelt- und  
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Unfallkosten zu Wohlfahrtsverlusten führen. Durch vielfältige räumlich ökonomische Effek-
te verringern die Tempolimits das Arbeitsangebot, das Einkommen sowie die Konsum-
nachfrage und -vielfalt (räumliche Konsummöglichkeit) der Haushalte wie auch die Ge-
schäftstätigkeit und städtische Produktion der Unternehmen. Somit nimmt infolge der Ge-
schwindigkeitsbeschränkung die Mobilität der Haushalte, welche durch die Pendel- und 
Einkaufsfahrten und -muster dargestellt wird, ab. Obwohl die Verkehrsnachfrage sinkt, 
steigt die tägliche Unterwegszeit, was eine Umverteilung des individuellen Zeitbudgets 
weg von Arbeits- und Freizeit hin zu Verkehrszeit verursacht. Die Tempolimit-Maßnahme 
führt außerdem zu sinkenden Mieten und damit zu sinkenden Mieterlösen der nicht-
städtischen Landbesitzer. Zudem erzeugen sie Steuerinteraktionseffekte die die Steuerer-
löse der Regierung schmälern und somit diese zwingen, weitere Steuern zum Ausgleich 
des öffentlichen Budgets zu erheben. Die Einrichtung von Tempolimits in und um das 
Stadtzentrum und die Aussparung der Vororte mit Zugang zu den Umgehungsstraßen 
mindert hingegen die negativen Effekte und kann unter Umständen zu Wohlfahrtsgewin-
nen führen. Die zusätzliche durchgeführte Sensitivitätsanalyse zeigt, dass starke Annah-
men bzgl. der maßnahmeninduzierten Kosteneinsparungen, also der Umwelt- und Unfall-
kosten, notwendig sind, damit bei den Szenarien G und 3 Wohlfahrtsgewinne möglich 
sind, wohingegen schon kleine Änderungen der Annahmen bei den Szenarien 1 und 2 
genügen, damit die Wohlfahrt ansteigt. 
Die Simulationsergebnisse legen insgesamt nahe, dass das Erlassen eines einheitlichen, 
generell gültigen Tempolimits für das gesamte Stadtgebiet, d. h. ohne Beachtung der 
räumlichen Stadtstruktur und des Straßennetzes, ein ungeeignetes Mittel zur Verbesse-
rung der sozialen Wohlfahrt ist. Mit Bezug auf die Wohlfahrtswirkung scheint es hingegen 
wesentlich zu sein, Tempolimits entsprechend der strukturellen Gegebenheiten räumlich 
zu beschränken. Wie die Ergebnisse zeigen, besteht hierdurch die Chance zur Wohl-
fahrtsverbesserung. 
Trotz der Struktur und vielfältigen Vorteile des verwendeten räumlichen Gleichgewichtmo-
dells sollte man dennoch beachten, dass die Genauigkeit reiner (Mikro-)Verkehrs-
simulationsmodelle bei der Modellierung des Verkehrsflusses (z. B. Modellierung des Ab-
stands zwischen einzelnen Verkehrsteilnehmern) nicht erreicht werden kann. Gegeben 
der Evidenz, dass einheitlichere Geschwindigkeiten mit höherer Sicherheit verbunden 
sind (vgl. Aarts und van Schagen, 2006; Garber und Ehrhart, 2000; Garber und Gadiraju, 
1989; Taylor et al., 2000), führt so bspw. die Vernachlässigung einer abnehmenden Ge-
schwindigkeitsverteilung infolge der Tempolimit-Maßnahmen zu einer Unterschätzung 
möglicher Unfallkosteneinsparungen (sofern dieser Effekt in den Kostensätzen nicht  
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enthalten ist). Besonders in den Szenarien 1 und 2, bei welchen sich die positiven und 
negativen Effekte annähernd ausgleichen, könnten aufgrund dieser Unfallkostenreduktion 
am Ende die positiven Effekte überwiegen. Die Implementierung der Möglichkeit, dass die 
Fahrzeugfahrer durch die Endogenisierung der Geschwindigkeitswahl (Verhoef und Rou-
wendal, 2004) ihr Fahrverhalten den geltenden geschwindigkeitsregelnden Maßnahmen 
anpassen, könnte die Genauigkeit der Simulationsergebnisse ebenfalls verbessern und 
zudem umfassendere Vergleiche von Verkehrsmaßnahmen (z. B. Tempolimit vs. Stau-
gebühren) ermöglichen. 
Weiterhin ist zu erwähnen, dass es über den Rahmen dieser Untersuchung hinausgeht, 
die Frage der Angemessenheit und Bedeutsamkeit der Aggregation kleiner Fahrtzeitzu-
wächse zu erörtern, wie auch, ob kleine Fahrtzeitänderungen überhaupt durch die Ver-
kehrsteilnehmer wahrgenommen werden. So könnte die Vernachlässigung kleiner Fahrt-
zeitänderungen Auswirkungen auf die Bewertung der Politikmaßnahmen haben. Weitere 
Untersuchungen in diese Richtung könnten umfangreichere Einblicke in die Auswirkungen 
von Tempolimit-Maßnahmen, deren Leistungsfähigkeit im Vergleich zu alternativen Maß-
nahmen, sowie in die Robustheit der Ergebnisse von Politikanalysen bzgl. der Annahmen 
über die Bewertung von Fahrtzeitänderungen liefern. 
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4. Infrastrukturqualität 
4.1. Einleitung 
527.000 km des deutschen 660.000 km langen Straßennetzes befinden sich in kommuna-
ler Trägerschaft (Knoll, 2007). Die Qualität dieser Straßen wird durch verschiedene As-
pekte beeinflusst. Zum einen durch die Art und Weise der Straßenkonstruktion (z. B. Brei-
te der Fahrbahn, Geräuschentwicklung, usw.), aber auch durch die Instandhaltung bzw. 
Erhaltung der Qualität (vgl. Álvarez et al., 2007; Lindsey, 2012). Kunert und Link (2013) 
kommen in ihrer Studie über den Investitionsbedarf zur Substanzerhaltung der Verkehrs-
infrastruktur zu den Ergebnissen, dass die Investitionstätigkeit der letzten Jahre nicht aus-
reichend war, um die Infrastruktur auf dem gewünschten Qualitätsniveau zu erhalten, und 
dass sich folglich der Erhaltungszustand der Infrastruktur deutlich verschlechterte; wie 
auch, dass die größte Lücke zwischen Bedarf und getätigtem Ersatz bei den Landes-, 
Kreis- und Gemeindestraßen zu verzeichnen ist. Der Ersatzbedarf kommunaler deutscher 
Straßen wird durch Reidenbach et al. (2008) und den Wissenschaftlichen Beirat beim 
BMVBS (2013) auf ca. 71 Mrd. Euro geschätzt. Durch die anhaltende Unterfinanzierung 
verschlechtern sich der Zustand und damit die Funktions- und Leistungsfähigkeit der 
Straßeninfrastruktur (Kemper, 2005; DStGB, 2014). So können durch eine wachsende 
Zahl von Verkehrsbehinderungen die Fahrtzeiten, aber auch der Kraftstoffverbrauch an-
steigen (Lindsey, 2012; FG Bau Konkret, 2013). Die unzureichenden Investitionen in Un-
terhaltungs- und Erneuerungsmaßnahmen der Vergangenheit und Gegenwart können 
weiterhin zu verstärktem bzw. beschleunigtem Wertverzehr der Verkehrsinfrastruktur und 
damit zu Qualitätseinbrüchen und progressiv erhöhten Kosten und Ausgaben in der Zu-
kunft führen, weil der Substanzverfall der Straßen und Wege bei ausbleibenden Instand-
setzungen weiter voranschreitet (FG Bau Konkret, 2013; Wissenschaftlicher Beirat beim 
BMVBS, 2013). So kommt bspw. Antonissen (2000) zu dem Ergebnis, dass für jeden heu-
te nicht in präventive Straßeninstandhaltung investierten Euro in der Zukunft bis zu vier 
Euro für Wiederherstellungsmaßnahmen durch die öffentliche Hand aufgewendet werden 
müssen. 
Die Schädigung der Straßeninfrastruktur und die Vernachlässigung von deren Erhaltung 
verursachen jedoch nicht nur direkte Kosten, wie Substanzverluste und damit einherge-
hende Kapazitätsüberlastungen oder hohe zusätzliche Wegekosten für umfangreiche Er-
neuerungsmaßnahmen, sondern auch indirekte (allgemeine Gleichgewichts-)Kosten. 
Wenn in der Folge unzureichender Erhaltungsinvestitionen bspw. Staus im Straßenver-
kehr entstehen, steigen aufgrund längerer Fahrtzeiten die vollständigen ökonomischen 
Kosten für Auto- bzw. Lasterfahrten (vgl. Abschnitt 2.2.3.). Hierdurch werden die  
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verkehrsbezogenen Entscheidungen, Routen- und Verkehrsmittelwahl, der Haushalte und 
Unternehmen beeinflusst. Im Rahmen des Gleichgewichts- und Transportmodells (Kapitel 
2) beeinflussen die veränderten Fahrt-/Transportkosten und Verkehrs-Entscheidungen 
jedoch auch die ökonomischen und räumlichen Entscheidungen aller Akteure und folglich 
die gesellschaftliche Wohlfahrt. 
Für die Instandhaltung und den Betrieb der Straßen in den Gemeinden sind die öffentli-
chen kommunalen Haushalte verantwortlich. Laut der Kommission „Zukunft der Verkehrs-
infrastrukturfinanzierung“ ist bei der Finanzierung der Gemeindestraßen weniger die Stra-
ßenunterhaltung, sondern vordergründig die Erneuerung der Straßeninfrastruktur proble-
matisch, wodurch notwendige Erneuerungen unterblieben (Daehre-Kommission, 2012).69 
Als mögliche Maßnahmen zur Behebung des Defizits werden durch die Kommission „Zu-
kunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ u. a. die Erhöhung der Energiesteuer und die 
Einführung einer Infrastrukturabgabe genannt und deren mögliche Vor- und Nachteile 
qualitativ beschrieben (Daehre-Kommission, 2012). Bernecker und Fichert (2013) kom-
men in ihrem Bericht ebenfalls zu dem Schluss, dass sich die Unterfinanzierung durch 
eine Erhöhung der Energiesteuer und/oder durch die Erhebung zusätzlicher Abgaben in 
Form von Straßenbenutzungsgebühren erfolgreich überwinden lässt. Der Wissenschaftli-
che Beirat beim BMVBS (2013) empfiehlt, die allgemeine Steuerfinanzierung als wesentli-
che Quelle für die Bereitstellung der kommunalen Verkehrsinfrastrukturen beizubehalten, 
aber gleichzeitig die Möglichkeiten einer Nutzerfinanzierung, z. B. einer entfernungsab-
hängigen Maut sowie zusätzlicher Gebühren auf den Kauf von Benzin und Diesel zur De-
ckung der Erhaltungskosten auszuschöpfen. Hierbei sollen die zusätzlichen Finanzin-
strumente insbesondere dazu dienen, dem Investitionsrückstand und fortschreitenden 
Substanzverlust entgegenzuwirken, sowie die Finanzierungsgrundlage der Erhaltungsin-
vestitionen nachhaltig abzusichern (Kemper, 2005; Eberlein et al., 2013; Kunert und Link, 
2013; Wissenschaftlicher Beirat beim BMVBS, 2013). Dabei ist die Absicherung der Fi-
nanzierung nicht nur vor dem Hintergrund der Unterlassungen der vergangenen Jahre, 
sondern auch vor dem Hintergrund der Schuldenbremse und der Föderalismusreform, 
welche die bisherige Gemeinschaftsfinanzierung der Erhaltungsinvestitionen im Ver-
kehrsbereich durch Bund und Kommunen aufgibt, von großer Bedeutung (Wissenschaftli-
cher Beirat beim BMVBS, 2013). 
                                               
69
 Während in vielen amerikanischen Bundesstaaten und auch europäischen Ländern die Erhaltungsinvestiti-
onen durch Nutzerentgelte und straßenverkehrsspezifische Steuern finanziert werden (vgl. Odeck und 
Bråthen, 2000; Samuel und Poole, 2007; EAB, 2014; Law Library of Congress, 2014), ist u. a. in England 
und Frankreich wie auch in Deutschland die von der Allgemeinheit getragene Steuerfinanzierung zur Er-
haltung der kommunalen Straßen der Regelfall (vgl. Bernecker und Fichert 2013, Kunert und Link, 2013; 
Law Library of Congress, 2014). 
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In den folgenden Abschnitten werden die verkehrlichen, ökonomischen, räumlichen und 
Wohlfahrtseffekte in einer Stadtökonomie, welche sowohl durch die auslastungs- und be-
lastungsabhängigen Schädigungen der urbanen Straßenqualität als auch durch die öffent-
lich finanzierten Ersatzinvestitionen für die Wiederherstellung der urbanen Straßenqualität 
entstehen, berechnet und analysiert und die unterschiedlichen, durch verschiedene Fi-
nanzierungsmodelle entstehenden Effekte quantitativ miteinander verglichen. Die Wieder-
herstellungsinvestitionen70 werden dabei durch jeweils eines der vier Finanzinstrumente 
distanzabhängige Maut, Energie-, CO2- oder Lohnsteuer abgesichert (keine Kombination 
der Finanzinstrumente).71 Für die Ermittlung der verkehrlichen, ökonomischen, räumlichen 
und Wohlfahrtseffekte, welche durch die Infrastrukturschäden und durch die Wiederher-
stellungsinvestitionen verursacht werden, wird das in Kapitel 2 beschriebene räumliche 
Gleichgewichts- und Transportmodell verwendet und den Anforderungen entsprechend 
angepasst. 
Als Ausgangspunkt für die Untersuchungen dient der für eine durchschnittliche deutsche 
Metropolregion kalibrierte Benchmark (vgl. Abschnitt 2.7.), dessen verkehrliche, ökonomi-
sche und räumliche Charakteristika sich auf statistische Daten des Jahres 2009 beziehen 
und damit bereits die anhaltende Unterfinanzierung der notwendigen Maßnahmen zur 
Erhaltung der urbanen Straßenqualität abbilden. Auf diesem Status quo aufbauend wird 
zunächst unterstellt, dass die Regierung nicht auf den Investitionsrückstand und fort-
schreitenden Substanzverlust reagiert. Infolge der fortschreitenden auslastungs- und be-
lastungsabhängigen Schädigung der Straßeninfrastruktur, welche mit dem Verlust an Ka-
pazität einhergeht, kommt es zur Anpassung der Nachfrage-, Standort- und Verkehrs-
Entscheidungen aller ökonomischen Akteure. Hierdurch entsteht ein neues Gleichgewicht 
(Schadensfall) mit veränderter, geringerer gesellschaftlicher Wohlfahrt. Weiterhin wird 
unterstellt, dass die Regierung aufgrund der sinkenden Wohlfahrt der Haushalte, welche 
die Regierung wählen, sowie aufgrund sinkender Steuereinnahmen schließlich die  
                                               
70
 Die Begriffe Ersatzinvestitionen, Wiederherstellungsinvestitionen und Infrastrukturinvestitionen sowie Er-
neuerung und Wiederherstellung werden synonym verwendet. 
71
 Verhoef und Mohring (2007) sowie Lindsey (2012) geben einen umfangreichen Literaturüberblick über die 
Beziehung zwischen optimaler Staugebühr und optimaler Kapazität. Hierbei liegt die Annahme zugrun-
de, dass eine optimal gestaltete und kalkulierte Straße gerade so hohe Mauteinkünfte generiert, dass 
damit langfristig deren Kapitalkosten gedeckt werden können (Mohring und Harwitz, 1962; Verhoef und 
Mohring, 2007). Bei diesen Studien steht jedoch nicht die Erhaltung der Infrastrukturqualität bzw. einer 
gegebenen Kapazität im Mittelpunkt der Betrachtung, sondern die stau-/mautoptimale Wahl der kontinu-
ierlich anpassungsfähigen Kapazität einer Straße. Andere Studien befassen sich z. B. mit der Optimie-
rung des Erhaltungsmanagements. Während bei der kurzfristigen Optimierung häufig nur die Minimie-
rung der Erhaltungskosten im Vordergrund steht (vgl. bspw. Chen et al., 2014), wird bei der langfristigen 
Optimierung auch die Maximierung der Lebensdauer bzw. des Restwerts, die Minimierung der Nutzer-
kosten sowie die Entwicklung straßenzustandsabhängiger externer Kosten oder der Einfluss des Klima-
wandels betrachtet (vgl. Meneses und Ferreira, 2012; Zhang und Gao, 2012; Mikolaj und Remek, 2014; 
Taylor und Philp, 2015). Die Finanzierung der Erhaltungskosten bleibt jedoch unbeachtet. 
 
Infrastrukturqualität 67 
Wiederherstellung der Straßenqualität veranlasst.72 Die Straßenqualität wird dabei durch 
Unternehmen eines weiteren Industriezweigs (   ), welcher die Faktoren Arbeit und 
Vorprodukte der Industrie     einsetzt, erneuert und wiederhergestellt. Obwohl die In-
vestitionen in die Wiederherstellung der Straßenqualität durch die Regierung öffentlich 
finanziert werden, werden diese durch den privaten Sektor produziert und angeboten, 
wodurch folglich eine zusätzliche Triebkraft für die Wirtschaft entsteht. Die Höhe der Wie-
derherstellungsinvestitionen, welche durch eine zusätzliche Maut, Energie-, CO2- oder 
Lohnsteuer finanziert werden, entspricht dem Wohlfahrtsverlust der Haushalte im Scha-
densfall. Ausgehend von dem neuen Gleichgewicht im Schadensfall analysiert diese Un-
tersuchung, wie die öffentlichen, mit zusätzlichen Mitteln finanzierten Erneuerungsinvesti-
tionen zur Wiederherstellung der Straßenqualität/-kapazität73 die verkehrlichen, ökonomi-
schen und räumlichen Entscheidungen der Haushalte und Unternehmen und folglich die 
gesellschaftliche Wohlfahrt beeinflussen. 
Die Ergebnisse im Schadensfall zeigen, dass die durch unzureichende Erhaltungsinvesti-
tionen hervorgerufenen Substanzverluste die Verkehrs-Entscheidungen zugunsten des 
ÖPNV beeinflussen und die Zugänglichkeit bzw. Erreichbarkeit im Allgemeinen ver-
schlechtern. Dies führt zum einen zu räumlichen Anpassungen der Standort-
Entscheidungen, aber auch zu veränderten Konsummustern und Güter- bzw. Faktornach-
fragen, wodurch die Anzahl der Pendel-, Einkaufs- und Wirtschaftsfahrten und damit die 
städtischen CO2-Emissionen sinken. Aufgrund der Verhaltensanpassungen über alle mög-
lichen Entscheidungen, die durch die unzureichende Straßenqualität veranlasst wurden, 
sinkt schließlich die gesellschaftliche Wohlfahrt. Entscheidet sich die Regierung zur Er-
neuerung der schadhaften Straßenqualität, scheinen die für den Pkw- und Lkw-Verkehr 
erhobenen Finanzinstrumente Energiesteuer und Maut unter Wohlfahrtsaspekten am bes-
ten geeignet, um die Infrastrukturschäden vollständig zu beheben.74 Die Finanzierung der 
Wiederherstellungsinvestitionen durch eine CO2-Steuer für den Pkw-, Lkw- und  
                                               
72
 Die schlechte Straßenqualität schränkt z. B. die Mobilität der Haushalte ein, wodurch deren Fahrtkosten 
und -zeiten ansteigen. Dies wiederum beeinflusst u. a. die räumlichen Konsummuster sowie die Zeitauf-
teilung der Haushalt und senkt deren Nutzen. Aufgrund negativer, durch die angepassten Entscheidun-
gen der Haushalte und Unternehmen induzierter Steuerinteraktionseffekte sinken schließlich auch die 
Steuereinnahmen der Regierung durch eine unzureichend instandgehaltene Straßeninfrastruktur (vgl. 
Abschnitt 4.4.2.). 
73
 Auf der gegebenen statistischen Datenbasis aufbauend, kann das Modell für die gegebenen verkehrlichen 
(ökonomischen und räumlichen) Charakteristika, d. h. für eine Realität in der Straßen nur unzureichend 
instand gehalten werden (Kemper, 2005; Reidenbach et al., 2008; Daehre-Kommission, 2012; Wissen-
schaftlicher Beirat beim BMVBS, 2013; DStGB, 2014), kalibriert werden. Aufgrund fehlender Daten kön-
nen mögliche Modellergebnisse für eine Metropolregion mit neuer, vollkommener und unverbrauchter 
Straßeninfrastruktur nicht validiert werden. Aus diesem Grund wird angenommen, dass die Regierung 
das Ziel verfolgt den aufgestauten Ersatzbedarf im Schadensfall auf das Benchmark-Niveau, d. h. auf 
das Niveau des Status quo, zu reduzieren. 
74
 Die vollständige Behebung der Schäden bedeutet, dass das Qualitätsniveau und damit die Kapazität der 
Straßen wieder auf das Benchmark-Niveau angehoben werden. 
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öffentlichen Personenverkehr eignet sich ebenfalls zur vollständigen Behebung der Schä-
den. Bei dem Finanzinstrument Lohnsteuer stellt sich hingegen die partielle Wiederher-
stellung der Straßenqualität als optimale Strategie heraus. Bei beiden Finanzinstrumenten 
entsteht jedoch weniger Wohlfahrtszuwachs als bei den nutzerbezogenen Instrumenten 
Energiesteuer und Maut. 
Dieses Kapitel ist wie folgt gegliedert: Abschnitt 4.2 greift erneut das räumliche Gleichge-
wichts- und Transportmodell aus Kapitel 2 auf. Die Modellierung der Infrastrukturschäden 
und deren Sanierung beschreibt Abschnitt 4.3. Abschnitt 4.4 präsentiert die Ergebnisse 
und Abschnitt 4.5 fasst das Kapitel zusammen. 
4.2. Modifizierung des Modells 
Für die Bestimmung der Auswirkungen der vier verschiedenen Infrastrukturfinanzierungs-
instrumente wird das in Kapitel 2 beschriebene Gleichgewichts- und Transportmodell ver-
wendet. Dieses ermöglicht neben der Betrachtung der Interaktionen zwischen verschie-
denen Märkten (Land-, Arbeits- und Gütermarkt), Haushalten und Unternehmen auch die 
ausführliche Betrachtung der schaden- und maßnahmenabhängigen Entwicklungen im 
Verkehrssektor. Zudem sind die Standort-, Verkehrsmittel- und Routenwahlentscheidun-
gen der Haushalte und Unternehmen endogen. Für die folgenden Bewertungen der vier 
Finanzinstrumente müssen verschiedene Gleichungen des Modells aus Kapitel 2 ange-
passt werden. 
4.2.1. Haushalte 
Zum einen wird Gleichung 2.2, die Budgetbeschränkung der Haushalte, welche u. a. die 
Nachfrage- und Standort-Entscheidungen dieser beeinflusst, angepasst: 
 
∑[               ]             
 
   
      (   
     )    (      )       
(4.1) 
Neben der Einkommenssteuerrate      wird das Bruttoarbeitseinkommen       auch mit 
der zusätzlichen, zur Finanzierung der Infrastrukturinvestitionen eingeführten Lohnsteuer-
rate   besteuert. Der veränderten Budgetbeschränkung entsprechend ändert sich auch 
die Berechnung des Zeitwerts VOT:    (   
     )          ⁄ . 
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Weiterhin sind die monetären Fahrtkosten im Individual- und Wirtschaftsverkehr (Glei-
chungen 2.10 und 2.22) betroffen und werden durch die Gleichungen 4.2 und 4.3 ersetzt: 
    
  (      
       ̃  
     )           
     ̃  
      
       (4.2) 
  ̂   ( ̂
  ̂    ̂
  ̃  
 )         ̂      ̃  
   (4.3) 
Da die Fahrtkosten Bestandteil der Budgetbeschränkung und Kostenfunktion sind, beein-
flussen diese neben den Verkehrs-Entscheidungen auch die Nachfrage- und Standort-
Entscheidungen der Haushalte und Unternehmen (vgl. Abschnitte 2.2. und 2.3.). 
  und   beschreiben weitere mögliche Finanzierungsinstrumente zur Erneuerung der 
Straßenqualität. Dabei entspricht   einer distanzabhängigen Maut [€] je Kilometer im Kraft-
fahrzeugverkehr und   einer CO2-Steuer [€] für den Kraftfahrzeug- und öffentlichen Ver-
kehr je Gramm CO2-Emission.   ̃  
  bzw.   ̃  
  sind gleich den erwarteten Kraftstoffemis-
sionen [g] im individuellen Autoverkehr (   ) bzw. Wirtschaftsverkehr (   ) über alle 
möglichen Routen   zwischen Zone   und Zone  , hierbei ist  
  ̃  
  ∑       
 ∑                  
    und    
  gleich den endogen bestimmten, verbin-
dungsspezifischen Kraftstoffemissionen [g] pro Kilometer auf Verbindung   (vgl.  
Abschnitt 2.4.). Das Produkt aus der exogen gegebenen Distanz    
  und der konstanten 
CO2-Emissionensrate      (vgl. Abschnitt 2.4.) ergibt die     -spezifischen CO2-
Emissionen [g] für eine Fahrt zwischen den Zonen   und  . Für die Kraftstoffkosten im 
individuellen Autoverkehr      bzw. Wirtschaftsverkehr  ̂  gilt zudem                
bzw.  ̂  (       ). Hierbei beschreibt   schließlich das vierte zur Finanzierung der 
Wiederherstellungsinvestitionen eingeführte Instrument, die Energiesteuer [€] je Liter 
Kraftstoff. 
Für die vier Finanzinstrumente ist zu beachten, dass nicht alle gleichzeitig zur Deckung 
der Investitionskosten genutzt werden, sondern ihre Wirkung nur einzeln betrachtet wird. 
D. h., jeder der vier Werte         ist nur dann verschieden von null, wenn die entspre-
chende Maßnahme Gegenstand der Untersuchungen ist. 
4.2.2. Verkehrsfläche und -kapazität 
Zusätzlich zu den in Abschnitt 4.2.1. beschriebenen Modifizierungen wird zum einen die 
Landfläche der Metropolregion durch die zonenspezifische Verkehrsfläche    ergänzt, 
und zum anderen ist die bisher fixe Straßenkapazität nun von der exogen gegebenen 
Verkehrsfläche   , der jeweiligen Straßenkategorie und der Infrastrukturqualität  
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abhängig.75 Die Verkehrsfläche    ist ferner durch die zonenspezifischen infrastrukturellen 
Anforderungen, wie z. B. den Zugang zu Umgehungs-/Ringstraßen, bedingt. Die Kapazi-
täten wiederum beeinflussen die straßenspezifischen Geschwindigkeiten und damit 
Fahrtzeiten und Fahrtkosten und schließlich das Routen- und Verkehrsmittelwahlverhal-
ten. 
Gleichung (4.4) zeigt die Berechnung der zur Verkehrsfläche    proportionalen (  1200) 
Kapazität   von Verbindung   (vgl. Tscharaktschiew und Hirte, 2010a): 
    ∑         
 
  (4.4) 
Der Faktor    beschreibt die Infrastrukturqualität einer Verbindung   (vgl. Abschnitt 4.4.). 
     ist gleich dem Anteil der Straßenkapazität von   an der gesamten in Zone   befindli-
chen Verkehrsfläche   .
76 Entsprechend realen Beobachtungen nimmt der exogen gege-
bene Anteil der Verkehrsfläche    an der Landfläche    mit zunehmender Distanz vom 
Stadtzentrum ab (Tscharaktschiew und Hirte, 2010a; Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, 
2010; Statistisches Amt München, 2010)77 und es gilt:        . Die Zonen 2 und 6 bilden 
dabei aufgrund ihrer verkehrlichen wichtigen Funktion – Anbindung der bevölkerungsrei-
chen Vororte an die städtischen Umgehungs-/Ringstraßen – eine Ausnahme. Das Gleich-
gewicht (vgl. Gleichung 2.41) im Landmarkt der Zone   erfordert folglich: 
 ∑       
 
 ∑    
 
        (4.5) 
Damit der kalibrierte Benchmark-Fall weiterhin nutzbar bleibt, wurde u. a. die notwendige 
Verkehrsfläche auf die bisherige, für Wohnen und als Produktionsfaktor verfügbare  
                                               
75
 Für die weiteren verkehrsbezogenen Berechnungen in Kapitel 4 ersetzt die von der Straßenqualität abhän-
gige Straßenkapazität   die bisher exogen gegebene Straßenkapazität    (vgl. Abschnitt 2.4.). 
76
 Für den Fall, dass Straße   nicht in Zone   verläuft, gilt:       . Weiterhin gilt: ∑           . Die Zuordnung 
der Straßen   zu Zone   fußt auf folgender Regel: Jede intrazonale Straße wird der jeweiligen Zone   zu-
geordnet. Für den interzonalen Straßenverkehr zwischen einem Zonenpaar     werden, wie Abbildung 
2.1 zeigt, je zwei richtungsgebundene Straßen   benutzt, eine für Fahrten von   nach   und eine für Fahr-
ten von   nach  . Beide Straßen sind bezüglich ihrer Kapazität, staufreien Verkehrsgeschwindigkeit und 
Auslastung identisch. Vor diesem Hintergrund wird zur Vereinfachung die richtungsgebundene Straße  , 
die das Zonenpaar     in     Richtung miteinander verbindet, Zone   zugeordnet, und die richtungs-
gebundene Straße  , die das gleiche Zonenpaar in     Richtung miteinander verbindet, Zone   zuge-
ordnet. 
77
 Der Anteil der Straßen- an der Landfläche in der „City“ (Zonen 3-5) beträgt 15,6 %. Für Berlin betrug der 
Anteil im Jahr 2009 15,3 %, für München 17,2 % und für Hamburg 12,2 % (vgl. Berlin: Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg, 2010; München: Statistisches Amt München, 2010; Hamburg: Statistikamt Nord, 
2011). 
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Landfläche addiert.78 Die Verkehrsfläche    ist jedoch explizit als diese ausgewiesen und 
nicht für die Haushalte und Unternehmen verfügbar.79 Zudem verursacht die Verkehrsflä-
che Kosten in Höhe von ∑      . Diese werden, analog zu den Instandhaltungskosten der 
deutschen Straßeninfrastruktur (vgl. Bernecker und Fichert 2013, Kunert und Link, 2013), 
mit steuerlichen Mitteln durch die Regierung getragen und kommen im Rahmen des Mo-
dells den nicht-städtischen Landbesitzern zugute.80 Die aufgebrachten Kosten müssen 
schließlich von den gesamten, ebenso für den Güterkonsum verwendeten Steuererlösen 
       abgezogen werden. Durch die Umverteilung der Geld- und folglich Warenströme 
zwischen den beiden zum Ausgleich der Geldströme ins Modell integrierten (vgl. Abschnitt 
2.5) ökonomischen Akteuren nicht-städtische Landbesitzer und Regierung bleiben die 
Haushalts- und Unternehmensentscheidungen sowie die relevanten Benchmark-
Ergebnisse unberührt und es bedarf keiner neuen Modellkalibrierung. 
4.3. Qualität der Straßeninfrastruktur 
4.3.1. Entstehung der Straßenschäden 
Die Ermittlung der straßenspezifischen Schäden      beruht auf der im Benchmark be-
rechneten Auslastung und kraftfahrzeugspezifischen Belastung der jeweiligen Straßen  . 
Gemäß der üblichen Berechnungsweise für Straßenschäden findet die Miner-Regel An-
wendung (Fatemi und Yang, 1998; BMVBS, 2002, 2007; Link et al., 2009; UBA, 2013; 
u.a.). Der Miner-Regel (lineare Schadensakkumulationsregel) liegt die Annahme zugrun-
de, dass die Schädigung der Straßenoberfläche durch die Fahrzeugbelastung linear mit 
der Anzahl der ertragenen Belastung zunimmt, und dass bei        üblicherweise ein 
Schaden auftritt (z. B. Bruch der Straßenoberfläche). Weiterhin wird bei Belastungen mit 
unterschiedlichen Laststufen  81 unterstellt, dass Teilschädigungen        mit unter-
schiedlichen Laststufen summiert werden dürfen (Miner, 1945): 
      ∑      
 
 ∑
      
      
 
  (4.6) 
                                               
78
 Die gesamte Landfläche ∑     beträgt 673,335 km
2
 und die zonenspezifischen Landflächen (Anteile der 
Verkehrsfläche an der Landfläche) sind mit      137,17 km
2
 (5,22 %);      104,75 km
2
 (14,08 %); 
     69,42 km
2
 (13,57 %);    50,67 km
2
 (21,05 %) gegeben. 
79
 Den Haushalten und Unternehmen steht folglich die Landfläche          zur Verfügung. 
80
 Für die Berechnung der Einkünfte der nicht-städtischen Landbesitzer bzw. der Mieteinkünfte der Haushalte 
gilt folglich:           ∑ [               ]      bzw.      ⁄ ∑              . 
81
 Im Rahmen des Modells wird angenommen, dass allen Haushalten dasselbe durchschnittliche Pkw-Modell 
(   ) und allen Unternehmen dasselbe durchschnittliche Lkw-Modell (   ) zur Verfügung steht (vgl. 
Abschnitt 2.4). Folglich können die unterschiedlichen Laststufen den Fahrzeugarten gleichgesetzt wer-
den. 
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wobei        die tatsächliche Anzahl der Fahrzeuge mit Laststufe   ist, welche Straße   
nutzen, und        der Anzahl der Fahrzeuge entspricht, die Straße   verkraften kann, bis 
ein Schaden auftritt. 
Für die Bestimmung der verbindungsspezifischen Straßenschäden durch Fahrzeuge der 
Laststufe          wird unterstellt, dass alle Straßen        dafür ausgelegt sind, eine 
ihrer Kapazität    und der durchschnittlichen Aufteilung des Straßenverkehrs in Privat- 
bzw. Wirtschaftsverkehr (vgl. Tabelle 2.1) entsprechende Anzahl von Fahrzeugen der 
Laststufe   (      ) zu verkraften, bis ein Schaden auftritt. Mit der Literatur und den Er-
gebnissen des AASHO Road Test übereinstimmend wird weiterhin angenommen, dass 
das Maß der Schädigung der Straßenqualität vom Gewicht, genauer von der Achslast der 
Pkw (   ) bzw. Lkw (   ) abhängig ist, und dass dieses mit der vierten Potenz der 
Achslast steigt (vgl. z. B. BMVBS, 2002, 2007; Link et al., 2009; Wissenschaftlicher Beirat 
beim BMVBS, 2013; UBA 2013; Korzhenevych et al., 2014).82 
Auf den beschriebenen Annahmen aufbauend wird für die Berechnung von        zu-
nächst       , d. h. die verkraftbare Belastung einer Straße   mit Fahrzeugen der Laststu-
fe   ermittelt. Unter Beachtung der durchschnittlichen Aufteilung des Straßenverkehrs in 
Pkw- und Lkw-Verkehr (vgl. Tabelle 2.1) sowie des Gewichtungskoeffizienten    (vgl. Ab-
schnitt 2.4. und 2.7.) wird dafür zuerst die im Benchmark verfügbare Kapazität    in Pkw-
spezifische und Lkw-spezifische Kapazität unterteilt. Im zweiten Schritt wird die für Pkw 
(   ) verfügbare Kapazität mit dem achslastabhängigen aggregierten Äquivalenzfaktor 
   multipliziert, wodurch man die Pkw-Gesamtlast, die Straße   verkraftet, erhält. Mit der 
für Lkw (   ) verfügbaren Kapazität wird analog verfahren (mit dem aggregierten Äqui-
valenzfaktor   ). Der aggregierte Äquivalenzfaktor    ergibt sich aus der Summe des 
Äquivalenzfaktors für die Vorderachse    
  und des Äquivalenzfaktors für die Hinterachse 
   
  (vgl. z. B. Korzhenevych et al., 2014). Die spezifischen Äquivalenzfaktoren       
  wie-
derum ergeben sich aus der vierten Potenz des Verhältnisses der fahrzeug- und achs-
spezifischen Achslast       
  zur Achslast einer Normachse   :       
  (      
   ⁄ )
 
 (sog. 
Vierte-Potenz-Gesetz, vgl. u. a. Fatemi und Yang, 1998; BMVBS, 2002; Link et al., 2009; 
                                               
82
 Link et al. (2009) erläutern den AASHO Road Test aus dem Jahr 1960 und diskutieren, ob das Ergebnis 
dieses Versuchs, d. h. das Vierte-Potenz-Gesetz, auf deutsche Verhältnisse übertragbar ist. Sie verwei-
sen darauf, dass ingenieurwissenschaftliche Untersuchungen in Deutschland ergaben, dass der Expo-
nent abhängig von Straßentyp, Verkehrsbelastung bzw. Fahrzeugmix zwischen 2,5 und 6 liegt. Damit 
sehen sie die Ergebnisse des AASHO Road Test, d. h. die vierte Potenz, im Durchschnitt und insbeson-
dere im innerörtlichen Straßenverkehr als bestätigt. Sie weisen jedoch auf die Notwendigkeit eines neu-
erlichen Feldversuchs wie des AASHO Road Test hin, um die Berechnungen der Straßenschädigung 
den aktuellen technischen Gegebenheiten im Straßenbau und bei den Fahrzeugen anzupassen. 
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UBA, 2013). Für das Gesamtgewicht83 eines Pkw werden 1,5 t und eines Lkw 5,3 t ange-
nommen (vgl. BMVBS, 2012b; UBA, 2013; Korzhenevych et al., 2014). Für die Aufteilung 
des Gesamtgewichts eines Pkw wird üblicherweise unterstellt, dass sich dieses auf beide 
Achsen gleichmäßig verteilt. Hieraus ergibt sich für die Achslasten84 eines Pkw    
  
   
   0,75 t. Für die Aufteilung des Gesamtgewichts eines Lkw wird unterstellt, dass das 
zum Leergewicht hinzukommende Ladungsgewicht auf der Ladfläche des Lkw hauptsäch-
lich dessen Hinterachse belastet, wodurch die Achslast der Hinterachse (65 % des Ge-
samtgewichts) größer ist als die der Vorderachse (35 % des Gesamtgewichts) (vgl. z. B. § 
34 StVZO, 2014; BfS, 1982). Daraus folgt für die Achslasten eines Lkw 
   
   1,86 t und    
   3,44 t. Die Normachslast wird mit     1 t angenommen. Aus den 
Gewichtsannahmen folgt     0,63 und     152. Somit schädigen die um das 3,53-fache 
schwereren Lkw die Straßenqualität 241-mal stärker als die Pkw.85 Auf dem Benchmark-
Ergebnis aufbauend wird schließlich        berechnet. Hierfür werden die tatsächlichen 
verbindungsspezifischen Pkw- und Lkw-Fahrten mit dem jeweiligen aggregierten Äquiva-
lenzfaktor    multipliziert. 
Aus der Division von        durch        ergibt sich der verbindungsspezifische Schaden 
      , den die Fahrzeuge der Laststufe   verursachen. Werden die Teilschädigungen 
       entsprechend der Miner-Regel addiert, erhält man den verbindungsspezifischen 
Gesamtschaden, der durch den gemischten Straßenverkehr entsteht. Diese auf dem 
Benchmark-Ergebnis/Benchmark-Verkehrsaufkommen basierenden Straßenschäden bil-
den die Grundlage für die weiteren Analysen der Untersuchung. 
4.3.2. Qualitätsfaktor der Straßen 
Die Kapazität beeinflussende (vgl. Abschnitt 4.2.) Qualität einer Straße   wird mit dem 
Qualitätsfaktor    abgebildet. Für den Qualitätsfaktor gilt im Benchmark-Fall:   
   . Der 
                                               
83
 Das Gesamtgewicht ergibt sich aus der Summe des Fahrzeugleergewichts und des Ladungsgewichts. 
84
 Die Achslast ist gleich dem aufgeteilten Fahrzeuggesamtgewicht auf die Fahrzeugachsen. 
85
 Dem Vierte-Potenz-Gesetz entsprechend gilt: Während die Schädigung der Straßenqualität durch die  
2,48-mal schwerere Achslast der Vorderachse eines Lkw (   
   11,97) 38-mal stärker ist als bei einem 
Pkw (   
   0,32), ist die Schädigung der Straßenqualität durch die 4,59-mal schwerere Achslast der Hin-
terachse eines Lkw (   
   140,03) sogar 443-mal stärker als bei einem Pkw (   
   0,32). Infolge der un-
gleichmäßigen Verteilung des Lkw-Gesamtgewichts auf die beiden Achsen, schädigen Lkw die Straßen-
qualität im Durchschnitt 241-mal stärker als Pkw. Wäre das Gesamtgewicht der Lkw wie bei den Pkw 
gleichmäßig auf beide Achsen verteilt (   
     
   2,65 t;    
     
   49,32;     98,63), wäre die 
Schädigung entsprechend dem Vierte-Potenz-Gesetz nur 156-mal stärker. Obwohl der Anteil des Lkw-
Verkehrs am Straßenverkehr im Durchschnitt nur 9 % beträgt (vgl. Tabelle 2.1), verursacht dieser auf-
grund des hohen Gesamtgewichts der Fahrzeuge im Ergebnis ähnlich hohe verbindungsspezifische 
Schäden       wie der Pkw-Verkehr. 
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Exponent 0 beschreibt die anfängliche Infrastrukturqualität im Benchmark.86 Durch die im 
Benchmark erzeugte Verkehrsbelastung sowie durch eine anhaltend unzureichende und 
unterfinanzierte Instandhaltung verschlechtern sich die Qualität und damit die Funktions- 
und Leistungsfähigkeit (Kapazität) der Straßeninfrastruktur (Kemper, 2005; DStGB, 2014). 
Dies wiederum beeinflusst die Entscheidungen der ökonomischen Akteure des räumli-
chen Gleichgewichts- und Transportmodells und führt damit zu einem neuen Gleichge-
wicht (Schadensfall) mit veränderter, geringerer gesellschaftlicher Wohlfahrt und entspre-
chend veränderten Umweltkosten. Für den Schadensfall wird der Qualitätsfaktor   
  (der 
Exponent 1 beschreibt den Schadensfall) auf Basis der Schadensberechnung nach Miner 
ermittelt. Es gilt: 
     
    (
    
 
)    
   (4.7) 
Durch die Aufsummierung der fahrzeugspezifischen Teilschädigungen        kann      
größer eins werden (vgl. Gleichung 4.6). Aus pragmatischen und Kalibrierungsgründen 
wird daher      mit dem Faktor     dividiert. 
Wird ausgehend vom Schadensfall nun in die Erneuerung der Straßenqualität und damit 
in die Wiederherstellung der Kapazität investiert (     ), kann    wieder den Wert eins 
annehmen, wobei die Investitionen durch eines der zusätzlichen Finanzinstrumente, Maut, 
Energie-, CO2- oder Lohnsteuer, finanziert werden (vgl. Tabelle 4.1). Die wiederhergestell-
te Infrastrukturqualität   
  (beschrieben durch den Exponenten 2) ist somit eine Funktion 
der öffentlichen Infrastrukturinvestitionen     und es gilt: 
   
    
  (    
 )         
   (4.8) 
       entspricht dabei der Wiederherstellungsfunktion, welche die Wirksamkeit der Er-
satzinvestitionen, die beschädigte Straßenqualität (    
 ) wiederherzustellen, wieder-
spiegelt. Entscheidet sich die Regierung gegen Ersatzinvestitionen und damit gegen die 
Wiederherstellung der beschädigten Straßeninfrastruktur, ist folglich          bei  
     . In diesem Fall gilt für das Qualitätsniveau   
    
 .87 Weiterhin wird für den 
Schwellenwert            unterstellt, dass          und somit   
    
  (    
 )  
  
    gilt. Die Infrastrukturinvestitionen stellen somit die Straßenqualität dem Bench-
                                               
86
 Wie in Abschnitt 4.1. beschrieben entspricht das Qualitäts-/Kapazitätsniveau der Straßeninfrastruktur im 
Benchmark-Fall dem ursprünglichen wie auch dem anvisierten Qualitäts-/Kapazitätsstandard. 
87
 In diesem Fall würde sich entsprechend der neuen gleichgewichtigen Verkehrsbelastung und der weiterhin 
unzureichenden Instandhaltung ein weiteres neues Gleichgewicht mit veränderter Wohlfahrt einstellen. 
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mark-Niveau entsprechend vollständig wieder her. Für die Investitionsniveaus       
       bewegt sich die Wiederherstellungsfunktion zwischen           . Dadurch ist 
die Straßenqualität   
  im Vergleich zur Nicht-Wiederherstellung höher, aber im Vergleich 
zur vollständigen Wiederherstellung (          ), d. h. im Vergleich zum Benchmark-
Niveau, niedriger (vgl. Tabelle 4.1). Die Wiederherstellungsfunktion wird, um all den be-
schriebenen Definitionen gerecht zu werden, wie folgt definiert: 
Die spezifische Form von        erfüllt die eben beschriebenen Anforderungen und ist 
zudem durch positive, aber abnehmende Grenzerträge der Wiederherstellungskosten/-
investitionen gekennzeichnet (vgl. z. B. de Bruin und Dellink, 2011; de Bruin et al., 2009; 
Dellink et al., 2010; Egenhofer et al., 2010; Gawel et al., 2012). 
Szenarien Straßenqualität 
Wiederherstel-
lungsfunktion 
Öffentliche 
Investitionen 
 ,   , 
 , 1 
Benchmark   
                      
Schadensfall     
    
                    
Erneuerung der 
Straßenqualität 
  
    
  (    
 )         
                             
1 Die Finanzinstrumente werden nicht gleichzeitig zur Finanzierung genutzt. 
Tabelle 4.1: Überblick über die szenariospezifischen Kenngrößen 
4.3.3. Wiederherstellung der Straßenqualität 
Der zonenspezifische Anteil der aufgebrachten Infrastrukturinvestitionen zur Erneuerung 
der Straßen   in Zone   ist gleich dem Anteil der aggregierten zonenspezifischen Straßen-
schäden ∑     (    
 )  an der Gesamtheit aller Straßenschäden in der Metropolregion 
∑ ∑     (    
 )  . Je stärker die Straßen in Zone   bzw. je mehr Straßen in Zone   beschä-
digt sind (d. h. je größer ∑     (    
 )  bzw. je kleiner ∑       
 
 ), desto höher ist folglich der 
Anteil an den Gesamtinvestitionen, der für die Wiederherstellung der Straßen   in Zone   
zur Verfügung steht. Somit gilt für den Verteilungskoeffizienten, der die Wiederherstel-
lungsinvestitionen auf die Zonen        aufteilt: ∑     (    
 ) ∑ ∑     (    
 )  ⁄ . Wobei für 
den Faktor      gilt:       , wenn Straße   in Zone   verläuft; 0, sonst (vgl. dazu Abschnitt 
4.2.2.). 
            (  
   
      
)  (4.9) 
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Im Wettbewerb zueinander stehende Unternehmen einer zusätzlich hinzugefügten Indust-
rie     stellen unter Verwendung der Faktoren Arbeit      und Vorprodukte     |   , wel-
che durch eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion miteinander kombiniert werden, die 
beschädigte Qualität/Kapazität der Straßen   in Zone   wieder her. Die Entscheidungen 
der Unternehmen dieser Industrie sind endogen und der Gleichgewichtspreis für Erneue-
rungsmaßnahmen ergibt sich aus dem Zusammenspiel zwischen dem Angebot von und 
der Nachfrage nach Erneuerungsmaßnahmen für die schadhafte Straßenqualität. Glei-
chung 4.10 zeigt die Produktionsfunktion für Industrie     mit dem Output     : 
              
     (∑    |       |   
   
 
)
  |   
   
  (4.10) 
Der konstante Skalenparameter      variiert für jeden Produktionsstandort und erlaubt, 
zonenspezifische Hicks-neutrale Produktivitätseffekte abzubilden (vgl. Gleichung 2.15). 
      ist die zonenspezifische Outputelastizität für Arbeit und   |    ist die zonenspezifische 
Outputelastizität für Vorprodukte aus Industrie    . Für die Produktionsfunktion werden 
konstante Skalenerträge unterstellt und es gilt:        |        . Die Unternehmen von 
Industrie     verwenden die Vorprodukte aus jeder Zone  , in der Industrie     pro-
duziert, da diese aufgrund ihrer räumlichen Differenzierung nur unvollständig mit der Sub-
stitutionselastizität         ⁄    gegeneinander substituierbar sind. Die input-
spezifische Konstante     |      ermöglicht weitere Spezifizierungen inputspezifischer 
Verzerrungen, wie etwa die Nichtverwendung eines bestimmten zonenspezifischen Vor-
produkts. Unter Beachtung der Produktionsfunktion (Gleichung 4.10) minimieren die Un-
ternehmen ihre Kosten und lösen dabei folgendes Minimierungsproblem: 
    (        |   )       ∑(          )    |   
 
  (4.11) 
Hierbei sind        die Lohnkosten.      ist der Preis des Vorproduktes aus Zone   und 
      sind die erwarteten Transportkosten einer Tour zwischen dem eigenen Produkti-
onsstandort   und dem Produktionsstandort des Vorproduktunternehmens  . Aus dem 
Minimierungsproblem ergeben sich die in Gleichung 2.19 und 2.20 beschriebenen beding-
ten Faktornachfragen für Arbeit und für Vorprodukte der in Zone   produzierenden Unter-
nehmen aus Industrie    . 
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Der Preis für die Wiederherstellung der Straßenqualität durch die Unternehmen von In-
dustrie     in Zone        ergibt sich aus der Nullprofitbedingung und ist gleich: 
      
  
    
        
    
 
 
 
 |   
  |   
(∑ 
   |   
 
     (          )
   
     
 
)
       
   
  |   
  (4.12) 
Aufgrund des freien Markteintritts in Zone   erwirtschaften die kostenminimierenden, sich 
in einem Wettbewerbsmarkt befindenden Unternehmen keinen ökonomischen Profit 
(Nullprofitbedingung). Somit gleicht der Preis      den Grenz- und Durchschnittskosten. 
Für die Kurzform der Nullprofitbedingung bzw. Nullprofitgleichung 4.12 (vgl. Anas und Liu, 
2007) gilt: 
          (             )     (4.13) 
Die Regierung konsumiert das Produkt      zum Preis     , womit sie in die Wiederherstel-
lung der Straßenqualität investiert. Die dadurch entstehenden Investitionskosten werden 
durch je eines der verschiedenen Finanzinstrumente 
(1) distanzabhängige Maut88       [€/km], 
(2) Energiesteuer         [€/l], 
(3) CO2-Steuer für gesamten Verkehr aller Verkehrsträger   [€/g], 
(4) Lohnsteuer         [%] 
getragen. 
                                               
88
 Nach Mohring und Harwitz (1962) können die Kapitalkosten einer Straße mit optimaler Kapazität durch die 
Erhebung einer wohlfahrtsoptimalen Maut gedeckt werden. Mit einem umfangreichen Literaturüberblick 
zeigen Verhoef und Mohring (2007), dass dieses Theorem nicht nur theoretische Gültigkeit besitzt. Den-
noch basiert es auf einer Vielzahl von Annahmen, welche das vorliegende Gleichgewichtsmodell nicht 
erfüllt. Während Mohring und Harwitz (1962) konstante Skalenerträge für den Straßenbau annehmen, 
wird in dem vorliegenden Modell eine abnehmende Grenzproduktivität für die öffentlichen Investitionen 
(de Bruin und Dellink, 2011; de Bruin et al., 2009; Dellink et al., 2010; Egenhofer et al., 2010; Gawel et 
al., 2012) in die Infrastrukturqualität und damit Kapazität angenommen. Mohring und Harwitz (1962) 
nehmen weiterhin eine optimale, kontinuierlich anpassungsfähige und Nutzungs- und Bereitstellungskos-
ten minimierende Straßenkapazität an. In dem verwendeten Stadtmodell hingegen ist die Straßenkapazi-
tät im Benchmark zunächst Bestandteil der Kalibrierung und abhängig von der zonenspezifischen Land-
fläche (vgl. z. B. Nitzsche und Tscharaktschiew, 2013; Tscharaktschiew und Hirte, 2010a). In den fol-
genden Untersuchungsfällen wird die Benchmark-Kapazität dagegen durch die Qualitätsfaktoren   
  und 
  
  beeinflusst. Diese werden jedoch nur durch das „exogene“ Verhältnis            bestimmt, aber 
nicht durch stauabhängige Kapazitätskosten, welches nach Mohring und Harwitz (1962) eine optimale 
Straßenkapazität herbeiführen kann. Des Weiteren sind modellspezifische Effekte (z. B. Steuerinterakti-
ons- und Umverteilungseffekte, vgl. Hirte et al., 2014) ursächlich dafür, dass eine stauoptimale Maut zur 
vollständigen Deckung der Schadenskosten nicht geeignet scheint. 
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Im Allgemeinen räumlichen Gleichgewicht gilt, dass die Höhe der öffentlichen Investitio-
nen in die Wiederherstellung der Straßenqualität     ∑           den Einnahmen aus 
dem jeweiligen Finanzinstrument (1), (2), (3) oder (4) gleicht: 
     ∑        
 
    ̅̅ ̅̅       ̅̅ ̅̅ ̅̅       ̅̅ ̅̅ ̅̅      ̅̅ ̅̅ ̅   
     (4.14) 
   ̅̅ ̅̅  ist gleich dem vollständigen Arbeitseinkommen der   Haushalte,     ̅̅ ̅̅ ̅̅  der gesamten 
mit Pkw und Lkw zurückgelegten Distanz,     ̅̅ ̅̅ ̅̅  dem gesamten Kraftstoffverbrauch aller 
Kraftfahrzeuge und    ̅̅ ̅̅ ̅ ist gleich den gesamten durch Kraftfahrzeuge und den ÖPNV 
emittierten CO2-Emissionen (vgl. Anhang VI/II). Für die vier Maßnahmen-Terme ist zu 
beachten, dass nicht alle Finanzinstrumente gleichzeitig zur Deckung der Investitionskos-
ten genutzt werden. Der Term      erfasst investitions-/maßnahmenbedingte Steuerinter-
aktionseffekte, die zu Veränderungen des öffentlichen Budgets führen und gegebenenfalls 
zur Infrastrukturfinanzierung beitragen können. 
Ausgehend vom Benchmark-Fall wird für die Berechnung des Schadenfalls der mengen-
mäßige öffentliche Konsum   
    fixiert. Um im Schadensfall ein ausreichendes öffentli-
ches Budget für den fixierten öffentliche Konsum   ̅
    zu gewährleisten, werden steuerli-
che Mehr- bzw. Mindereinnahmen, welche durch ökonomische und räumliche Verände-
rungen im Schadensfall hervorgerufen werden, mit der Pauschalsteuer     ausgeglichen, 
wodurch sogenannte Steuerinteraktionseffekte im Nutzen der Haushalte mit abgebildet 
werden können. 
Für die Ermittlung der Maßnahmenwirkung (Wiederherstellung der Straßenqualität) wird 
die Pauschalsteuer     ebenfalls fixiert, um nun die maßnahmenbedingten Steuerinterak-
tionseffekte und damit Veränderungen des öffentlichen Budgets im Nutzen der Haushalte 
(über die Finanzinstrumente) abzubilden. Gilt        ∑   ̅
        , übersteigen die öf-
fentlichen Einnahmen aus Mehrwert-, Einkommens-, Energie- und Pauschalsteuer        
aufgrund positiver maßnahmenbedingter Steuerinteraktionseffekte den monetären Wert 
des mengenmäßig fixierten öffentlichen Konsums ∑   ̅
        , woraus folgt:  
    
       ∑   ̅
          . Dieser Steuerüberschuss kann durch die Regierung zusätzlich 
zur Finanzierung der Wiederherstellung der Straßenqualität genutzt werden. Somit kön-
nen die Infrastrukturinvestitionen den eigentlichen Erlös aus dem jeweiligen Finanzinstru-
ment, welches Bestandteil der Budgetbeschränkung der Haushalte (Gleichung 4.1) ist, 
übersteigen. Gilt hingegen        ∑   ̅
       , sind die öffentlichen Einnahmen aus 
Mehrwert-, Einkommens-, Energie- und Pauschalsteuer geringer als der Wert des men-
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genmäßig fixierten öffentlichen Konsums. Hieraus folgt:       . In diesem Fall müssen 
die in der Budgetbeschränkung der Haushalte (Gleichung 4.1) beachteten Finanzinstru-
mente neben den Infrastrukturinvestitionen auch den weiteren öffentlichen Konsum   ̅
    
finanzieren, um die Verluste bei den anderen Steuereinnahmen, welche durch negative 
Steuerinteraktionseffekte entstehen, auszugleichen. Hierdurch ist die Investitionssumme 
für Wiederherstellungsmaßnahmen kleiner als der eigentliche Erlös aus dem jeweiligen 
Finanzinstrument. 
Auf dem beschriebenen Verteilungskoeffizienten aufbauend erfordert das zonenspezifi-
sche Gleichgewicht für die Wiederherstellungsindustrie     in Zone  : 
 
∑     (    
 ) 
∑ ∑          
    
              (4.15) 
Die rechte Seite der Gleichung entspricht den spezifischen Wiederherstellungskosten für 
alle beschädigten Straßen in Zone  . Die linke Seite stellt die entsprechende Investitions-
höhe dar.89 
4.4. Ergebnisse 
Im Folgenden werden die Simulationsergebnisse der verschiedenen Szenarien vorge-
stellt. Hierfür wird angenommen, dass eine vollständige, dem Benchmark-Niveau entspre-
chende Wiederherstellung der Straßenqualität/-kapazität eines Investitionsniveaus in Hö-
he des Wohlfahrtsverlusts der Haushalte im Schadensfall bedarf, d. h.        |   
  |. 
Für die Erläuterung der Ergebnisse werden zunächst die Folgen und Wohlfahrtsverände-
rung des Schadenfalls dargestellt. Im Anschluss daran werden die Folgen und Wohl-
fahrtswirkungen öffentlich finanzierter Maßnahmen zur Wiederherstellung der Straßen-
qualität/-kapazität untersucht, wobei die Wiederherstellungsinvestitionen entweder durch 
die Erhebung einer distanzabhängigen Maut, Lohn-, Energie- oder CO2-Steuer finanziert 
werden. Die Wohlfahrtseffekte sind eine Kombination aus veränderten Entscheidungen 
der ökonomischen Akteure (z. B. veränderte Routen-, Verkehrsmittel- und Standortwahl, 
Anpassung der Nachfragemuster und Zeitaufteilung) und aus ökonomischen, umweltli-
chen und räumlichen Effekten. 
                                               
89
 Durch die Division beider Seiten von Gleichung 4.15 mit      können die linke Seite der Gleichung als Nach-
frage nach Wiederherstellungsmaßnahmen und die rechte Seite als Angebot von Wiederherstellungs-
maßnahmen interpretiert werden. 
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4.4.1. Wohlfahrtsanalyse 
Die Wohlfahrtsveränderung der Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer wird analog 
zu Kapitel 3 mit der Äquivalenten Variation    (bei einer wohlfahrtsverbessernden Maß-
nahme gilt       ) gemessen. Hierbei wird der äquivalente Einkommenstransfer, wel-
cher notwendig ist, um die Haushalte im Benchmark-Szenario derart zu kompensieren, 
dass diese das gleiche Nutzenniveau wie in den untersuchten Simulationsszenarien, 
Schadensfall und Erneuerung der Straßenqualität, erreichen, bestimmt. Die Umweltwir-
kungen werden durch die monetär bewerteten Veränderungen der verkehrsbezogenen 
CO2-Emissionen, Unfall-, Lärm und Luftverschmutzungskosten abgebildet. 
Entsprechend Gleichung 3.1 entspricht der durchschnittliche, allgemeine Nutzen der 
Stadtbewohner dem Erwartungswert der maximierten Haushaltsnutzen (vgl. Anas und Xu, 
1999). Da der indirekte Nutzen der Haushalte für jedes Ort-Wahl-Set   {   }  ̃  von de-
ren vollständigen ökonomischen Einkommen    abhängt (vgl. Anhang VI/I), kann die 
Äquivalente Variation eines durchschnittlichen Haushalts,    , für den Schadensfall (   
 ) 
und den Fall mit erneuerter Straßenqualität (   
 ) durch die Gleichung  
 (  
     
   
)  
  
   
(  
   
) berechnet werden. Hierbei entspricht  
  dem erwarteten Haushaltsnutzen im 
Benchmark-Szenario und  
   
 dem Haushaltsnutzen der Simulationsszenarien. 
Wie in Abschnitt 3.3.1. dargestellt, kann die Äquivalente Variation der nicht-städtischen 
Landbesitzer analog zu der der städtischen Haushalte berechnet werden. Für die nicht-
städtischen Landbesitzer gilt somit   
 (   
      
   
)     
   
(   
   
). 
Die (monetär bewerteten) Wohlfahrtsveränderungen, die sich aus den Simulationsszena-
rien Schadensfall und erneuerte Straßenqualität ergeben, berechnen sich wie folgt: 
  ̅       
   
      
   
        (4.15) 
   entspricht dem Aggregat der monetär bewerteten Veränderungen der CO2-
Emissionen, der Unfall-, Lärm- und Luftverschmutzungskosten im Vergleich zum Bench-
mark-Szenario. 
4.4.2. Auswirkungen 
Unter der Annahme, dass die Regierung die Straßeninfrastruktur dauerhaft nur unzu-
reichend instand hält, verursachen die aus dem Benchmark-Verkehrsaufkommen resultie-
renden Schädigungen der Straßenqualität/-kapazität einen aggregierten gesellschaft-
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ichen Wohlfahrtsverlust in Höhe von | ̅ |  2393 Mio. €. Der entsprechende erwartete 
Wohlfahrtsverlust aller Haushalte beträgt: |   
  |         2113 Mio. €.90 
Tabelle 4.2 zeigt beispielhaft, dass die schadhafte Straßeninfrastruktur die ökonomischen 
Bedingungen in der Metropolregion auf ähnliche Weise beeinträchtigt wie die Festsetzung 
eines generell gültigen Tempolimits von 30 km/h (vgl. Abschnitt 3.3.2.). Ursächlich hierfür 
ist, dass die vom Straßenverkehr verursachten Qualitätseinbußen die Kapazitäten und 
damit die Fahrtzeiten und folglich die Geschwindigkeiten im Straßenverkehr direkt beein-
flussen (vgl. Gleichungen 4.4 und 2.25). 
In der Folge der infrastrukturellen Aus- und Belastung durch den Benchmark-
Verkehrsfluss sinken die verbindungsspezifischen Straßenkapazitäten, wodurch beson-
ders die Fahrtzeiten (Geschwindigkeiten) auf den stauanfälligen städtischen Straßen in-
nerhalb einer Zone, welche sowohl für intrazonale als auch für den Zu- und Abgang inter-
zonaler Fahrten genutzt werden, steigen (sinken). Bedingt durch die längeren Fahrtzeiten 
auf den intrazonalen Straßen steigen die Fahrtzeiten im Straßenverkehr für alle Fahrten 
zwischen den Zonen    . Zudem sinkt aufgrund der geringeren Geschwindigkeiten in-
nerhalb der Zonen die durchschnittliche Verbrauchseffizienz (vgl. Tabelle 4.3), wodurch 
die Treibstoffkosten pro Kilometer für Autofahrten steigen (Lindsey, 2012; FG Bau Konk-
ret, 2013). Beide Umstände, längere Fahrtzeiten und höhere Treibstoffkosten, beeinflus-
sen die vollständigen ökonomischen Kosten einer Autofahrt und damit das Verkehrsmittel- 
und Routenwahlverhalten direkt (vgl. Abschnitt 2.2.3.). Aufgrund der Veränderungen des 
relativen Preisgefüges91 wählen die Haushalte zur Fortbewegung häufiger den ÖPNV und 
das Zu-Fuß-Gehen (vgl. Tabelle 4.3). Für den straßengebundenen Pkw- und Lkw-Verkehr 
lässt sich weiterhin beobachten, dass die Umgehungsstraßen relativ häufiger genutzt 
werden (vgl. Tabelle 4.3). Ursächlich hierfür ist, dass die vollständigen ökonomischen 
                                               
90
 Reidenbach et al. (2008) schätzen den Bedarf an Ersatzinvestitionen für die Straßen in Berlin bis zum Jahr 
2020 auf 2,3 Mrd. Euro. Dieser Wert bezieht sich jedoch nicht auf die wohlfahrtsökonomischen Kosten 
(gemessen mit der Äquivalenten Variation), sondern auf die physischen Kosten, d. h. die Wegekosten, 
und kann somit nicht direkt mit dem hier dargestellten Ergebnis verglichen werden. Obwohl die Ver-
schlechterung des Zustandes kommunaler Straßen vielerorts offensichtlich ist, scheint die Schätzung 
des Ersatzbedarfs schwierig, da es für die Schäden dieser Straßen keine hinreichende und einheitliche 
Dokumentation gibt (Kunert und Link, 2013). 
91
 Die Fahrtzeiten für die Verkehrsmodi      und     bleiben durch die Qualitätseinbußen im Straßenver-
kehr unberührt. Da der VOT die verkehrsmittelspezifischen vollständigen ökonomischen Kosten glei-
chermaßen beeinträchtigt, verändert sich in der Folge längerer Fahrtzeiten im Straßenverkehr das relati-
ve Preisgefüge zugunsten der Verkehrsmodi      und    . 
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Kosten der direkten, aus den städtischen Straßen bestehenden Routen zwischen zwei 
Zonen stärker steigen als die Kosten für die Nutzung der Umgehungsstraßen.92,93 
Tabelle 4.3 verdeutlicht, dass die direkten verkehrlichen Folgen der schadhaften Straßen-
qualität weiterhin die ökonomischen und räumlichen Entscheidungen der ökonomischen 
Akteure beeinträchtigen. Durch die höheren zeitlichen und monetären Fahrtkosten für 
sämtliche Fahrtzwecke sinken die Güter- und Freizeitnachfrage wie auch das Arbeitsan-
gebot der Haushalte. Zudem konsumieren die Haushalte häufiger Güter aus der Zone, in 
der sie wohnen, und bieten dort auch relativ häufiger ihre Arbeitskraft an. Infolge der ge-
ringeren Güternachfrage gehen die Produktion von Konsumgütern und folglich auch die 
Produktion von Zwischenprodukten zurück. Die abnehmende Güter- und letztlich Ver-
kehrsnachfrage sowie das geringere Haushaltseinkommen94 senken die Steuereinnah-
men der Regierung aus Mehrwert-, Energie- und Einkommenssteuer. Durch die mengen-
mäßige Fixierung des öffentlichen Konsums (  ̅
   , vgl. Abschnitt 4.3.3.) wird somit den 
Haushalten zum Ausgleich des öffentlichen Budgets eine zusätzliche Steuer (   ) aufer-
legt, welche das verfügbare Einkommen der Haushalte zusätzlich belastet. 
Die schlechte Straßenqualität und die damit einhergehenden höheren Fahrt- und Trans-
portkosten führen weiterhin zu Veränderungen bei der Standortwahl der Haushalte und 
Unternehmen (Arbeitsplätze). Um den höheren Fahrt-/Transportkosten zu begegnen,  
verteilen sich die Haushalte und Unternehmen gleichmäßiger über die Metropolregion. Bei 
den Haushalten sind dementsprechend Urbanisierungs- und bei den Unternehmen Sub-
urbanisierungstendenzen beobachtbar. 
                                               
92
 Beispiel: Für sämtliche Routen einer Fahrt von Zone 3 nach Zone 5 werden die intrazonalen Straßen in den 
Zonen 3 und 5 gleichermaßen für den Zu- und Abgang benötigt. Während jedoch die Zentrum-
umgehende Routenoption zusätzlich nur noch die innere Umgehungsstraße, die die Zonen 3 und 5 di-
rekt miteinander verbindet, nutzt, müssen für die Zentrum-querende Routenoption zusätzlich die städti-
schen Straßen zwischen den Zonen 3 und 4 und den Zonen 4 und 5 sowie die sehr langsame intrazona-
le Straße in Zone 4 benutzt werden. Der relativ stärkere Anstieg der Fahrtzeit der letzten Routenoption 
leidet dabei hauptsächlich unter der höheren Fahrtzeit auf der intrazonalen Straße in Zone 4. 
93
 In diesem Punkt unterscheiden sich die Folgen der schadhaften Straßenqualität/-kapazität und die Folgen 
der Festsetzung des generellen Tempolimits. Durch das Benchmark-Verkehrsaufkommen sind im Scha-
densfall-Szenario insbesondere die intrazonalen Straßen bedeutend stärker beschädigt als die Umge-
hungsstraßen, wodurch die Kapazität und folglich der Verkehrsfluss auf den Umgehungsstraßen weniger 
stark eingeschränkt sind. Während bei einem allgemein gültigen Tempolimit von 30 km/h der relative 
Vorteil der Umgehungsstraßen (kürzere Fahrtzeit trotz längerer Fahrdistanz) schrumpft, nimmt dieser 
aufgrund der vergleichsweise geringeren Beschädigung der Umgehungsstraßen in diesem Schadensfall-
Szenario zu. In der Folge wählen die Haushalte und Unternehmen im Tempolimit-Szenario G häufiger 
Routen auf Stadtstraßen und im Schadensfall-Szenario häufiger Route auf Umgehungsstraßen (vgl. Ta-
belle 4.2). 
94
 Um die Haushalte/Arbeiter für die schlechtere Erreichbarkeit/Zugänglichkeit jeglicher Arbeitsorte zu kom-
pensieren, steigen die Löhne. Da die ansteigenden Löhne das sinkende Arbeitsangebot nicht ausglei-
chen können, sinkt das Arbeitseinkommen. Da die Nachfrage nach dem Produktionsfaktor Land auf-
grund geringerer Konsumgüter- und Vorproduktnachfrage sinkt, sinken der Wettbewerbsdruck und damit 
auch die Mieten im Landmarkt, wodurch das Mieteinkommen der Haushalte und nicht-städtischen Land-
besitzer schrumpft. 
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Tempolimit- 
Szenario G 
Schadensfall- 
Szenario 
Private Haushalte 
Konsumnachfrage 
Wohnnachfrage 
Freizeitnachfrage 
Arbeitsangebot 
Tägliche Unterwegszeit 
Tagesstrecke 
Konsumvielfalt intrazonal 
Konsumvielfalt benachbarte Zone 
Konsumvielfalt weit entfernte Zonen 
 
-2,12 
+0,76 
-1,10 
-2,72 
+20,23 
-7,77 
+2,76 
+2,36 
-6,77 
 
-3,47 
+0,76 
-1,17 
-3,29 
+23,49 
-7,16 
+4,64 
-1,56 
-3,05 
Stadtökonomie 
Produktion Konsumgüter 
Produktion Vorprodukte 
Miete Zone 4 
Miete Zone 1 (7) 
Lohn Zone 4 
Lohn Zone 1 (7) 
 
-2,53 
-3,20 
-2,03 
-2,52 
+0,28 
+0,65 
 
-2,97 
-3,57 
-3,38 
-2,93 
+0,42 
+0,47 
Öffentlicher Haushalt 
Erlöse Einkommenssteuer 
Erlöse Mehrwertsteuer 
Erlöse Energiesteuer 
Gesamtsteuererlös 
 
-2,30 
-4,23 
-35,94 
-4,06 
 
-2,95 
-5,34 
-37,75 
-4,931 
Verkehr (Verkehrsmittelwahl) 
Modal Split Auto [%] 
Modal Split ÖPNV [%] 
Modal Split Zu-Fuß-Gehen [%] 
 
36,9 
31,9 
31,2 
 
26,5 
40,4 
33,1 
Verkehr (Routenwahl) 
Umgehungsstraßen Pendelverkehr 
Umgehungsstraßen Einkaufsverkehr 
Umgehungsstraßen Wirtschaftsverkehr 
Städtische Straßen Pendelverkehr 
Städtische Straßen Einkaufsverkehr 
Städtische Straßen Wirtschaftsverkehr 
 
-48,19 
-47,99 
-68,99 
+176,76 
+174,92 
+443,99 
 
+1,91 
+2,02 
+2,92 
-6,66 
-7,01 
-18,82 
Verkehr (Allgemein) 
Ø Geschwindigkeit Straßenverkehr 
Ø Geschwindigkeit im Privatverkehr 
Ø Verbrauch Pkw-Verkehr 
Ø Verbrauch Lkw-Verkehr 
CO2-Emissionen 
 
-17,96 
-24,12 
-9,69 
-5,90 
-24,34 
 
-14,95 
-24,51 
-10,10 
-9,70 
-24,35 
Relative Veränderungen im Vergleich zum Benchmark-Fall, mit Ausnahme „Modal Split“ 
1 Ohne Erlös aus der Pauschalsteuer     
Tabelle 4.2: Vergleich der Simulationsergebnisse des Tempolimit-Szenarios G 
mit den Simulationsergebnissen des Schadensfall-Szenarios 
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Durch die ökonomischen Folgen der unzureichend instandgehaltenen und folglich schad-
haften Straßenqualität/-kapazität ergeht es den Haushalten und infolge geringerer Mieten 
auch den nicht-städtischen Landbesitzern schlechter. Die geringe Verkehrsnachfrage und 
veränderte Verkehrsmittelwahl wirken sich zwar positiv auf die Umwelt- und Unfallkosten 
aus, dieser Effekt ist jedoch zu gering, um die negativen Auswirkungen auf die Haushalte 
und nicht-städtischen Landbesitzer auszugleichen.95 
Auf den Simulationsergebnissen des Schadenfalls aufbauend werden nun die verkehrli-
chen, ökonomischen, räumlichen und umweltlichen Effekte öffentlich finanzierter Maß-
nahmen zur Erneuerung der Straßenqualität untersucht. Abbildung 4.1 zeigt die entspre-
chenden aggregierten Wohlfahrtseffekte. Die vertikale Achse zeigt den Finanzinstrument-
spezifischen Wohlfahrtszuwachs durch die Erneuerungsinvestitionen im Vergleich zum 
Schadensfall (  ̅   ̅   ̅ ). Die horizontale Achse bildet das Verhältnis der Erneue-
rungsinvestitionen     zu dem Wohlfahrtsverlust der Haushalte im Schadensfall |   
   | 
ab (         ⁄     |   
   |⁄ ). In dem einen Extrem, für    |   
  |⁄   , gibt es keine 
Erneuerungsinvestitionen und der aggregierte Wohlfahrtsverlust ist zunächst gleich 
 ̅   ̅ . Es gibt folglich keinen Wohlfahrtszuwachs durch eine Wiederherstellung der 
Straßenqualität/-kapazität   ̅   . Im anderen Extrem, für    |   
  |⁄   , erreicht das 
von der Regierung gewählte Investitionsniveau für Wiederherstellungsmaßnahmen sein 
vordefiniertes Maximum von |   
  |        , wodurch gilt          (vgl. Gleichung 
4.9). Hieraus ergibt sich   
    
       (vgl. Gleichung 4.8), d. h. eine dem Benchmark-
Niveau entsprechend vollständig wiederhergestellte Straßenqualität und -kapazität. 
                                               
95
 Da sich die Folgen einer schadhafter Straßenqualität/-kapazität und die Folgen der Festsetzung genereller 
Tempolimits sehr ähneln (vgl. Tabelle 4.2), soll für die detaillierte Erklärung der ökonomischen und räum-
lichen Zusammenhänge auf die Erläuterungen in Abschnitt 3.3.2. verwiesen werden. 
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Abbildung 4.1: Finanzinstrument-spezifische, aggregierte Wohlfahrtseffekte der 
Wiederherstellungsinvestitionen im Vergleich zum Schadensfall 
Mit Ausnahme der lohnsteuerfinanzierten Erneuerungsinvestitionen sind die Verläufe der 
aggregierten Wohlfahrtsfunktionen durch positive, aber abnehmende Grenzerträge ge-
kennzeichnet, und die aggregierte Wohlfahrt wird durch die vollständige Wiederherstel-
lung der Infrastrukturqualität maximiert: (   |   
  |⁄   , daraus folgt             und 
somit   
      ). Der Verlauf der aggregierten Wohlfahrtsfunktion bei lohnsteuerfinanzier-
ten Erneuerungsinvestitionen ist hingegen umgekehrt U-förmig, wodurch die aggregierte 
Wohlfahrt durch weniger als die vollständige Wiederherstellung der Infrastrukturqualität 
maximiert wird: (   |   
  |⁄      , daraus folgt                  und somit  
  
      ). Im Optimum beträgt das öffentliche Investitionsniveau für Wiederherstellungs-
maßnahmen ca. 1,5 Mrd. €. Um das jeweilige optimale Investitionsniveau zur Wiederher-
stellung der Straßenqualität mit dem entsprechenden Finanzinstrument aufzubringen, 
muss die Regierung entweder eine Maut in Höhe von   0,12 €/km oder eine zusätzliche 
Energiesteuer96 in Höhe von   1,42 € je Liter Kraftstoff oder eine CO2-Steuer in Höhe 
                                               
96
 Bei der zusätzlichen Energiesteuer ist zu beachten, dass der tatsächliche zusätzliche Aufwand im Rahmen 
der Fahrt-/Transportkosten noch höher ist, da die Energiesteuer zusätzlich mehrwertbesteuert wird. 
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von   0,38 €/kg CO2
97 oder eine zusätzliche Lohnsteuer in Höhe von   1,2 % erhe-
ben.98 
Die Form der aggregierten Wohlfahrtsfunktionen ergibt sich aus der Kombination der 
Auswirkungen auf die Wohlfahrt der Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer sowie 
auf die Umwelteffekte. Abbildung 4.2 zeigt die Finanzinstrument-spezifischen Auswirkun-
gen auf die Wohlfahrt der Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer sowie die ent-
sprechenden Umwelteffekte. Während die Wohlfahrtsfunktionen der Haushalte für alle 
Finanzinstrumente umgekehrt U-förmig sind, sind die Wohlfahrtsfunktionen der nicht-
städtischen Landbesitzer durch positive, aber abnehmende Skalenerträge gekennzeich-
net. Für die Wohlfahrt der nicht-städtischen Landbesitzer bedeutet dies, dass deren Wohl-
fahrtzuwachs durch die Erneuerungsinvestitionen umso kleiner wird, je höher das Investi-
tionsniveau ist. Für die Wohlfahrt der Haushalte gilt, dass bei geringen Investitionsniveaus 
der Grenznutzen der Erneuerungsinvestitionen deren Grenzkosten übersteigt. Durch die 
Ausweitung der öffentlichen Anstrengungen zur Wiederherstellung der Straßenqualität 
kann somit die Wohlfahrt der Haushalte gesteigert werden. Bei hohen Investitionsniveaus 
hingegen übersteigen die Grenzkosten der Maßnahmen zur Erneuerung der Straßenqua-
lität deren Grenznutzen für die Haushalte. In diesem Fall könnte die Drosselung der öf-
fentlichen Anstrengungen und damit der entsprechenden Investitionen auf das optimale 
Niveau den Nutzen der Haushalte steigern. Im optimalen Niveau gleichen sich die Grenz-
kosten und der Grenznutzen der Erneuerungsinvestitionen aus. Die aggregierten externen 
Kosten (Umwelt- und Unfallkosten) steigen bei allen Finanzinstrumenten zunächst stark 
an.99 Mit zunehmenden Investitionsvolumen sinken die externen Kosten für die verkehrs-
bezogenen Finanzinstrumente Maut, Energie- und CO2-Steuer, wohingegen sie bei dem 
Finanzinstrument Lohnsteuer mit abnehmender Grenzrate weiter ansteigen (negative 
Kosteneinsparung). 
                                               
97
 Im Rahmen des Simulationsmodells gilt:   0,00038 €/g CO2 
98
 Für die verkehrsbezogenen Finanzinstrumente zeigt Tabelle 4.3 die durchschnittlichen Maut-Äquivalente. 
Entsprechend den jeweiligen Durchschnittsverbräuchen und dem CO2-Ausstoß je Liter Kraftstoff wurden 
ausgehend von den durchschnittlichen Kostensätzen für die Finanzinstrumente Energie- und CO2-Steuer 
die Maut-Äquivalente für den Pkw- und Lkw-Verkehr berechnet. Die durchschnittlichen Maut-Äquivalente 
berechnen sich schließlich durch die Gewichtung dieser fahrzeugspezifischen Maut-Äquivalente mit den 
durchschnittlichen Anteilen des Pkw- bzw. Lkw-Verkehrs am Straßenverkehrsaufkommen. Daraus erge-
ben sich für die Energie- bzw. CO2-Steuer folgende Maut-Äquivalente: Pkw: 0,09 bzw. 0,08 €/km; Lkw: 
0,14 bzw. 0,12 €/km, Durchschnitt: 0,10 bzw. 0,09 €/km. Die Pällmann-Kommission (2000), das UBA 
(2010) wie auch Bernecker und Fichert (2013) schätzen die durchschnittlichen Wegekosten für die Bun-
desfernstraßen in Deutschland für Pkw auf 0,03-0,06 €/km und für leichte Lkw (bis 12 t) auf 0,06-0,09 
€/km. Bernecker und Fichert (2013) führen weiterhin aus, dass sich die erforderlichen Abgabensätze zur 
auskömmlichen Finanzierung des gesamten deutschen Straßennetzes, d. h. inkl. des Mittelbedarfs für 
Landes- und Kreisstraßen, zumindest verdoppeln müssten. 
99
 Achtung: Abbildung 4.2 zeigt nicht die aggregierten Umweltkosten sondern deren Einsparungen. 
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Abbildung 4.2 Finanzinstrument-spezifische Wohlfahrts- und Umwelteffekte der 
Wiederherstellungsinvestitionen im Vergleich zum Schadensfall 
Bei den Finanzinstrumenten Maut, Energie- und CO2-Steuer übersteigen bei geringen 
Investitionsvolumen die positiven Wohlfahrtseffekte der Haushalte und nicht-städtischen 
Landbesitzer die negativen Umwelteffekte, wodurch die aggregierte Wohlfahrt steigt. Bei 
hohen Investitionsvolumen übersteigen schließlich die zunehmende Wohlfahrt der nicht-
städtischen Landbesitzer und bei den Finanzinstrumenten Maut und Energiesteuer zu-
sätzlich die positiven Effekte auf die externen Kosten die Wohlfahrtsverluste der Haushal-
te oder gleichen diese zumindest aus, wodurch die vollständige Wiederherstellung der 
Straßenqualität gesamtgesellschaftlich als optimale Strategie betrachtet werden kann (vgl. 
Abbildung 4.1 und Abbildung 4.2). Bei der lohnsteuerfinanzierten Erneuerung der Stra-
ßenqualität übersteigen zunächst die positiven Wohlfahrtseffekte der Haushalte und nicht-
städtischen Landbesitzer die negativen aggregierten Umwelteffekte, und die aggregierte 
Wohlfahrt steigt. Bei hohen Investitionsvolumen jedoch überwiegen die negativen Effekte 
auf die externen Kosten und der Wohlfahrtsverlust der Haushalte den Wohlfahrtszuwachs 
der nicht-städtischen Landbesitzer, und die aggregierte Wohlfahrt sinkt, wodurch nur eine 
partielle Wiederherstellung der Straßenqualität gesamtgesellschaftlich als optimale Stra-
tegie erachtet werden kann (vgl. Abbildung 4.1 und Abbildung 4.2). 
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Im Vergleich zum Schadensfall entstehen durch die Erneuerungsinvestitionen Wohl-
fahrtsgewinne zwischen ca. 290 und 990 Mio. €. Diese Gewinne sind jedoch nicht ausrei-
chend, um den Wohlfahrtsschaden | ̅ |, der durch unzureichende und unterfinanzierte 
Instandhaltung, d. h. durch die schadhafte Straßeninfrastruktur entstand, auszuglei-
chen.100 
Im Folgenden sollen die verkehrlichen, ökonomischen, räumlichen und umweltlichen 
Auswirkungen der wiederhergestellten Straßenqualität detaillierter erklärt werden. 
Durch die öffentlichen Investitionen (            ) in die Wiederherstellung der Stra-
ßenqualität/-kapazität wird der Straßenverkehr im Vergleich zum Schadensfall wieder 
beschleunigt und gewinnt dadurch an Attraktivität. Die höheren Durchschnittsgeschwin-
digkeiten im Straßenverkehr, wodurch die Fahrtzeiten im Durchschnitt sinken, sowie eine 
effizientere Fahrweise101 erhöhen weiterhin die durchschnittliche Verbrauchseffizienz. 
Dadurch sinken die Treibstoffkosten pro Kilometer für Autofahrten im Durchschnitt. Durch 
die kürzeren Fahrtzeiten und geringeren Treibstoffkosten sinken die vollständigen ökono-
mischen Kosten einer Autofahrt. Hierdurch verändert sich das relative Preisgefüge für 
Verkehr und der Anteil des Autoverkehrs am Modal Split steigt (vgl. Tabelle 4.3). Für den 
straßengebundenen Individual- und Wirtschaftsverkehr lässt sich weiterhin beobachten, 
dass im Vergleich zum Schadensfall die städtischen Straßen relativ häufiger genutzt wer-
den (vgl. Tabelle 4.3). Ursächlich hierfür ist, dass die vollständigen ökonomischen Kosten 
der städtischen direkten Routen zwischen zwei Zonen relativ stärker sinken als die Kosten 
für die Nutzung der Umgehungsstraßen. 
Trotz der häufigeren Autonutzung, besonders im innerstädtischen Bereich, sinken die 
Staukosten bei den verkehrsspezifischen Finanzinstrumenten im Vergleich zum Scha-
densfall (und Benchmark), wie Tabelle 4.3 zeigt. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die 
Infrastrukturqualität bei den verkehrsspezifischen Finanzinstrumenten vollständig erneuert 
wird (           |   
  |    
    
   ). Damit steht dem Straßenverkehr die volle 
Benchmark-Kapazität zur Verfügung, während gleichzeitig die verkehrsspezifischen (bzw. 
nutzerspezifischen) Finanzinstrumente die Straßenverkehrsnachfrage reglementieren. 
Sind die Wiederherstellungskosten hingegen lohnsteuerfinanziert, sollte die Gesellschaft 
nur rund 70-80 % des entstanden Wohlfahrtsschadens in die Erneuerung der Straßenqua-
                                               
100
 Bei dem Vergleich dieser Ergebnisse muss beachtet werden, dass die Finanzinstrumente nicht zur Opti-
mierung der Wohlfahrt, sondern zur Finanzierung der Erhaltungs-/Wiederherstellungskosten erhoben 
werden. Hirte und Nitzsche (2013) zeigen, dass die Einführung einer Maut zur Reduktion der  
CO2-Emissionen beitragen und den städtischen Gesamtnutzen sowie die aggregierte Wohlfahrt über das 
Benchmark-Niveau steigern kann. 
101
 In Bezug auf die Energiesteuer (vgl. Tabelle 2.2). 
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lität investieren, woraus folgt:   
    
 . Hierdurch gewinnt der Verkehrsträger Straße an 
ausreichend Attraktivität, dass der Autoanteil am Modal Split ähnlich hoch ist wie bei den 
verkehrsspezifischen Finanzinstrumenten. Im Vergleich zu diesen Finanzinstrumenten 
sind bei der Lohnsteuerfinanzierung die Staukosten jedoch wesentlich höher, da zum ei-
nen die Lohnsteuer den Straßenverkehr nicht direkt reglementiert und zum anderen die 
Straßenkapazität nicht in dem gleichen Maße zur Verfügung steht (vgl. Tabelle 4.3). 
Die Erneuerung der Infrastrukturqualität, welche wie die Produktion von Konsumproduk-
ten den Einsatz der Faktoren Arbeit und Vorprodukte erfordert, erhöht zum einen die Ar-
beitsnachfrage und zum andern den Wettbewerbsdruck um die für Wohnen und zur Pro-
duktion verfügbaren Landfläche, da zur Produktion von Vorprodukten u. a. der Faktor 
Land eingesetzt wird. Durch die gesteigerte Landnachfrage der Unternehmen steigen die 
Mieten im gesamten Stadtgebiet. Trotz der höheren Arbeitsnachfrage sinken die Löhne. 
Durch die Wiederherstellung der Straßenqualität müssen die Haushalte/Arbeiter im Ver-
gleich zum Schadensfall oder bspw. zu dem Tempolimit-Szenario G nicht weiterhin für 
eine schlechtere Erreichbarkeit/Zugänglichkeit jeglicher Arbeitsorte kompensiert werden. 
Zudem steht den Haushalten aufgrund der besseren Erreichbarkeit und kürzeren Fahrt-
zeiten für sämtliche Einkaufs- oder Pendelfahrten mehr Zeit für Arbeiten und Freizeit zur 
Verfügung. Der positive Mobilitätseffekt und das höhere Arbeitsangebot überwiegen 
schließlich die erhöhte Arbeitsnachfrage, wodurch die Löhne im Durchschnitt sinken (vgl. 
Tabelle 4.3). Durch das hohe Arbeitsangebot steigt jedoch das Arbeitseinkommen der 
Haushalte und bedingt durch den größeren Wettbewerb im Landmarkt auch deren Miet-
einkommen. 
Aufgrund der höheren Mieten verändern sich das relative Preisgefüge und damit die Kon-
sumentscheidungen der Haushalte zuungunsten der nutzenstiftenden Landnachfrage. Die 
Nachfrage nach den relativ preiswerteren Gütern Freizeit und Konsumgüter steigt hinge-
gen.102 Zudem vereinfacht die Erneuerung der Straßenqualität den Zugang der Haushalte 
zu den räumlich differenzierten Konsumgütern. Wie die Einkaufsmuster in Tabelle 4.3 
zeigen, nehmen die Anteile der Einkaufsfahrten in benachbarte, aber auch in fernere Zo-
nen zu. D. h., die bessere Straßenqualität erleichtert die Befriedigung der Vorliebe der 
Haushalte für Vielfalt im Konsum der räumlich differenzierten Konsumgüter. Die positiven 
Nachfrageeffekte überwiegen die Nutzeneinbußen aus der geringeren Landnachfrage, 
wodurch der erwartete Haushaltsnutzen im Vergleich zum Schadensfall steigt. 
                                               
102
 Die Preise für Konsumgüter steigen im Durchschnitt nur marginal. 
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Neben den Haushalten profitieren auch die nicht-städtischen Landbesitzer von den höhe-
ren Mieten. Während die Güterpreise nur geringfügig steigen, ermöglicht das höhere 
Mieteinkommen den nicht-städtischen Landbesitzern, mehr Konsumgüter der Metropolre-
gion zu konsumieren, wodurch deren Nutzen steigt (vgl. Tabelle 4.3). 
Da der mengenmäßige öffentliche Konsum   ̅
    fix ist, erhöhen die marginal aber den-
noch steigenden Güterpreise die öffentlichen Konsumausgaben. Durch die höheren Ar-
beits- und Mieteinkommen der Haushalte wie auch durch die höhere Güter- und schließ-
lich Verkehrsnachfrage steigen jedoch die öffentlichen Einnahmen aus Einkommens-, 
Mehrwert- und Energiebesteuerung.103 Die Mehreinnahmen übersteigen die Mehrausga-
ben und können somit zur Finanzierung der Erneuerungsinvestitionen verwendet werden 
(vgl. Tabelle 4.3). Dadurch sinkt die zusätzliche Belastung der Haushalte durch die ein-
zelnen zusätzlichen Finanzinstrumente. Das positive Budgetsaldo des öffentlichen Haus-
halts deckt je nach Finanzinstrument zwischen 38-58 % der Erneuerungsinvestitionen zur 
Wiederherstellung der Straßenqualität.104 
Für die verkehrsbezogenen Finanzinstrumente ergeben sich folgende räumliche Entwick-
lungen: Während im Schadensfall die Unternehmen in die Randgebiete der Metropolregi-
on abwandern, wandern sie durch die Wiederherstellung der Straßenqualität nun wieder 
zurück in die innerstädtischen Zonen. Bei den Haushalten sind sich fortführende Urbani-
sierungstendenzen beobachtbar.105 Für die Unternehmen und die Haushalte bieten die 
zentrumsnahen Lagen den Vorteil, dass sie u. a. die Erreichbarkeit zu den anderen Zonen 
und damit letztlich zu anderen Unternehmen sowie Arbeits- und Einkaufsorten erleichtern, 
z. B., indem sie den Zugang zu den inneren Umgehungsstraßen vereinfachen. Mit dieser 
Strategie versuchen die Haushalte und Unternehmen die zusätzliche monetäre Belastung 
der Fahrt-/Transportkosten durch die verkehrsbezogenen Finanzinstrumente zu minimie-
ren. Bei der lohnsteuerfinanzierten Wiederherstellung der Straßenqualität wird der Stra-
ßenverkehr zwar beschleunigt, aber nicht direkt durch monetäre Finanzinstrumente belas-
tet.106 Bei dieser Art der Finanzierung sind aufgrund der relativ stärker steigenden Mieten 
in den innerstädtischen Zonen für die Haushalte, welche sich aufgrund der zusätzlichen 
                                               
103
 Wie in Abschnitt 4.3.3. beschrieben ist die Pauschalsteuer     nun ebenfalls fix, wodurch das entsprechen-
de Steueraufkommen konstant bleibt. 
104
 Der Anteil des Budgetsaldos am Investitionsvolumen berechnet sich aus:        ⁄  
105
 Zur Berechnung der wohlfahrtsoptimalen, räumlich differenzierten Kraftstoffsteuern für amerikanische 
Städte überprüfen Hirte und Tscharaktschiew (2015b) die ökonomischen, räumlichen und Wohlfahrtsef-
fekte verschiedener Steuersätze in unterschiedlich stark zentralisierten Stadtökonomien. Sie kommen 
u. a. zu dem ebenfalls hier abgebildeten Ergebnis, dass infolge der Erhöhung der Kraftstoffsteuern die 
Unternehmen und Haushalte bei ihrer Standort-Entscheidung eher zentralere Lagen bevorzugen, um die 
zusätzliche monetäre Belastung durch die höheren Kraftstoffsteuern zu minimieren. 
106
 Dadurch sind bspw. die durchschnittlichen monetären Fahrtkosten für Autofahrten im Vergleich zu den 
verkehrsbezogenen Finanzinstrumenten um ca. 20 % niedriger. 
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Lohnsteuer niedrigeren Nettolöhnen gegenübersehen, Suburbanisierungstendenzen  
beobachtbar.107 Durch die stärker steigenden Mieten im Zentrum wie auch die einfachere 
Verfügbarkeit von Arbeitskräften in den Randgebieten folgen die Unternehmen den Haus-
halten in diese, wodurch sich die Arbeitsnachfrage gleichmäßiger über das Stadtgebiet 
verteilt. Durch die einfachere Erreichbarkeit der Arbeitsplätze kompensieren Unternehmen 
zudem die Haushalte für die sinkenden Nettolöhne. 
Die verbesserte Straßenqualität und die neuen Standortentscheidungen spiegeln sich 
auch in den Pendelmustern wieder (vgl. Tabelle 4.3). Im Vergleich zum Schadensfall ar-
beiten die Haushalte aufgrund der besseren Erreichbarkeit jeglicher Zonen seltener in der 
Zone, in der sie wohnen. Dafür steigt der Anteil der Haushalte, die in der zu ihrem Wohn-
ort benachbarten Zone arbeiten. Dies gilt insbesondere bei den verkehrsbezogenen  
Finanzinstrumenten. Weiterhin sinkt bei diesen der Anteil sehr weiter, zonenübergreifen-
der Pendelfahrten. Beide Entwicklungen können auf die veränderten Standortentschei-
dungen der Haushalte zurückgeführt werden, die zur Minimierung der zusätzlichen Fahrt-
kosten häufiger zentrumsnah bzw. im Zentrum wohnen. Bei der lohnsteuerfinanzierten 
Wiederherstellung hingegen nimmt der Anteil sehr weiter, zonenübergreifender Pendel-
fahrten leicht zu (vgl. Tabelle 4.3). Zum einen aufgrund der besseren Straßenqualität und 
damit Erreichbarkeit jeglicher Zonen, und zum anderen, weil die Wohnlagen in den Rand-
gebieten den Zugang zu den äußeren Umgehungsstraßen, welche die entfernten Zonen 
miteinander verbinden, vereinfachen. 
Durch die höhere Nachfrage nach Arbeit, Konsumgütern und Vorprodukten steigen im 
Vergleich zum Schadensfall die gesamte Verkehrsnachfrage und damit einhergehend die 
CO2-Emissionen. Zusätzlich führt die Verlagerung des Straßenverkehrs auf die lokalen, 
durch bevölkerungsreiche Gebiete verlaufenden Straßen zu einer höheren Lärm- und 
Luftbelastung. Die Unfallkosten hingegen sind, mit Ausnahme der lohnsteuerfinanzierten 
Wiederherstellungsinvestitionen, aufgrund des gleichmäßigeren und flüssigeren Straßen-
verkehrs rückläufig. Da bei der lohnsteuerfinanzierten Wiederherstellung dem Straßen-
verkehr nicht die vollständige Straßenqualität bzw. -kapazität zur Verfügung steht, steigen 
neben den Stau- auch die Unfallkosten. 
                                               
107
 Bei den verkehrsbezogenen Finanzinstrumenten steigen die innerstädtischen Mieten ebenfalls. Die Mög-
lichkeit, durch zentrales Wohnen die zusätzliche direkte monetäre Belastung der Fahrtkosten, welche 
nur durch die verkehrsbezogenen Finanzinstrumenten entsteht, zu minimieren, macht die zentraleren 
Zonen für die Haushalte dennoch attraktiv und kompensiert die steigenden Mieten (vgl. auch Abschnitt 
3.3.2.). 
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Für die vier Finanzinstrumente ergibt sich aus diesen Effekten ein gemischtes Bild bzgl. 
der aggregierten Umweltkosten (vgl. Tabelle 4.3 und Abbildung 4.2). Trotz der höchsten 
Verkehrsnachfragen sinken bei den beiden verkehrsbezogenen Finanzinstrumenten 
Energiesteuer und Maut die aggregierten Umweltkosten um 7,5 bzw. 12 %. Dies ist zum 
einen durch die vergleichsweise stark fallenden Unfallkosten zu begründen und zum an-
deren durch den nur sehr geringen Anstieg der CO2-Emissionen (1,3 bzw. 7,5 %).
108 Ob-
wohl die Verkehrsnachfrage beim Finanzinstrument Energiesteuer am höchsten und der 
Anteil des Straßenverkehrs am Modal Split höher als bei dem Finanzinstrument Maut ist, 
steigen die CO2-Emission am geringsten. Ursächliche hierfür ist die Reaktion der Autofah-
rer auf steigende Treibstoffpreise (vgl. Tabelle 2.2). Diese reagieren im Simulationsmodell 
auf Änderungen des Benzinpreises eher durch Benzineinsparung als durch Verringerung 
der Autofahrten (vgl. Abschnitt 2.7.), wodurch die Verbrauchseffizienz um 40 % steigt.109 
Bei dem verkehrsbezogenen Finanzinstrument CO2-Steuer steigen die aggregierten Um-
weltkosten hingegen leicht an (0,7 %). Im Vergleich zu Maut und Energiesteuer belastet 
die CO2-Steuer nicht nur den Straßenverkehr, sondern auch den ÖPNV. Hierdurch wird 
die Belastung der Erneuerungsinvestitionen auf mehr Verkehrsteilnehmer aufgeteilt. Wäh-
rend die Teilnehmer des Straßenverkehres jedoch durch die Wiederherstellung der Stra-
ßenqualität profitieren, indem die Fahrtzeiten sinken, werden die Teilnehmer des ÖPNV 
ausschließlich durch höhere Fahrtkosten belastet. In der Folge des veränderten relativen 
Preisgefüges steigt der Anteil des Autoverkehrs am Modal Split auf 48 % und der des 
ÖPNV sinkt auf 21 %. Aufgrund einer ähnlich hohen Verkehrsnachfrage wie bei den  
anderen beiden verkehrsbezogenen Finanzinstrumenten entstehen dadurch mehr Staus 
und die Verbrauchseffizienz nimmt vergleichsweise weniger zu. Hierdurch steigen die 
CO2-Emissionen um ca. 20 % an und belasten damit die aggregierten Umweltkosten. 
Bei der lohnsteuerfinanzierten Wiederherstellung der Straßenqualität steigen die aggre-
gierten Umweltkosten um ca. 11 %. Ursächlich hierfür sind die im Vergleich zu den ande-
ren Finanzinstrumenten bedeutend höheren Unfall- und CO2-Kosten (27 %). Dies wiede-
rum ist darauf zurückzuführen, dass dem Straßenverkehr die Straßenqualität/-kapazität 
nicht vollständig zur Verfügung steht, aber der Anteil des Autoverkehrs am Modal Split 
dennoch sehr hoch ist. Dadurch entstehen im Vergleich zu den andern Finanzinstrumen-
                                               
108
 Die Belastung der gesellschaftlichen Wohlfahrt durch zusätzliche CO2-Emissionen beträgt im Vergleich 
zum Schadensfall für das Finanzinstrument Energiesteuer ca. 2 Mio. €. Bei dem Finanzinstrument Maut 
entstehen im Vergleich zum Finanzinstrument Energiesteuer weitere 11 Mio. € Wohlfahrtsverlust durch 
zusätzliche CO2-Emissionen und bei dem Finanzinstrument Lohnsteuer sogar weitere 46 Mio. €. 
109
 Während Pkw-Fahrer im Benchmark mit einem Liter Benzin 12,6 km weit fahren können, sinkt dieser Wert 
im Schadensfall auf 11,4 km/l. Durch die Erneuerung und somit Beschleunigung des Straßenverkehrs 
wie auch durch die effizientere Fahrweise der Pkw-Fahrer steigt die Verbrauchseffizienz (Inverse des 
Kraftstoffverbrauchs je Kilometer) beim Finanzinstrument Energiesteuer auf 15,9 km/l. 
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ten mehr Staus, wodurch sich die Verbrauchseffizienz vergleichsweise nur wenig verbes-
sert (9 %) und die Unfallgefahr steigt. Die zusätzliche Belastung der Gesellschaft durch 
die straßenverkehrsinduzierte Entwicklung der Lärm- und Luftverschmutzungskosten ist 
für alle Finanzinstrumente gleichermaßen sehr hoch und liegt je nach Finanzinstrument 
bei 39-44 % und 15-19 %. 
Bezugnehmend auf die Wohlfahrt der Haushalte gibt es jedoch auch eine Reihe nachteili-
ger Effekte, deren Bedeutung mit der Höhe des Investitionsniveaus steigt. Zum einen re-
duzieren die abnehmenden Grenzerträge der Wiederherstellungsinvestitionen den zusätz-
lich individuellen Nutzen für die Haushalte und Unternehmen aus einer zusätzlichen Ver-
besserung der Straßenqualität umso mehr, je größer das Investitionsvolumen ist. Der 
durch die Wiederherstellungsinvestitionen induzierte und durch die steigenden Einkom-
mens-, Mehrwert- und Energiesteuereinnahmen gespeiste Steuerinteraktionseffekt stellt 
sich als positiv heraus. Der zusätzliche, zur Finanzierung der Wiederherstellungsinvestiti-
onen beitragende Steuergewinn/positive Budgetsaldo nimmt jedoch mit steigendem In-
vestitionsniveau ab.110 Trotz konstant steigender Kostensätze sinkt weiterhin der zusätzli-
che Erlös aus den Finanzinstrumenten.111 Beide Entwicklungen führen dazu, dass die 
zusätzliche Investitionssumme zur Wiederherstellung der Straßenqualität mit ansteigen-
den Kostensätzen fällt. Der zusätzliche Gewinn durch weniger Staus sinkt ebenfalls. Auf-
grund der steigenden Landnachfrage der Unternehmen steigen die Mieten und damit die 
Wohnkosten der Haushalte, wodurch deren Nachfrage nach Landfläche und damit direkt 
deren Nutzen negativ beeinflusst wird. 
Durch das Finanzinstrument Energiesteuer entsteht für die Gesellschaft im Optimum eine 
marginal höhere Wohlfahrtsverbesserung als durch das Finanzinstrument Maut. Dies ist 
hauptsächlich auf die Wohlfahrtsentwicklung der Haushalte zurückzuführen. Im Vergleich 
zum Finanzinstrument Maut sind beim Finanzinstrument Energiesteuer im Optimum die 
monetären Fahrtkosten und die Fahrtzeiten der Haushalte durchschnittlich um ca. 0,1 % 
bzw. 1,5 % geringer. Bei bloßer Betrachtung des Autoverkehrs unterscheiden sich die 
Kosten sogar um 5 %. Diese Mobilitäts- bzw. Zeitvorteile ermöglichen den Haushalten 
                                               
110
 Zwar sinkt der zusätzliche Steuergewinn mit steigendem Investitionsniveau, dennoch ist der positive Steu-
erinteraktionseffekt für die Finanzierung der Wiederherstellungsinvestitionen von großer Bedeutung. Der 
Anteil Wiederherstellungsinvestitionen, welcher nicht durch die Finanzinstrumente aufgebracht werden 
muss, wächst von anfänglich 20 % auf bis zu 64%. 
111
 Bei den verkehrsbezogenen Finanzinstrumenten lässt sich weiterhin beobachten, dass aufgrund der Ver-
besserung der Straßenqualität die vollständigen ökonomischen Fahrt-/Transportkosten trotz der zusätzli-
chen Finanzinstrumente zunächst sinken. Mit zunehmender Höhe der Kostensätze überwiegen diese je-
doch den zusätzlich Zeitersparnis-Effekt durch eine bessere Straßenqualität (mehr Kapazität), wodurch 
die vollständigen ökonomischen Fahrt-/Transportkosten wieder ansteigen, jedoch unterhalb des Niveaus 
im Schadensfall bleiben. 
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bspw. einen umfangreicheren und vielfältigeren Güterkonsum (vgl. Tabelle 4.3), wodurch 
diese einen Nutzenzuwachs erfahren. Ursächlich für die Kostenunterschiede ist die unter-
schiedliche Wirkung der Finanzinstrumente. Die Maut erhöht ceteris paribus ausschließ-
lich die monetären Kosten für Autofahren um einen fixen Betrag pro Kilometer. Die Ener-
giesteuer erhöht zwar ebenfalls die monetären Kosten für Autofahren, aber aufgrund der 
negativen Eigenpreiselastizität der Benzinnachfrage (vgl. Tabelle 2.2) steigert sie ceteris 
paribus die Verbrauchseffizienz und senkt damit den Verbrauch und schließlich die von 
der Energiesteuer    unabhängigen Treibstoffkosten je Kilometer. Unter Beachtung der 
Treibstoffkosten und der zusätzlichen Energiesteuer- bzw. Mautkosten für die Finanzie-
rung der Erneuerungsinvestitionen entstehen den Haushalten je Fahrzeugkilometer Kos-
ten in Höhe von 0,19 bzw. 0,22 €.112 
Bei der Finanzierung der Maßnahmen zur Erneuerung der Straßenqualität durch die ver-
kehrsbezogenen Finanzinstrumente wird die Straßenqualität/-kapazität auf das Bench-
mark-Niveau angehoben. Der Vergleich verschiedener verkehrsbezogener Ergebnisse mit 
denen im Benchmark (schadlose Straßeninfrastruktur, keine Investitionen notwendig) 
zeigt, dass, bei gleichwertiger Straßenqualität und ähnlich hoher Verkehrsnachfrage113, 
sich aufgrund der zusätzlichen Finanzinstrumente Maut, Energie- und CO2-Steuer der 
Modal Split zugunsten der Verkehrsmodi      und     verschiebt, wodurch die Stau-
kosten und CO2-Emissionen im Straßenverkehr sinken und die Durchschnittsgeschwin-
digkeit im Straßenverkehr steigt. 
Im Vergleich zum Benchmark erleidet die Gesellschaft, trotz wiederhergestellter Straßen-
qualität, je nach Finanzinstrument einen Wohlfahrtsschaden in Höhe von 1,4-2,1 Mrd. €. 
Ursächlich hierfür ist u.a. die höhere Belastung der Einkommen durch die Finanzinstru-
mente. Besonders die verkehrsbezogenen Finanzinstrumente verteuern Pendel-, Ein-
kaufs- und Wirtschaftsfahrten, wodurch die Mobilität im Vergleich zum Benchmark einge-
schränkter ist. Weiterhin schränkt ein geringeres verfügbares Einkommen, welches z. B. 
zusätzlich durch die Pauschalsteuer     belastet wird, die Güter- und Landnachfrage ein. 
Die Freizeitnachfrage sinkt ebenfalls. Hierdurch ist der Nutzen der Haushalte geringer als 
im Benchmark. Aufgrund geringerer Mieten sinkt der Nutzen der nicht-städtischen Land-
besitzer ebenfalls. Zwar sind die externen Kosten je nach Finanzinstrument um 2-22 % 
                                               
112
 Die distanzabhängige Kostenrate für den Verkehrsmodus           bleibt von den Veränderungen unbe-
rührt und ist für alle Szenarien gleich. 
113
 Im Vergleich zum Benchmark beschränken die höheren Fahrtkosten die Haushalte in ihrer Nachfrage nach 
Konsumgütern, wodurch weniger Einkaufsverkehr entsteht. Die Anzahl von Pendel- und Wirtschaftsfahr-
ten hingegen steigt aufgrund der höheren Faktornachfrage und erhöht die gesamte städtische Verkehrs-
nachfrage. 
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bzw. um 22-300 Mio. € geringer als im Benchmark, aber die Nutzeneinbußen der Haus-
halte und nicht-städtischen Landbesitzer überwiegen diesen positiven Effekt. 
Im Vergleich zum Schadensfall, in dem die schlechte Infrastrukturqualität und unzu-
reichende Straßenkapazität den Straßenverkehr erheblich behindern, ist die Erhebung der 
verkehrsbezogenen Abgaben in Verbindung mit deren zweckgebundener Nutzung für die 
Erneuerung der Straßenqualität und -kapazität für die Gesellschaft jedoch nutzenstiftend, 
da die sozialen Grenznutzen der Erneuerung deren sozialen Grenzkosten übersteigen 
oder zumindest ausgleichen. Infolgedessen stellt sich die vollständige Wiederherstellung 
der Straßenqualität und folglich -kapazität als effiziente Strategie heraus und ist dem 
Schadensfall vorzuziehen. Dabei sollten die nutzerspezifischen Finanzinstrumente Ener-
giesteuer und Maut der CO2-Steuer, welche nicht nur den schadenverursachenden Pkw- 
und Lkw- sondern auch den öffentlichen Personenverkehr betrifft, vorgezogen werden. 
Für die verursacherunspezifische, lohnsteuergestützte Finanzierung der Wiederherstel-
lungskosten gilt, dass nur rund 70-80 % des entstandenen gesellschaftlichen Schadens 
investiert werden sollten, da bei umfangreicherer Wiederherstellung des Qualitätsniveaus 
der Nutzen aus den direkten (Verbesserung der Straßenqualität) und indirekten Effekten 
(bspw. positiver Steuerinteraktionseffekt) der Investitionen zu gering ist, um die negativen 
Effekte, besonders die zunehmenden Wiederherstellungskosten, zu übersteigen. Somit 
verbessert ein Mehr an Infrastrukturinvestition nach diesem Level die gesellschaftliche 
Wohlfahrt nicht weiter, sondern verschlechtert sie. 
4.5. Zusammenfassung 
Neben dem Verkehrsverhalten beeinflussen eine schlechte Straßenqualität/-kapazität wie 
auch deren mit öffentlichen Mitteln finanzierte Erneuerung die Einkommen und Ausgaben 
der Haushalte und Unternehmen und somit deren Nachfrage- und Standortentscheidun-
gen. Die Nutzung des räumlichen, für eine durchschnittliche deutsche Stadt kalibrierten 
Gleichgewicht- und Transportmodells für die Wirkungsanalyse von, erstens, unzureichen-
der und unterfinanzierter Instandhaltung und folglich beschädigter Straßenqualität und, 
zweitens, durch Sonderabgaben finanzierter Wiederherstellung der Straßenqualität, er-
möglicht die Betrachtung verkehrlicher, ökonomischer und räumlicher Anpassungsstrate-
gien von Haushalten und Unternehmen in einer Stadtökonomie wie auch die Ermittlung 
der entsprechenden Wohlfahrts- und Umwelteffekte. Damit ermöglicht dieser Ansatz die 
allumfassende Bewertung der durch zusätzliche Abgaben finanzierten Investitionen in die 
Wiederherstellung der Straßenqualität und Straßenkapazität. 
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Während die Mobilität und Wohlfahrt unter maroder Straßenqualität und Substanzverlus-
ten leidet, verbessern Investitionen in das schadhafte Straßennetz Erreichbarkeit und Zu-
gänglichkeit und beschleunigen den Verkehr. Neben verkürzten Fahrtzeiten und mehr 
verfügbarer Zeit für Freizeit und Arbeit profitieren die Haushalte von höheren Mietein-
kommen und einfacherem und vielfältigerem Konsum. Dadurch steigt der Nutzen der 
Haushalte. Die abnehmende Grenzproduktivität wie auch die Finanzierungskosten der 
Infrastrukturinvestitionen und zum Teil auch die negativen Umwelteffekte belasten jedoch 
die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt. Die Ergebnisse zeigen weiter, dass Investitionen in 
die Infrastrukturqualität nutzerfinanziert und die Kosten verursachergerecht verteilt sein 
sollten, um Wohlfahrtsverluste zu minimieren. Hierbei sind die zusätzlichen Finanzinstru-
mente Energiesteuer und distanzabhängiger Maut den zusätzlichen Finanzinstrumente 
CO2-Steuer und Lohnsteuer vorzuziehen. 
Neben der Frage ob die notwendigen Mittel zur Finanzierung der Wiederherstellungskos-
ten mit den Finanzinstrumenten aufgebracht werden können, ist auch die Frage über die 
Nachhaltigkeit des jeweiligen Finanzinstruments bedeutsam. Hierbei sind in besonderem 
Maße die drei Finanzinstrumente (zusätzliche) Lohn-, Energie- und CO2-Steuer kritisch zu 
betrachten. Nach § 3 Abs. 1 AO (2002) sind Steuern Geldleistungen, die keiner Gegen-
leistung bedürfen. Sie sind damit im Gegensatz zu Straßenbenutzungsgebühren nicht 
zweckgebunden. 
Die Energiesteuer bildet hierbei eine Ausnahme. Entsprechend Art. 1 (Zweckbindung des 
Aufkommens der Mineralölsteuer) StrFinG (2006) kann das Aufkommen an Energiesteuer 
für Zwecke des Straßenwesens verwendet werden. Die Zweckbindung des Aufkommens 
bzw. von Teilen des Aufkommens kann jedoch jederzeit per Haushaltsgesetz modifiziert 
werden (Daehre-Kommission, 2012; § 6 Abs. 8 Haushaltsgesetz 2015, 2014). Langfristig 
ist zudem damit zu rechnen, dass das Energie- und CO2-Steueraufkommen aufgrund effi-
zienterer und damit verbrauchsärmerer Fahrzeuge abnimmt (Lindsey, 2012; Wissen-
schaftlicher Beirat beim BMVBS, 2013). Wie schon die Pällmann-Kommission (2000) er-
achtet auch der Wissenschaftliche Beirat beim BMVBS (2013) eine Nutzerfinanzierung 
(fahrleistungsabhängige Maut) als geeignetes, weniger von kurzfristigen politischen Priori-
täten abhängiges Instrument zur nachhaltigen und dauerhaften Verstetigung der Einnah-
men sowie zur gerechten Anlastung der Erhaltungskosten. 
Unter Beachtung der erläuterten politischen und gesetzlichen Sachlage sowie der ermit-
telten gesellschaftlichen Wohlfahrtseffekte und in Übereinstimmung mit den Vorschlägen 
des Wissenschaftlichen Beirats beim BMVBS (2013) eignet sich als Zwischenstufe für die 
Absicherung einer nachhaltigen Finanzierung der Erhaltungs- und Wiederherstellungsin-
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vestitionen eine zusätzliche und vollkommen zweckgebundene Energiesteuer. Zur dauer-
haften Verstetigung der Einnahmen scheint indes nur eine fahrleistungsabhängige Maut 
geeignet. 
Basierend auf der verbindungs- und fahrzeugspezifischen Ermittlung der Straßenschäden 
(vgl. Kapitel 4.3.1.) können weitere Forschungsvorhaben die Effizienz sowie die verkehrli-
chen, ökonomischen und räumlichen Wirkungen differenzierter Mautmodelle untersuchen. 
Die Mautsätze könnten sich bspw. an den verbindungsspezifischen Schäden orientieren 
(d. h., je schadhafter Verbindung   ist, umso höher ist der spezifische Mautsatz) oder ent-
sprechend dem Grad der fahrzeugspezifischen Straßenschädigung variieren (z. B. Maut-
differenzierung nach der Achslast). Die Ergänzung des statischen Gleichgewichtmodells 
mit einem dynamischen Pfad könnte z. B. die Genauigkeit bei der Untersuchung der 
Wechselwirkungen zwischen Bemautung, Verkehrsaufkommen, Straßenschädigung und 
Erneuerung der Straßenqualität erhöhen. 
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5. Anpassung an den Klimawandel 
5.1. Einleitung 
Obwohl auf der ganzen Welt verschiedene Maßnahmen zur Verringerung der Treibhaus-
gasemissionen unternommen werden, wird erwartet, dass die Anreicherung der Treib-
hausgase in der Atmosphäre weiterhin zunimmt. In der Literatur gibt es einen breiten 
Konsens darüber, dass folglich ein gewisses Maß an Klimawandel bis zum Ende des 21. 
Jahrhunderts unvermeidbar ist. Demzufolge werden Anpassungsmaßnahmen als politi-
sche Reaktion auf den Klimawandel zunehmend wichtig werden. Es ist daher wenig über-
raschend, dass eine rasant wachsende Anzahl wissenschaftlicher Artikel verschiedene 
Themenfelder zur Klimawandelanpassung erforscht.114 Gleichzeitig sind Studien, die ex-
plizit die Wirtschaftlichkeit von Anpassungsmaßnahmen (z. B. Küstenschutz gegen den 
Anstieg des Meeresspiegels) mit der Methode allgemeiner Gleichgewichtsmodelle analy-
sieren, sehr selten. Zu nennen sind insbesondere die Studien von Bosello et al. (2007), de 
Bruin und Dellink (2011), de Bruin et al. (2009) wie auch von Darwin und Tol (2001). Die-
se konzentrieren sich auf die globalen Effekte des Klimawandels und schätzen, disaggre-
giert für globale Regionen und ökonomische Sektoren, die ökonomischen Kosten und 
Nutzen von Anpassungsmaßnahmen. 
Obwohl das Erforschen von Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel auf lokaler 
Ebene in den letzten Jahren an Aufmerksamkeit gewann (vgl. Cutter et al., 2012), wurden 
die Effizienz und Auswirkungen von Anpassungsmaßnahmen auf lokaler Ebene noch 
nicht im Rahmen eines allgemeinen Gleichgewichtsmodells eingehend untersucht. Aber 
besonders die Erforschung von Anpassungsmaßnahmen und deren Effizienz in Städten 
ist wichtig, da katastrophale Ereignisse in erster Linie auf lokaler Ebene geschehen und 
die lokale Bevölkerung betreffen (Cutter et al., 2012). Dabei verursachen die Katastro-
phen nicht nur direkten Sachschaden und Schaden an der Bevölkerung, sondern auch 
indirekte (allgemeine Gleichgewichts-)Kosten für die Stadtökonomie. 
                                               
114
 Diese Artikel und Studien diskutieren über mögliche Anpassungskonzepte, die Anpassungsfähigkeit und 
Verwundbarkeit im Allgemeinen (z. B. Adger et al., 2009; Berrang-Ford et al., 2014; Fankhauser et al., 
1999; Gawel et al, 2012; Hallegatte, 2009; Smit und Wandel, 2006; Tol et al., 1998), sie analysieren die 
Auswirkungen des Klimawandels und den entsprechenden Anpassungsbedarf (z. B. de Lucena, 2010; 
Guo und Costello, 2013; Hallegatte et al., 2010, 2011a; Hunt und Watkiss, 2011; Kirshen et al., 2008a, 
2008b; Neumann et al., 2014; Nicholls, 2002; Nicholls und Mimura, 1998; Nicholls und Tol, 2006), sie 
schätzen Anpassungskosten und/oder untersuchen die mit der Anpassung verbundenen budgetären 
Auswirkungen/Finanzinstrumente (z. B. Bouwer und Aerts, 2006; Chinowsky et al., 2013; Dore und Bur-
ton, 2001; Fankhauser, 2010; Hughes et al, 2010; Linnerooth-Bayer und Hochrainer-Stigler, 2014; 
Neumann et al., 2011; Osberghaus und Reif, 2010; Parry et al., 2009; Rojas et al., 2013; Yohe et al., 
1996; Yohe und Schlesinger, 1998). 
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Heute lebt etwa die Hälfte der Weltbevölkerung in Städten bzw. urbanisierten Gebieten. 
Dieser Anteil wird im Jahr 2050 voraussichtlich rund 70 % (Asien: 60 %, Europa: 80 %, 
USA: 90 %) erreichen (UN, 2011). Städte tragen zudem zu einem Großteil des nationalen 
BIP bei, d. h., sie sind die dominierenden Treiber ökonomischer Aktivitäten in den meisten 
Ländern (Hallegatte und Corfee-Morlot, 2011). Allerdings machen die hohe Bevölke-
rungsdichte und Konzentration von Arbeitsplätzen in den Städten und zugleich die Nähe 
vieler Städte zum Wasser diese besonders anfällig für die Klimawandelfolgen. Im Jahr 
2005 waren 13 der 20 am dichtesten besiedelten Städte der Welt Hafenstädte. Diese sind 
infolge extremer Wasserstandsereignisse erheblichen Folgen ausgesetzt, wie bspw.  
Hurrikan Katrina, welcher besonders im Großraum New Orleans großen Schaden anrich-
tete, zeigt (Hanson et al., 2011). 
Stadtbewohner, Unternehmen sowie das Geschäftsleben insgesamt könnten auf tatsäch-
liche oder erwartete Klimawandelereignisse, wie etwa niederschlagsbedingte Flusshoch-
wasser, mit der Änderung ihrer Wohn- bzw. Standorte reagieren. Entsprechende Anpas-
sungsmaßnahmen könnten diese Bewegungen hingegen umkehren und vermeiden. Die 
Klimawandelereignisse bzw. Anpassungsmaßnahmen schlagen sich somit in der städti-
schen Landnutzung und damit in den Fahrtmustern und folglich in den Stauexternalitäten 
sowie in dem räumlichen Mietprofil nieder. Diese Veränderungen beeinflussen schließlich 
die Effizienz und Wirksamkeit lokaler Anpassungsoptionen. Vor diesem Hintergrund ist 
der wissenschaftliche Beitrag dieser Untersuchung die systematische Analyse der Wirt-
schaftlichkeit öffentlicher Investitionen in Anpassungsmaßnahmen innerhalb eines stati-
schen, räumlichen allgemeinen Gleichgewichtmodells für eine Stadtökonomie. Hierbei 
werden insbesondere die Wirtschaftlichkeit proaktiver und reaktiver Anpassungsmaß-
nahmen auf Stadtebene und deren Abhängigkeit von der Wirksamkeit, d. h. von der Pro-
duktivität der Investitionen, untersucht. 
Zur Identifizierung optimaler Investitionsstrategien für eine Vielzahl möglicher Anpas-
sungsmaßnahmen bzw. verschiedener Produktivitätsniveaus der Anpassungsinvestitio-
nen wird das in Kapitel 2 beschriebene, für eine durchschnittliche deutsche Metropolregi-
on kalibrierte, räumliche allgemeine Gleichgewichtsmodell verwendet. Hier wird nun an-
genommen, dass durch das Stadtzentrum ein Fluss fließt. Dadurch ist dieses, wie auch 
die zentrumsnahen Stadtteile, prinzipiell für Überflutungen anfällig (Flussfluten, aber auch 
Sturmfluten bei küstennahen Städten).115 
                                               
115
 Kousky (2014) kommt in ihrem Literaturüberblick über die ökonomischen Kosten von Naturkatastrophen 
auf der ganzen Welt zu dem Ergebnis, dass oftmals Überflutungen die häufigste Naturkatastrophe und 
zudem diejenige mit den größten Auswirkungen sind. 
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Im Folgenden wird die Benchmark-Stadtökonomie durch exogene und wiederkehrende 
extreme Wasserstandsereignisse erschüttert. Diese häufig auftretenden Ereignisse redu-
zieren die Qualität der Land- bzw. Wohnfläche in den zentralen Stadtgebieten. Hierunter 
leiden zum einen die Produktion der verschiedenen Industrien und zum anderen die Nut-
zen der Haushalte. Zudem wirkt das Extremereignis auf vielfältige Weise auf die 
Stadtökonomie. Der allgemeine, durch das Klimawandelereignis hervorgebrachte Wohl-
fahrtsverlust der Haushalte wird, wie bereits in den vorrangegangenen Untersuchungen, 
mit Hilfe der Äquivalenten Variation berechnet. Dies ermöglicht nicht nur die Erfassung 
der direkten Anpassungskosten, d. h. der Investitionskosten, welche die Stadtbewohner 
tragen müssen, sondern auch die Erfassung aller (räumlichen) allgemeinen Gleichge-
wichtseffekte, welche für die Bewertung der wahren Kosten des Klimawandelereignisses 
als wichtig befunden werden.116  
Im Anschluss daran analysiert die Untersuchung die Auswirkungen reaktiver Anpassung, 
d. h. von Maßnahmen in Reaktion auf den Klimawandel, sowie proaktiver (vorrausschau-
ender) Anpassung, d. h. von Maßnahmen im Vorfeld möglicher Klimawandelereignisse 
(vgl. Fankhauser et al., 1999).117 Die Anpassungsmaßnahmen wie Deiche, Sturmflutbarri-
eren oder Hochwasserschutzdämme118 werden mit der Erhebung einer Grundsteuer 
durch die Regierung finanziert119 und sollen die Haushalte und Unternehmen weniger 
verwundbar machen und schützen. Das Niveau der öffentlichen Investitionen variiert da-
bei von Nicht-Anpassung bis hin zu dem Niveau, welches einer vollständigen Anpassung 
gleicht. Abhängig vom Investitionsvolumen produziert eine Anpassungsindustrie Anpas-
sungsmaßnahmen unter der Verwendung der Produktionsfaktoren Land, Arbeit und  
                                               
116
 Darwin und Tol (2001) verweisen auf die Wichtigkeit zur Nutzung der Äquivalenten Variation als Wohl-
fahrtsmaß, anstatt sich auf Schätzungen direkter Kosten (z. B. den Wert der Landfläche und/oder des 
Kapitalverlusts) bei der Bewertung der ökonomischen Auswirkungen des Klimawandels zu verlassen, da 
die Äquivalente Variation Preisänderungen und somit Sekundäreffekte des Meeresspiegelanstiegs und 
der damit verbundenen Anpassungsmaßnahmen erfasst. Sie fanden heraus, dass die mit der Äquivalen-
ten Variation berechneten ökonomischen Schäden des Meeresspiegelanstiegs 13 % höher sind als die 
durch die Schätzung der direkten Kosten ermittelten Schäden des Meeresspiegelanstiegs, welche somit 
die wirklichen Wohlfahrtskosten des Klimawandels unterschätzen. Bosello et al. (2007), Kousky (2014) 
und Cutter et al. (2012) kommen in ihren Studien zu vergleichbaren Schlüssen. 
117
 Im Rahmen dieser Untersuchung wird Zeit nicht explizit betrachtet, sondern weiterhin das in Kapitel 2 er-
klärte statische Gleichgewichtsmodell verwendet, d. h., im Gleichgewicht werden die getroffenen Ent-
scheidungen jährlich wiederholt. Aus diesem Grund werden Fragestellungen zur Wahl des richtigen 
Zeitpunkts für Anpassung nicht diskutiert (Fankhauser et al., 1999). Im Rahmen dieser Untersuchung 
werden hingegen zwei Perioden betrachtet, eine Benchmark-Periode (Gegenwarts-Periode) ohne nega-
tive Klimawandelereignisse und eine Zukunfts-Periode. In dieser ist der Klimawandel derart fortgeschrit-
ten, dass die urbane Ökonomie regelmäßig von katastrophalen Klimawandelereignissen betroffen ist. 
Die Problematik der Diskontierung kann in dieser Untersuchung ausgeblendet werden, da es keine inter-
temporalen Entscheidungen gibt. Um Modellierungsunsicherheiten zu vermeiden, wird weiterhin unter-
stellt, dass die Entscheidungsträger bezüglich sämtlicher Klimawandel-Belange risikoneutral sind. 
118
 Wamsler und Brink (2014) diskutieren weitere mögliche Maßnahmen zur Anpassungen an (zunehmende) 
Niederschläge, Überflutungen, Stürme, Erdrutsche, Erosion und den Meeresspiegelanstieg etc. 
119
 Im Schlussteil des Kapitels werden weitere Finanzierungsmodelle diskutiert. 
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Vorprodukte. Die Entscheidungen der Unternehmen dieser Industrie sind endogen, und 
der Gleichgewichtspreis für Anpassungsmaßnahmen ergibt sich aus dem Zusammenspiel 
zwischen dem Anpassungsangebot und der Anpassungsnachfrage. Dies ermöglicht mit-
hin die Betrachtung von potenziellen, von den Extrainvestitionen in die Anpassungsmaß-
nahmen ausgehenden, Impulsen für die Anpassungsindustrie.120 Obwohl die Investitionen 
in die Anpassungsmaßnahmen durch die Regierung öffentlich finanziert werden121, wer-
den diese durch den privaten Sektor produziert und angeboten, wodurch folglich eine zu-
sätzliche Triebkraft für die Wirtschaft entsteht. 
Zusätzlich zu dem direkten Nutzen (Verbesserung der Landqualität) und den direkten 
Kosten (Produktionskosten) der Anpassung entstehen mehrere indirekte Effekte. Diese 
umfassen die Wechselwirkung zwischen den öffentlichen, durch eine zusätzliche Grund-
steuer finanzierten Anpassungsinvestitionen und anderen verzerrenden Steuern, wie auch 
die Folgen veränderter Wohn- bzw. Standortentscheidungen (z. B. Verkehrsstaus). 
Die Ergebnisse der Basisberechnungen zeigen, dass vollständige reaktive Anpassung 
eine ineffiziente Strategie ist. Wird das Investitionsniveau jedoch bestmöglich gewählt, 
kann reaktive Anpassung den Wohlfahrtsschaden durch Nicht-Anpassung reduzieren. Um 
wie viel die Maßnahmen den ökonomischen Schaden abschwächen, hängt von der Pro-
duktivität der Anpassungsproduktion ab. Nachteilige Auswirkungen der Anpassungsinves-
titionen können interessanterweise dazu führen, dass Nicht-Anpassung sogar effizienter 
als vollständige Anpassung ist. 
Zusätzlich zu den Simulationen zu reaktiver Anpassung werden anschließend die Effekte 
proaktiver Anpassung mit unterschiedlicher Produktivität der Anpassungsinvestitionen 
untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass bei niedriger Wirksamkeit der Investitionen voll-
ständige Anpassung ineffizient ist. Sind die Anpassungsmaßnahmen hingegen ausrei-
chend produktiv, kann vollständige proaktive Anpassung eine effiziente und geeignete 
Politikmaßnahme sein, um einem Großteil des potenziellen ökonomischen Schadens von 
Extremereignissen entgegenzuwirken. 
                                               
120
 Bosello et al. (2007) plädieren ebenfalls für die explizite Modellierung einer Anpassungsindustrie, welche 
bspw. Deiche und Dämme baut. 
121
 Egenhofer et al. (2010), Fankhauser et al. (1999) und Mendelsohn (2000) erörtern Gründe für die Beteili-
gung von Regierungen im Zusammenhang mit Klimawandelanpassung. Besonders im Fall gemeinsamer 
Anpassungsanstrengungen könnte eine derartige Beteiligung erforderlich sein, um Unterversorgungen 
durch den Markt, z. B. bei langfristigen Investitionen in den Hochwasserschutz, zu vermeiden (vgl. auch 
Linnerooth-Bayer und Hochrainer-Stigler, 2014). Nach Egenhofer et al. (2010) wird Hochwasserschutz 
nahezu vollständig durch öffentliche Mittel finanziert. 
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In allen Simulationsszenarien der Untersuchung beeinflussen Arbeits- und Landmarktef-
fekte der Anpassungsinvestitionen die Verteilung der Gewinne und Verluste zwischen den 
beiden Gruppen nicht-städtische Landbesitzer und Mieter. Die Verteilungseffekte wiede-
rum können die politische Unterstützung städtischer Klimawandelanpassung und deren 
Finanzierungsmodelle beeinflussen122 und die Städte zu Überinvestitionen in Klimawan-
delanpassung verleiten. Die Simulationsergebnisse deuten weiterhin darauf hin, dass das 
BIP ein unzureichendes Maß ist, um optimale Anpassungsstrategien zu beurteilen und 
über diese zu entscheiden. 
Das Kapitel ist wie folgt gegliedert: Abschnitt 5.2 greift das räumliche Gleichgewichtsmo-
dell aus Kapitel 2 auf. Die Auswirkungen der Maßnahmen werden in Abschnitt 5.3 präsen-
tiert und analysiert. Abschnitt 5.4 zeigt zum einen eine Sensitivitätsanalyse und fasst zum 
anderen die Ergebnisse abschließend zusammen. 
5.2. Modifizierung des Modells 
Für die Bestimmung der ökonomischen und Wohlfahrtswirkungen der verschiedenen 
steuerfinanzierten Anpassungsszenarien wird das in Kapitel 2 beschriebene Gleichge-
wichtsmodell verwendet, da dieses die genaue Betrachtung der Interaktionen zwischen 
verschiedenen Märkten (Land-, Arbeits- und Gütermarkt), Haushalten und Unternehmen 
auf Stadtebene erlaubt. Zudem sind die Standort-, Verkehrsmittel- und Routenwahlent-
scheidungen der Haushalte und Unternehmen endogen. Für die folgenden Bewertungen 
der Anpassungsstrategien müssen verschiedene Gleichungen des beschriebenen Mo-
dells angepasst werden.123 
Die grundlegende Erweiterung des Gleichgewichtmodells für diese Untersuchung besteht 
in der zusätzlichen Annahme, dass sich die homogene Landfläche in jeder Zone   durch 
ein bestimmtes Qualitätsniveau         auszeichnet, welches die Qualität des Wohnens 
bzw. die Produktivität des Produktionsfaktors Land beeinflusst. Weiterhin wird unterstellt, 
dass tatsächliche bzw. erwartete Klimawandelereignisse die Metropolregion gefährden, 
wodurch die Landqualität    in den betroffenen Zonen sinkt.
124 Durch öffentliche Investitio-
nen in Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel kann die Landqualität jedoch 
                                               
122
 Tol et al. (1998) weisen in ihrem Literaturüberblick auf die potenzielle Bedeutung von Verteilungsaspekten 
besonders im Fall öffentlich finanzierter Klimawandelanpassung hin. 
123
 Die Grundlage für die Analysen in dieser Untersuchung bildet das in Kapitel 2 beschriebene räumliche 
Gleichgewichts- und Transportmodell. Sämtliche in Kapitel 4 unternommenen Modellanpassungen sind 
für dieses Kapitel ohne Gültigkeit. 
124
 Dieser Annahme liegt der Gedanke zugrunde, dass die Landfläche nicht dauerhaft und vollständig in ihrer 
vorgesehenen Funktion genutzt werden kann, wenn diese häufig oder gar regelmäßig negativen (kata-
strophalen) Ereignissen ausgesetzt ist. 
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wiederhergestellt werden. Im Rahmen der Basisberechnungen werden diese Anpas-
sungsinvestitionen durch die Erhebung der Grundsteuer     finanziert.125 
Im Benchmark-Szenario zeichnet sich die Landfläche jeder Zone   durch vollständige 
Qualität aus (       ) und die zur Finanzierung der Anpassungsinvestitionen zusätzliche 
Grundsteuer ist null (     ). 
5.2.1. Haushalte 
Im Rahmen dieser Untersuchung wird die Nutzenfunktion der Haushalte (Gleichung 2.1) 
durch den Qualitätsfaktor    ergänzt. Dieser beeinflusst somit den Nutzen aus der in  
Zone   nachgefragten Land-/Wohnfläche eines in Zone   arbeitenden Haushalts: 
             (∑     
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(5.1) 
Die monetäre Budgetbeschränkung der Haushalte (Gleichung 2.2) wird durch die zur Fi-
nanzierung der Anpassungsinvestitionen zusätzliche Grundsteuer     ergänzt: 
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Die Maximierung der angepassten Nutzenfunktion (Gleichung 5.1) unter Beachtung der 
Nebenbedingungen (5.2) und (2.3) bezüglich    ,   ,    und    ergibt folgende Bedingun-
gen erster Ordnung: 
 
    ⁄    
    ⁄   
 
                      
  
                  
    ⁄   
    ⁄   
 
  
         
  (5.3) 
 
 
                                               
125
 Das Henry-George-Theorem besagt, dass die vollständige Wegbesteuerung von Mietunterschieden durch 
öffentliche Investitionen in einer First-best-Welt für die vollständige Finanzierung dieser öffentlichen In-
vestitionen ausreichend (vgl. Flatters et al., 1974; Arnott und Stiglitz, 1979) und damit diese Art der 
Landbesteuerung effizient ist. In der Second-best-Welt dieser Untersuchung schlägt sich der monetari-
sierte Nutzen aus den öffentlichen Investitionen jedoch nicht nur in den Mieten, sondern auch in den 
Löhnen nieder, dadurch sind die Erlöse aus der Henry-George-Steuer zur vollständigen Finanzierung 
der Anpassungsinvestitionen nicht ausreichend und verursachen unausgeglichene Simulationsergebnis-
se. Aus diesem Grund wird in dieser Untersuchung die gesamte Landmiete grundbesteuert. 
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Für die Marshall-Nachfrage der Haushalte nach Wohnfläche gilt somit: 
       ((   
  )  )
  
  (5.4) 
Gegeben der optimierten räumlichen Konsummuster, Wohn- und Freizeitnachfrage beein-
flusst die zonenspezifische Landqualität über den Nutzen    für ein bestimmtes Ort-Wahl-
Set   {   } schließlich die Standort-Entscheidung, d. h. die Wahlwahrscheinlichkeit (Glei-
chung 2.9) eines Haushalts für das spezifische Ort-Wahl-Set  , und damit auch die Mobili-
tätsmuster. 
5.2.2. Unternehmen 
Unternehmen eines zusätzlichen Industriezweigs, der Anpassungsindustrie    , produ-
zieren Anpassungsmaßnahmen      in den (flut-)gefährdeten Zonen  . Analog zu Industrie 
    werden in Industrie     für die Produktion die Faktoren Land, Arbeit und, einge-
bettet in eine C.E.S.-Subproduktionsfunktion, die Vorprodukte von Industrie     durch 
eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion miteinander kombiniert. Die Produktions- und 
Kostenfunktion sowie das von den Unternehmen der Industrie     zu lösende Minimie-
rungsproblem und die daraus resultierenden bedingten Faktornachfragen wie auch der 
Mill-Preis entsprechen den in Abschnitt 2.3. beschriebenen funktionalen Zusammenhän-
gen von Industrie    . Weiterhin gilt, dass sich alle Unternehmen der Industrie     in 
einem vollkommenen Wettbewerbsmarkt befindenden und somit keinen ökonomischen 
Profit erwirtschaften. Gleichung 2.45 zeigt die Kurzform der Nullprofitbedingung bzw. 
Nullprofitgleichung 2.21 (vgl. Abschnitte 2.3. und 2.6.). 
Im Rahmen dieser Untersuchung wird der Produktionsfaktor Land in der Produktionsfunk-
tion für Unternehmen der Industrien     (Gleichung 2.15) durch den Qualitätsfaktor    
ergänzt, welcher damit die Produktivität der Landfläche in Zone   beeinflusst (vgl. Ab-
schnitt 2.3.): 
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Unter Beachtung der angepassten Produktionsfunktion (Gleichung 5.5) minimieren die 
Unternehmen der Industrien       ihre Kosten. Die Unternehmen von Industrie     
lösen dabei folgendes Minimierungsproblem: 
    (        ) (   
  )              (5.6) 
und die Unternehmen von Industrie     das Minimierungsproblem: 
    (            |   ) (   
  )              ∑∑(          )    |   
  
  (5.7) 
Die Kosten für den Produktionsfaktor Land werden für die Industrien     durch die zur 
Finanzierung der Anpassungsinvestitionen zusätzliche Grundsteuer     ergänzt. 
Aus dem Minimierungsproblem ergibt sich für die Unternehmen der Industrien     fol-
gende neue bedingte Faktornachfrage nach Land: 
      
            
         
  (5.8) 
Basierend auf der Nullprofitbedingung gilt für den Mill-Preis der Unternehmen der Indust-
rien     (vgl. Abschnitt 2.3. und 2.6.): 
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(5.9) 
Nur der erste Faktor/der Multiplikator ist dabei für die Bestimmung des Vorprodukt-
spezifischen Mill-Preises von Industrie     relevant. Im Vergleich zu Gleichung 2.21 
enthält dieser nun im Nenner eine Information über die Landqualität bzw. Produktivität der 
Landfläche in Zone  . Für die Bestimmung des Konsumgut-spezifischen Mill-Preises von 
Industrie     ist der ganze Term von Gleichung 5.9 relevant. 
5.2.3. Zusammenhang Anpassung und Landqualität 
Ausgehend vom Benchmark-Fall liegt der Hauptfokus der Untersuchung auf der Gegen-
überstellung der beiden Handlungsoptionen der Regierung im Umgang mit einem exoge-
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nen Klimawandelereignis bzw. dessen Risiko: Nicht-Anpassung vs. Anpassung. Beide 
Szenarien sind entweder durch sich regelmäßig ereignende oder erwartete Klimawandel-
ereignisse gekennzeichnet, welche die tatsächliche bzw. erwartete Landqualität   
  (der 
Exponent 0 beschreibt die anfängliche Landqualität im Benchmark) und die damit verbun-
dene Attraktivität des Stadtzentrums und der zentrumsnahen Stadtteile (vgl. Abbildung 
5.1) senken. Hierfür wird unterstellt, dass die Landqualität des Stadtzentrums (    ) und 
die der direkt benachbarter Zonen (      ) betroffen sind, wie auch, dass der Verlust an 
Landqualität mit der Distanz vom Stadtzentrum abnimmt und es gilt:   
     ,   
     , 
  
      (der Exponent 1 beschreibt die Landqualität bei Nicht-Anpassung).126 Des Weite-
ren wird unterstellt, dass die tatsächlichen bzw. erwarteten Klimawandelereignisse keine 
wahrnehmbaren Auswirkungen auf die Landqualität der weiter entfernten Stadtrand-
gebiete und Vororte haben und es gilt:   
    
            . 
 
Abbildung 5.1: Vulnerabilität des städtischen Gebiets/der Metropolregion 
Vor diesem Hintergrund sieht sich die Regierung nun zwei Handlungsoptionen gegenüber 
(vgl. Tabelle 5.1): 
Die erste Option ist die Unterlassung jeglicher Anpassungsmaßnahmen (      und 
     ), wodurch die Haushalte und Unternehmen einen permanenten Verlust an Land-
qualität erleiden   
    
            . Dies bedeutet letztendlich, dass die Regierung 
den potenziellen Wohlfahrtsschaden eines katastrophalen Ereignisses in Kauf nimmt. 
Die zweite Option ist, in Anpassungsmaßnahmen (     ) zu investieren, wobei die In-
vestitionen durch eine zusätzliche Grundsteuer (     ) finanziert werden. Im Simulati-
                                               
126
 Auch wenn die Werte der beschädigten Landqualität arbiträr gewählt wurden, verändern alternative An-
nahmen über   
  die qualitativen Ergebnisse dieser Untersuchung nicht. Für die Annahme geringerer 
Landqualitäts-Werte   
 , d. h. eines größeren Verlusts an Landqualität, verstärkt sich die Größenordnung 
der im Folgenden beschriebenen Effekte, wohingegen höhere Landqualitäts-Werte, d. h. eine weniger 
belastete Landqualität, die Effekte abschwächt. 
1 5 732 64
Flut
Fluss
Flut
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onsmodell wird die Klimawandelanpassung dadurch modelliert, indem die Landqualität 
(  ) mit dem Niveau der Anpassungsinvestitionen (   ) in Beziehung gesetzt wird. Somit 
ist die Landqualität   
  im Anpassungs-Szenario (beschrieben durch den Exponent 2) eine 
Funktion der öffentlichen Anpassungsinvestitionen     und es gilt: 
   
    
  (    
 )         
   (5.10) 
       entspricht dabei der Anpassungsfunktion, welche die Wirksamkeit der Anpas-
sungsinvestitionen die Landqualität zu verbessern wiederspiegelt.        beschreibt  
weiterhin den Anteil des Verlustes an Landqualität (    
 ), welcher durch ein bestimmtes 
Investitionsniveau     wiederhergestellt wird. 
Szenarien Landqualität 
Anpassungs-
funktion 
Öffentliche 
Investitionen 
Grund-
steuer 
Benchmark   
                         
Nicht-
Anpassung 
    
    
                       
Anpassung   
    
  (    
 )         
                                
Tabelle 5.1: Überblick über die szenariospezifischen Kenngrößen 
Durch das Unterlassen von Anpassungsinvestitionen entstehen auch keine positiven 
Auswirkungen auf die Landqualität, folglich ist          bei      . In diesem Fall 
gleicht das Niveau der Landqualität dem bei Nicht-Anpassung, d. h.   
    
 . Zudem wird 
für den Schwellenwert            unterstellt, dass          und somit  
  
    
  (    
 )    
    gilt. In diesem Fall stellen die Anpassungsinvestitio-
nen/Anpassungsmaßnahmen die Landqualität vollständig wiederher (reaktive Anpassung) 
bzw. reduzieren sie das Risiko des Verlustes an Landqualität vollständig (proaktive An-
passung). Weiterhin bewegt sich die Anpassungsfunktion        für jedes Investitionsni-
veau              zwischen           , sodass die Landqualität im Vergleich 
zur Nicht-Anpassung höher, aber im Vergleich zur vollständigen Anpassung  
(          ) niedriger ist. Um all den beschriebenen Definitionen gerecht zu werden, 
wird die Anpassungsfunktion wie folgt definiert: 
            (  
   
      
)  (5.11) 
 
Anpassung an den Klimawandel 112 
Die spezifische Form von        erfüllt die beschriebenen Anforderungen und ist zudem 
durch positive, aber abnehmende Grenzerträge der Anpassungskosten/-investitionen ge-
kennzeichnet (vgl. de Bruin und Dellink, 2011; de Bruin et al., 2009; Dellink et al., 2010; 
Egenhofer et al., 2010; Gawel et al., 2012).127 
5.2.4. Anpassungsbudget 
Die öffentlichen Anpassungsinvestitionen (siehe Gleichung 5.12) werden durch eine zu-
sätzliche Grundsteuer finanziert. Diese wird für die Nutzung der Landfläche durch die 
Haushalte (erster Term auf der rechten Seite der Gleichung) wie auch durch die Vorpro-
dukt- und Konsumgüterunternehmen (zweiter Term auf der rechten Seite der Gleichung) 
erhoben: 
     ∑        
 
   
 ∑∑          
  
  
 ∑ ∑        
  
     
       (5.12) 
Der Term      (dritter Term auf der rechten Seite der Gleichung) erfasst die Steuerinter-
aktionseffekte, welche durch die Anpassungsinvestitionen induziert werden (vgl. Abschnitt 
4.3.3).128 Ist       , sind die Investitionen in Anpassungsmaßnahmen kleiner als die 
Einnahmen aus der zusätzlichen Grundsteuer, da ein Teil der Grundsteuereinnahmen 
benötigt wird, um die Verluste bei den anderen Steuereinnahmen, welche durch negative 
Steuerinteraktionseffekte entstehen, auszugleichen. Für        hingegen übersteigen 
die Investitionen in Anpassungsmaßnahmen die reinen Einnahmen aus der zusätzlichen 
Grundsteuer, da positive Steuerinteraktionseffekte der Anpassungsinvestitionen die öf-
fentlichen Einnahmen aus den anderen Steuern steigern. Dieser Steuerüberschuss kann 
somit zusätzlich zur Finanzierung der Investitionen genutzt werden.129 
                                               
127
 Wäre das Investitionsniveau hingegen eine Funktion des Anpassungsniveaus, wüchse diese Funktion mit 
zunehmender Rate, da preiswertere und effizientere Anpassungsmaßoptionen zuerst umgesetzt und 
teurere sowie weniger effiziente Anpassungsmaßoptionen erst danach genutzt würden (de Bruin et al., 
2009). Im Rahmen einer Sensitivitätsanalyse werden alternative funktionale Zusammenhänge, die bspw. 
durch konstante Grenzerträge der Anpassungsinvestitionen gekennzeichnet sind, überprüft. 
128
 Bspw. könnten die Anpassungsinvestitionen die Entscheidung der Haushalte über die Verwendung ihrer 
Zeit für Freizeit oder Arbeit beeinträchtigen. Die daraus folgenden Veränderungen des Arbeitsangebots 
könnten wiederum die bereits vorher bestehenden und durch die Lohnsteuer verursachten Verzerrungen 
im Arbeitsmarkt reduzieren oder verschärfen. Es ist jedoch wahrscheinlich, dass Investitionen das Ar-
beitsangebot erhöhen, wodurch die Steuerinteraktionseffekte positiv beeinflusst würden. 
129
 Ausgehend vom Benchmark-Szenario wird der mengenmäßige öffentliche Konsum für alle weiteren Simu-
lationen fixiert. Veränderungen der Steuereinnahmen aus Einkommens-, Mehrwert- und Energiesteuer 
(und der Pauschalsteuer im Anpassungsfall) werden im Post-Katastrophen- bzw. Nicht-Anpassungsfall 
mit der Pauschalsteuer     und im Anpassungsfall mit der Grundsteuer     ausgeglichen, um die fixierte 
öffentliche Güternachfrage befriedigen zu können (vgl. Abschnitt 4.3.3). 
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Ohne die Allgemeingültigkeit zu beschränken, wird für die Aufteilung der Anpassungsin-
vestitionen der Verteilungskoeffizient       ∑       
 
   ⁄  angenommen. Durch diesen 
werden die Anpassungsinvestitionen entsprechend der Belastung der gefährdeten Zonen 
verteilt, d. h., je stärker die Landqualität in der gefährdeten Zone   beschädigt ist (d. h., je 
größer        bzw. je kleiner    ist), desto höher ist der Anteil an den Gesamtinvestitio-
nen, der für die Anpassungsmaßnahmen in der gefährdeten Zone   zur Verfügung 
steht.130,131 Das zonenspezifische Gleichgewicht für die Anpassungsindustrie     erfor-
dert demnach: 
 
(    
 )
∑ (    
 )    
              (5.13) 
Die rechte Seite der Gleichung zeigt die spezifischen Anpassungskosten für die gefährde-
te Zone   und die linke Seite die entsprechende Investitionshöhe.132 
5.3. Ergebnisse 
Im Folgenden werden die Simulationsergebnisse für die beiden Szenarien, Nicht-
Anpassung und Anpassung, präsentiert. Für die Untersuchungen wird dafür wie folgt vor-
gegangen: Zunächst wird angenommen, dass vollständige Anpassung eines Investitions-
niveaus in Höhe des aggregierten Wohlfahrtschadens des Klimawandelereignisses be-
darf, d. h.        | ̅ |. Diese Art der Anpassung wird in der Untersuchung als reaktive 
Anpassung interpretiert, die unternommen wird, wenn der Klimawandel derart fortgeschrit-
ten ist, dass sich katastrophale Ereignisse regelmäßig ereignen. Im Rahmen einer Sensi-
tivitätsanalyse wird die Produktivität der Anpassungsproduktion, unter Annahme der ge-
gebenen Restriktionen, variiert. Im Anschluss daran konzentrieren sich die Untersuchun-
gen auf die proaktive Anpassung. Bei dieser Art der Anpassung stehen produktivere 
Technologien zur Verfügung, wodurch die Anpassungskosten unterhalb der Schadens-
kosten bleiben können. Mit dem Ziel Erkenntnisse über das Produktivitätsniveau zu erlan-
gen, das notwendig ist, damit vollständige Anpassung die optimale Anpassungsstrategie 
ist, wird für diesen Ansatz die Produktivität ebenfalls variiert. Da über Produktionsfunktio-
                                               
130
 Folglich werden in den Simulationen des Anpassungs-Szenarios 50 % (                    ⁄ ) der 
Gesamtinvestitionen für Anpassungsmaßnahmen in Zone     genutzt, wohingegen jeweils 25 % der 
Gesamtinvestitionen in Zone     und     investiert werden. 
131
 Im Fokus dieser Untersuchung steht die Ermittlung und Analyse des optimalen Gesamtinvestitionsniveaus 
für eine vom Klimawandel bedrohte Metropolregion. Die Optimierung der räumlichen Verteilung der An-
passungsinvestitionen würde vermutlich die quantitativen, jedoch nicht die grundlegenden qualitativen 
Ergebnisse (partielle vs. vollständige Anpassung) ändern. 
132
 Durch die Division beider Seiten von Gleichung 5.13 mit      können die linke Seite der Gleichung als 
Nachfrage nach Anpassung und die rechte Seite als Angebot von Anpassung interpretiert werden. 
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nen für Anpassungsmaßnahmen bisher nur wenig bekannt ist, ist diese Vorgehensweise 
für einen Erkenntnisgewinn sehr nützlich und ermöglicht die Erörterung der grundsätzli-
chen Ergebnisse.133 
5.3.1. Wohlfahrtsanalyse 
Die Wohlfahrtsveränderung der Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer wird analog 
zu Kapitel 3 und 4 mit der Äquivalenten Variation    gemessen. Diese ist gleich dem 
äquivalenten Einkommenstransfer, welcher notwendig ist, um die Haushalte im Bench-
mark-Szenario derart zu kompensieren, dass diese das gleiche Nutzenniveau wie in den 
Anpassungsszenarien Nicht-Anpassung und Anpassung erreichen.134 Die Umweltwirkung 
wird durch die monetär bewerteten Veränderungen der verkehrsbezogenen CO2-
Emissionen abgebildet. 
Analog zu den Kapiteln 3 und 4 kann die Äquivalente Variation eines durchschnittlichen 
Haushalts,    , für den Nicht-Anpassungs-Fall (   
 ) und den Anpassungs-Fall (   
 ) mit 
  
 (  
     
   
)    
   
(  
   
) berechnet werden.   
  ist gleich dem erwarteten Bench-
mark-Nutzen und  
   
 dem Nutzenniveau der Anpassungsszenarien. Dem entsprechend 
gilt für die nicht-städtischen Landbesitzer:   
 (   
      
   
)     
   
(   
   
). 
Die (monetär bewerteten) Wohlfahrtsveränderungen, die sich aus den Anpassungsstrate-
gien ergeben, berechnen sich wie folgt: 
  ̅       
   
      
   
        (5.14) 
   entspricht der monetär bewerteten Veränderung der CO2-Emissionen im Vergleich 
zum Benchmark-Szenario. 
5.3.2. Nicht-Anpassung vs. reaktive Anpassung 
Gegeben der Annahmen über die Vulnerabilität der Stadt, verursacht das Unterlassen 
jeglicher Anpassung bei regelmäßig wiederkehrenden katastrophalen Ereignissen (Post-
Katastrophen-Fall und Nicht-Anpassungs-Szenario) einen jährlichen Wohlfahrtsverlust in 
                                               
133
 Nach Egenhofer et al. (2010) gehört der Hochwasserschutz zu den Anpassungsmaßnahmen, die die 
höchsten öffentlichen Kosten verursachen. Weiterhin offenbart ihre Studie, dass sich die Forschung zu 
Anpassungskosten noch am Anfang befindet, und dass Schätzungen über die mit den Anpassungsmaß-
nahmen verbundenen Haushaltsbelastungen mit Unsicherheiten behaftet sind. 
134
 Wie bei Darwin und Tol (2001), Houba und Kremers (2009), Jonkhoff (2009) oder Stephan und Schenker 
(2011) ist auch hier die Äquivalente Variation das geeignete Maß zur Bewertung der ökonomischen 
Schäden von Klimawandelereignissen. 
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Höhe von | ̅ |  3233 Mio. €, was einem Anteil von ca. 5 % des BIPs im Post-
Katastrophen-Fall (vgl. Tabelle 5.2 und erste Wertespalte von Tabelle 5.3) entspricht.135 
Aus Tabelle 5.2 geht hervor, dass das katastrophale Ereignis die Wirtschaftstätigkeit be-
einträchtigt. So sinkt bspw. die Produktion von Zwischenprodukten und Konsumgütern. 
Die Mieten und Löhne, welche die Produktivität der Landfläche und Arbeit wiederspiegeln, 
sinken ebenfalls. Weiterhin führt das Ereignis zu erheblichen Veränderungen bei der 
Standortwahl der Haushalte und Unternehmen, welche in die nichtverwundbaren, vom 
Ereignis nicht betroffenen Stadtrandgebiete und Vororte abwandern. Durch die Folgen 
des Ereignisses erleiden die Haushalte wie auch die nicht-städtischen Landbesitzer einen 
Wohlfahrtsverlust. Auch wenn der Rückgang der Wirtschaftstätigkeit, hauptsächlich durch 
die Verringerung des Wirtschaftsverkehrs, eine positive Umweltwirkung hat, ist diese zu 
gering, um die negativen Auswirkungen auf die Haushalte und nicht-städtischen Landbe-
sitzer auszugleichen. 
Auf dem Katastrophen-Szenario aufbauend werden nun reaktive Anpassungsmaßnahmen 
umgesetzt. Abbildung 5.2 zeigt die entsprechenden Wohlfahrtseffekte. Die vertikale Achse 
zeigt den Wohlfahrtzuwachs durch die Anpassungsinvestitionen im Vergleich zum Nicht-
Anpassungs-Szenario (  ̅   ̅   ̅ ). Die horizontale Achse bildet          ⁄  
   | ̅ |⁄ , d. h. das Verhältnis der Anpassungsinvestitionen zu dem Wohlfahrtsverlust 
durch Unterlassen von Anpassung ab. In dem einen Extrem, für    | ̅ |⁄   , gibt es 
keine Anpassungsinvestitionen und der Wohlfahrtsverlust ist gleich  ̅   ̅ , d. h., es 
gibt keinen Wohlfahrtzuwachs durch Anpassung   ̅   . In dem anderen Extrem, für 
                                               
135
 Zum Vergleich: Bräuer et al. (2009) schätzen die Schäden durch Sturmfluten in Deutschland für das Jahr 
2100 auf ca. 4000 Mio. € pro Jahr. Linnerooth-Bayer und Hochrainer-Stigler (2014) berichten, dass die 
tropischen Stürme mit Starkregenfällen 2008 im Jemen Schäden und Verluste in Höhe von 6 % des BIPs 
verursachten. Hochrainer (2009) analysierte einen Datensatz über 225 Naturkatastrophen zwischen 
1960 und 2005, deren Verluste 1 % des BIPs überstiegen. Hierfür entwickelte er ein kontrafaktisches 
Prognosemodell, ermittelte damit das BIP für eine hypothetische Nicht-Katastrophen-Welt und verglich 
dieses mit dem tatsächlichen Post-Katastrophen-BIP. Seine Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, 
dass sich schwere Katastrophen negativ auf das BIP auswirken, mit einem mittleren Verlust von 4 % des 
BIPs. Den Schätzungen von Rojas et al. (2013) zufolge könnten die Schäden durch Flusshochwasser in 
der EU bis zum Ende des 21. Jahrhunderts 98 Mrd. €/a (konstante Preise 2006, nicht diskontiert) errei-
chen. Diese Ergebnisse können jedoch nicht direkt mit den hier dargestellten Ergebnissen verglichen 
werden. Zum einen, weil zur Messung der negativen ökonomischen Auswirkungen die „physischen“ Kos-
ten anstatt der Veränderungen der Wohlfahrt (gemessen mit der Äquivalenten Variation) verwendet wer-
den, und zum andern, weil sich die Schätzungen nur auf nicht-lokale Ebenen beziehen. Cutter et al. 
(2012) weisen darauf hin, dass es sehr schwierig ist, die absoluten Kosten großer Katastrophen (z. B. 
Hurrikan Katrina), besonders auf lokaler Ebene, abzuschätzen, da die meisten ökonomischen Daten nur 
auf nationaler Ebene zur Verfügung stehen. Nichtsdestotrotz gibt es Bestrebungen die Schadenskosten 
auf Stadtebene zu schätzen. Hallegatte et al. (2010) und Ranger et al. (2011) berichten, dass durch die 
extremen Regenfälle in Mumbai im Jahr 2005 ein direkter ökonomischer Schaden von ca. 2000 Mio. 
USD entstand. Hallegatte et al. (2011b) berechnen die ökonomischen Auswirkungen des Meeresspie-
gelanstiegs und des Sturmflutrisikos für Kopenhagen. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass der absolute 
Schaden (direkte und indirekte Kosten) einer heutigen hundertjährigen Sturmflut mit 150 cm über norma-
lem Meeresspiegel (d. h., mit einer Wahrscheinlichkeit von     ⁄     ereignet sich jedes Jahr eine 
mindestens derart ausgeprägte Flut) und ohne Schutzmaßnahmen 3000 Mio. € erreichen könnte. 
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   | ̅ |⁄   , erreicht das von der Regierung gewählte Investitionsniveau für Anpas-
sungsmaßnahmen sein vordefiniertes Maximum von | ̅ |, wodurch gilt          (vgl. 
Gleichung 5.11). Hieraus ergibt sich   
    
       (vgl. Gleichung 5.10), d. h. vollständi-
ge Anpassung. 
 Szenarien 
 Benchmark 
Katastrophe 
(Nicht-Anpassung) 
Stadtökonomie 
Produktion Konsumgüter [Mio. Stk./a] 
Produktion Vorprodukte [Mio. Stk./a] 
Ø Konsumgüterpreis [€/Stk.] 
Ø Vorproduktpreis [€/Stk.] 
BIP [Mrd. €/a] 
Ø Miete City [€/m2a] 
Ø Miete Suburbs [€/m2a] 
Ø Lohn City [€/h] 
Ø Lohn Suburbs [€/h] 
 
686,9 
358,1 
97,35 
39,55 
66,9 
60,70 
33,71 
20,18 
20,51 
 
674,4 
349,3 
94,45 
38,63 
65,7 
54,30 
33,08 
19,16 
19,42 
Öffentlicher Haushalt 
Gesamtsteuererlös [Mrd. €/a] 
24,0 23,3 
Standort-Entscheidungen 
Haushalte - City 
Haushalte - Suburbs 
Unternehmen/Arbeitsplätze - City 
Unternehmen/Arbeitsplätze - Suburbs 
 
592.978 
907.022 
668.453 
831.547 
 
527.422 
972.578 
665.635 
834.365 
Wohlfahrt 
Haushalte [Mio. €/a] 
Nicht-städtische Landbesitzer [Mio. €/a] 
Einsparung Umweltkosten [Mio. €/a] 
Aggregierte Wohlfahrt [Mio. €/a] 
 
– 
– 
– 
– 
 
-2917 
-322 
+6 
-3233 
City: Zonen 3, 4, 5 
Suburbs: Zonen 1, 2, 6,7 
  
Tabelle 5.2: Auswirkungen der Klimawandelereignisse auf die Stadtökonomie 
Der Verlauf der aggregierten Wohlfahrtsfunktion ist umgekehrt U-förmig (vgl. Abbildung 
5.2). Die aggregierte Wohlfahrt wird folglich durch weniger als die vollständige Anpassung 
maximiert (   | ̅ |⁄      , daraus folgt                  und somit   
       
     ). Im Optimum beträgt das Investitionsniveau für Anpassungsmaßnahmen  
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ca. 1,3 Mrd. €, was ca. 2 % des städtischen BIPs (vgl. Tabelle 5.3) entspricht.136 Neben 
der aggregierten Wohlfahrt zeigt Abbildung 5.2 auch, dass die Anpassungsinvestitionen 
unterschiedliche Auswirkungen auf die Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer ha-
ben. Während die Haushalte von den Anpassungsmaßnahmen profitieren, erleiden die 
nicht-städtischen Landbesitzer Einbußen.137 
 
Abbildung 5.2: Wohlfahrtseffekte der Anpassungsinvestitionen im Vergleich zu 
Nicht-Anpassung 
Obwohl die Haushalte durch die Anpassung besser gestellt werden, sinkt der Wohlfahrts-
zuwachs mit zunehmendem Investitionsniveau, d. h., der Grenznutzen der Anpassungsin-
vestitionen nimmt ab. Die Wohlfahrt der nicht-städtischen Landbesitzer ist hingegen durch 
                                               
136
 Egenhofer et al. (2010) kommen in ihrer Studie zu dem Schluss, dass im Fall von Flusshochwasser die 
jährlichen Instandhaltungskosten für die schützende Infrastruktur und die Maßnahmen zur Behebung 
von Schäden durch Extremereignisse (im Durchschnitt) 1 % des BIPs mehrerer Mitgliedsstatten der EU 
übersteigen. In speziellen Fällen können die Kosten auch bedeutend höher sein. Neumann et al. (2011) 
schätzen, dass die Kosten für Maßnahmen zum Schutz der US-Küste vor dem Meeresspiegelanstieg bis 
zum Jahr 2100, auf annualisierter Basis, annähernd 2,4 Mrd. USD betragen. 
137
 Guimaraes et al. (1992) untersuchen die Auswirkungen des Hurrikans Hugo, welcher South Carolina im 
Jahr 1989 traf. Für ihre Untersuchungen nutzen sie ein ökonometrisches Modell für South Carolina und 
simulieren damit zum einen die Ökonomie für den Post-Hugo-Fall und zum anderen diejenige für den 
hypothetischen Fall, dass der Hurrikan Hugo nicht passiert wäre. Die Ergebnisse zeigen, dass die Pri-
vateinkommen unmittelbar nach dem Hurrikan fielen und dies größtenteils auf Mieteinkommensverluste 
zurückzuführen war (vgl. auch Kousky, 2014), d. h., dass die Effekte der Katastrophe vornehmlich Ver-
teilungseffekte waren. 
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einen zunehmenden Grenzverlust gekennzeichnet, d. h., deren Wohlfahrt sinkt durch die 
Anpassungsinvestitionen umso mehr, je höher das Investitionsniveau ist. Die Auswirkun-
gen auf die Wohlfahrt der Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer ergeben in Kom-
binationen eine umgekehrt U-förmige aggregierte Wohlfahrtsfunktion. 
Bei geringen Investitionsniveaus übersteigt der soziale Grenznutzen der Klimawandelan-
passung offensichtlich deren soziale Grenzkosten. Durch die Ausdehnung der Anpas-
sungsbemühungen kann somit die aggregierte Wohlfahrt gesteigert werden. Bei hohen 
Investitionsniveaus hingegen übersteigen die sozialen Grenzkosten der Anpassung deren 
sozialen Grenznutzen. In diesem Fall könnte die Drosselung der Anpassungsbemühun-
gen und damit der entsprechenden Investitionen auf das optimale Niveau den sozialen 
Nettonutzen steigern. Im optimalen Niveau gleichen sich die sozialen Grenzkosten und 
der soziale Grenznutzen der Anpassungsinvestitionen aus. Im Vergleich zum Nicht-
Anpassungs-Szenario entsteht durch die Investitionen ein Wohlfahrtsgewinn von  
ca. 400 Mio. €. Dieser Gewinn ist jedoch nicht ausreichend, um den Wohlfahrtsschaden 
| ̅ | der katastrophalen Ereignisse bei Nicht-Anpassung auszugleichen. 
Um zu erklären, warum sich vollständige Anpassung als suboptimale Strategie heraus-
stellt, sollen im Folgenden die in Tabelle 5.3 detailliert dargestellten Simulationsergebnis-
se näher betrachtet werden. Wie bereits diskutiert, lässt sich aus der Optimalität partieller 
Anpassung schließen, dass bei vollständiger Anpassung die sozialen Grenzkosten der 
Anpassungsinvestitionen deren sozialen Grenznutzen übersteigen, was wiederum bedeu-
tet, dass der Nettowohlfahrtseffekt der Anpassungsinvestitionen negativ ist. 
Entscheidend für die Entwicklung der aggregierten Wohlfahrtsfunktion ist, dass sich die 
Anpassungsinvestitionen nachteilig auf die Wohlfahrt der nicht-städtischen Landbesitzer 
auswirken. Auf der einen Seite sinkt das Mieteinkommen der nicht-städtischen Landbesit-
zer aufgrund der im Durchschnitt sinkenden Nettomieten (mit Ausnahme des Stadtzent-
rums, wo die Investitionen je beschädigten Quadratmeter Landfläche am höchsten sind). 
Diese sinken, da die zur Finanzierung der Anpassungsmaßnahmen erhobene Grundsteu-
er die von den Haushalten und Unternehmen zu zahlende Bruttomiete erhöht und damit 
die relativen Preise zum Nachteil der Landnachfrage verzerrt. Im sozialen Optimum be-
trägt die Grundsteuer 5,2 % und steigt auf bis zu 14,1 % bei vollständiger Anpassung. Die 
Anpassungsinvestitionen verursachen weiterhin einen Anstieg der Vorprodukt- und Kon-
sumgüterpreise, wodurch auf der anderen Seite die Kaufkraft der nicht-städtischen Land-
besitzer sinkt. Der Anstieg des durchschnittlichen Preisniveaus ist hauptsächlich auf die 
höheren Faktorkosten für Arbeit zurückzuführen. Durch die Anpassungsinvestitionen wird 
zum einen die Arbeitsnachfrage in den Unternehmen der zusätzlichen Anpassungsindus-
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trie stimuliert. Da die Produkte der Vorproduktindustrie zur Produktion und für das Ange-
bot von Anpassungsmaßnahmen benötigt werden, steigt zum anderen die Arbeitsnach-
frage der Unternehmen der Vorproduktindustrie. Infolge der steigenden Arbeitsnachfrage 
steigen die Löhne, d. h. die Faktorkosten für Arbeit in der Metropolregion. Durch die stei-
genden Löhne und Bruttomieten steigen schließlich die aggregierten Faktorkosten und 
damit die Güterpreise. In Kombination senken das geringere Mieteinkommen und die hö-
heren Konsumgüterpreise die Kaufkraft der nicht-städtischen Landbesitzer, wodurch diese 
einen Wohlfahrtsverlust aus den Anpassungsinvestitionen erleiden. 
 Szenarien 
 
Nicht-
Anpassung 
Optimale 
Anpassung 
Vollständige 
Anpassung 
Private Haushalte 
Konsumnachfrage [Stk./a] 
Wohnnachfrage [m2] 
Freizeitnachfrage [h/a] 
Arbeitsangebot [h/a] 
Erwarteter Nutzen 
 
187 
185 
2391 
1744 
7,5194 
 
189 
183 
2381 
1754 
7,5271 
 
190 
181 
2367 
1769 
7,5304 
Stadtökonomie 
Produktion Konsumgüter [Mio. Stk./a] 
Produktion Vorprodukte [Mio. Stk./a] 
Ø Konsumgüterpreis [€/Stk.] 
Preis für Anpassung Zone 4/3(5) [€/Stk.] 
BIP [Mrd. €/a] 
Miete Zone 4 [€/m2a] 
Miete Zone 3 (5) [€/m2a] 
Ø Miete City [€/m2a] 
Ø Miete Suburbs [€/m2a] 
Ø Miete Metropolregion [€/m2a] 
Lohn Zone 4 [€/h] 
Lohn Zone 1 (7) [€/h] 
Ø Lohn City [€/h] 
Ø Lohn Suburbs [€/h] 
Staukosten [Mrd. €/a] 
 
674,4 
349,3 
94,45 
0/0 
63,7 
61,94 
51,75 
54,30 
33,08 
38,74 
19,22 
19,68 
19,16 
19,42 
1,86 
 
672,9 
368,5 
95,62 
252,51/248,00 
65,7 
65,62/69,001 
51,73/54,401 
55,21/58,011 
31,64/33,271 
37,93/39,801 
19,75 
20,12 
19,66 
19,86 
1,98 
 
666,4 
393,0 
96,21 
255,00/248,92 
67,4 
66,46/75,861 
49,83/56,881 
53,99/61,501 
29,14/33,261 
35,77/40,601 
20,17 
20,38 
20,03 
20,11 
2,07 
Öffentlicher Haushalt 
Erlöse Einkommenssteuer [Mrd. €/a] 
Erlöse Mehrwertsteuer [Mrd. €/a] 
Erlöse Energiesteuer [Mrd. €/a] 
Erlöse Grundsteuer [Mrd. €/a] 
Erlös Pauschalsteuer [Mrd. €/a] 
Gesamtsteuererlös [Mrd. €/a] 
 
12,4 
9,8 
0,64 
0,0 
0,43 
23,3 
 
12,7 
9,9 
0,65 
1,22 
0,43 
24,9 (23,7)4 
 
12,8 
10,0 
0,66 
3,03 
0,43 
26,9 (23,9)4 
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 Szenarien 
 
Nicht-
Anpassung 
Optimale 
Anpassung 
Vollständige 
Anpassung 
Standort-Entscheidungen 
Haushalte - City 
Haushalte - Suburbs 
Unternehmen/Arbeitsplätze - City 
Unternehmen/Arbeitsplätze - Suburbs 
 
527.422 
972.578 
665.635 
834.365 
 
558.831 
941.169 
672.275 
827.725 
 
583.823 
916.177 
680.759 
819.241 
Aufteilung der Landfläche 
Haushalte Zone 4/3(5) [%] 
Unternehmen Zone 4/3(5) [%] 
Anpassung Zone 4/3(5) [%] 
 
41/46 
59/54 
0/0 
 
42/46 
55/53 
3/1 
 
43/45 
51/52 
6/3 
Wohlfahrt 
Haushalte [Mio. €/a] 
Nicht-städtische Landbesitzer [Mio. €/a] 
Einsparung Umweltkosten [Mio. €/a] 
Aggregierte Wohlfahrt [Mio. €/a] 
Wohlfahrtsgewinn Anpassung [Mio. €/a]5 
 
-2917 
-322 
+6 
-3233 
0 
 
-2136 
-745 
+3 
-2878 
+355 
 
-1807 
-1529 
+1 
-3335 
-102 
City: Zonen 3, 4, 5 
Suburbs: Zonen 1, 2, 6, 7 
1 Nettomiete (exkl. Grundsteuer    )/Bruttomiete (inkl. Grundsteuer    ) 
2 Grundsteuer beträgt 5,2 % (         ) 
3 Grundsteuer beträgt 14,1 % (         ) 
4 Klammerwerte: ohne Erlöse Grundsteuer 
5 Wohlfahrtsgewinn durch Anpassung im Vergleich zu Nicht-Anpassung:   ̅   ̅   ̅  
Tabelle 5.3: Simulationsergebnisse unterschiedlicher Anpassungsniveaus 
Die positiven Auswirkungen auf die Wohlfahrt der Haushalte sind hauptsächlich auf die 
Verbesserungen der Landqualität zurückzuführen, die durch die Anpassungsmaßnahmen 
erzielt werden. Durch eine vollständige Anpassung,   
    
    wird die Landqualität der 
städtischen Landfläche ebenfalls vollständig wiederhergestellt. 
Es gibt jedoch auch eine Reihe nachteiliger Effekte, deren Bedeutung mit der Höhe des 
Investitionsniveaus steigt. Erstens reduzieren die abnehmenden Grenzerträge der Anpas-
sungsinvestitionen den zusätzlichen individuellen Nutzen für die Haushalte und Unter-
nehmen aus einer zusätzlichen Verbesserung der Landqualität umso mehr, je größer die 
Anpassungsinvestitionen sind. Zweitens, da im Vergleich zur Qualität bzw. Produktivität 
der Landfläche in den Stadtrand- und Vorortzonen die Anpassungsmaßnahmen die Quali-
tät der Wohnfläche und die Produktivität des Produktionsfaktors Land in den zentralen 
Stadtzonen verbessern, passen die Haushalte und Unternehmen ihre Standortwahl ent-
sprechend an, wodurch wiederum die Bevölkerungs- und Arbeitsplatzdichte in den  
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zentralen, durch knappe Straßenkapazität und ein hohes Stauniveau gekennzeichneten 
Zonen ansteigt. Im Vergleich zum Nicht-Anpassungs-Szenario steigen bei vollständiger 
Anpassung die Staukosten u. a. dadurch um 11 %. Mit dem höheren Stauniveau ist zu-
dem ein leichter Anstieg der verkehrsbezogenen CO2-Emissionnen verbunden, wodurch 
ein Wohlfahrtsverlust in Höhe von ca. 5 Mio. €/a entsteht. Drittens stellt sich zwar der 
durch die Anpassungsinvestitionen induzierte und hauptsächlich durch die steigenden 
Lohnsteuereinnahmen (Löhne und Arbeitsangebot steigen) gespeiste Steuerinteraktions-
effekt als positiv heraus, jedoch ist dessen Bedeutung relativ gering und sinkt zudem mit 
steigendem Investitionsniveau. Ausgehend vom Nicht-Anpassungs-Fall (     ) steigen 
die Steuereinnahmen (ohne Grundsteuer) bei vollständiger Anpassung (    | ̅ |) um 
ca. 600 Mio. €. Vom optimalen Anpassungsniveau (        | ̅ |) ausgehend steigen 
die Steuereinnahmen (ohne Grundsteuer) bei vollständiger Anpassung nur noch um  
ca. 200 Mio. €. Und viertens steigt aufgrund eines sich aufschaukelnden Prozesses mit 
den steigenden öffentlichen Investitionen in Anpassung der Preis für die privatwirtschaft-
lich bereitgestellten Anpassungsmaßnahmen. Da die Anpassungsinvestitionen die Ar-
beitsnachfrage stimulieren, steigen die Löhne. Der Lohnanstieg wiederum verteuert die 
Vorprodukte. Da die Anpassungsindustrie die Faktoren Arbeit und Vorprodukte zur Pro-
duktion von Anpassungsmaßnahmen benötigt, steigt schließlich der Marktpreis für die 
Bereitstellung von Anpassungsmaßnahmen. 
Die Simulationsergebnisse offenbaren zusammenfassend, dass bei hohen öffentlichen 
Investitionen die sozialen Grenzkosten der Anpassung deren sozialen Grenznutzen über-
steigen. Infolgedessen stellt sich partielle Anpassung als effizientere Strategie als voll-
ständige Anpassung heraus, da bei hohen Anpassungsniveaus der Nutzen aus den direk-
ten (Verbesserung der Landqualität) und indirekten Effekten (bspw. positive Steuerinter-
aktionseffekt) der Investitionen zu gering sind, um die negativen Effekte, besonders die 
zunehmenden Anpassungskosten, zu übersteigen. 
Die Simulationsergebnisse zeigen weiterhin, dass das Unterlassen von Anpassung sogar 
effizienter sein kann, als in vollständige Anpassung zu investieren, da die Entscheidung 
für Nicht-Anpassung zwar die Landqualität senkt, aber die physische Verfügbarkeit von 
Land nicht beeinflusst (vgl. Abbildung 5.2 und Tabelle 5.3). Da die steigenden Grundsteu-
ereinnahmen zur Finanzierung der Anpassungsmaßnahmen im Rahmen des Gleichge-
wichtmodells nachteilige Preiseffekte bewirken, scheint vollständige Anpassung nur auf 
Kosten der Wirtschaftlichkeit umsetzbar. 
Darüber hinaus geben die Simulationsergebnisse Anlass, an der Eignung des BIPs als 
Maß zur Bewertung und Entscheidung über optimale Anpassungsstrategien zu zweifeln. 
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Zur Erfassung der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen von bspw. katastrophalen Ereig-
nissen wird häufig das BIP verwendet. Dieses wird jedoch dafür kritisiert, dass es nur ein 
einfaches Maß zur Bestimmung der wirtschaftlichen Tätigkeit ist, die Wohlfahrt aber nicht 
misst (Kousky, 2014). Wie Tabelle 5.3 zeigt, steigt das städtische BIP mit der Höhe des 
Investitionsniveaus und erreicht sein Maximum (67,4 Mrd. €) bei vollständiger Anpassung. 
Unter Wohlfahrtsgesichtspunkten scheint vollständige Anpassung jedoch nicht optimal zu 
sein. Somit legen die Ergebnisse nahe, dass Behörden und politische Entscheidungsträ-
ger mit dem Ziel, das städtische BIP zu maximieren wahrscheinlich übermäßig und folg-
lich ineffizient in Anpassungsmaßnahmen investieren. 
Um die Robustheit der Ergebnisse, welche auf der begründeten Annahme abnehmender 
Grenzerträge der Anpassungsinvestitionen (vgl. z. B. de Bruin et al., 2009) basieren, zu 
überprüfen, werden im Folgenden alternative funktionale Zusammenhäng für die Anpas-
sungsfunktion        überprüft. Auf den Basisberechnungen aufbauend zeigt Abbildung 
5.3 die aggregierten Wohlfahrtseffekte (linke Grafik) für verschiedene Anpassungsfunktio-
nen und somit für verschiedene Annahmen über die Grenzerträge der Anpassungskos-
ten/-investitionen (rechte Grafik). 
  
           (  
   
| ̅ |
)          
   
| ̅ |
          
 
     (
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          √
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Abbildung 5.3: Wohlfahrtseffekte der Anpassungsinvestitionen im Vergleich zu 
Nicht-Anpassung für unterschiedliche Anpassungsfunktionen 
Wie Abbildung 5.3 zeigt, ändern sich die grundlegenden Ergebnisse auch dann nicht, 
wenn die Anpassungsinvestitionen durch konstante oder gemischte
138
 Grenzerträge  
                                               
138
 In dem hier beschriebenen Fall bedeutet dies, dass höhere Investitionsniveaus durch positive, aber ab-
nehmende Grenzerträge und niedrigere Investitionsniveaus durch positive und zunehmende Grenzerträ-
ge der Anpassungskosten gekennzeichnet sind. Dieser entgegengesetzte Effekt bei niedrigen Investiti-
onsniveaus impliziert, dass zunächst teure Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel umgesetzt 
werden. 
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gekennzeichnet sind. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass i) partielle Anpassung 
effizienter als vollständige Anpassung ist und ii) sogar optimale Anpassung den anfängli-
chen Wohlfahrtsschaden | ̅ | bei Nicht-Anpassung nicht ausgleichen kann. 
Ist das Niveau der (reaktiven) Klimawandelanpassung optimal gewählt, erzeugen die An-
passungsinvestitionen einen Wohlfahrtsgewinn von 355 Mio. € (siehe Abbildung 5.2) und 
senken damit den Wohlfahrtsschaden um ca. 11 % (355/3233). 
5.3.3. Proaktive Anpassung 
Der folgende Abschnitt untersucht die ökonomischen und Wohlfahrtswirkungen proaktiver 
Anpassungsmaßnahmen. Hierfür wird unterstellt, dass die Anpassungsinvestitionen und 
damit die Anpassungsmaßnahmen umgesetzt werden, bevor eine tatsächliche bzw. er-
wartete Bedrohung durch Klimawandelereignisse entsteht. Hierdurch könnten mehr politi-
sche Gestaltungsspielräume und Optionen sowie Anpassungsmaßnahmen zur Verfügung 
stehen als im Fall reaktiver Anpassung.139 Modellseitig sieht sich die Gesellschaft der Met-
ropolregion alternativen Anpassungskostenkurven gegenüber, die sich in dem Produktivi-
tätsparameter   der Anpassungsfunktion unterscheiden: 
     würde bspw. bedeuten, dass nur 10 % des ursprünglichen Investitionsniveaus der 
Basisberechnungen (ca. 0,4 % des städtischen BIP) zur vollständigen Anpassung ausrei-
chen.140 Abbildung 5.4 zeigt die aggregierten Wohlfahrtseffekte der Anpassungsinvestitio-
nen für verschiedene Werte von   und damit für verschiedene Anpassungskostenkurven. 
Die in Abbildung 5.4 zusammengefassten Simulationsergebnisse liefern Erkenntnisse 
darüber, in welchem Umfang produktivere Anpassungsmaßnahmen den Wohlfahrtsscha-
den von Klimawandelereignissen kompensieren können. Zum Vergleich der Ergebnisse 
                                               
139
 So könnte bspw. die Entwicklung neuer synthetischer Materialien zur Verstärkung von Deichen forciert 
werden (Egenhofer et al., 2010). Im Gegensatz dazu kann man sich vorstellen, dass starke Verteilungs-
effekte die politische Realisierbarkeit von bestimmten Anpassungsmaßnahmen mit „geringen“ Investi-
tionsvolumen erschweren und zunächst teurere Maßnahmen bevorzugt werden (vgl. Wamsler und Brink, 
2014). 
140
Tatsächlich scheinen in einigen Fällen hochproduktive Technologien zur Verfügung zu stehen. Wade et al. 
(2006) schätzen den ökonomischen Schaden für die Haushalte aus entgangener Wassernutzung auf-
grund der voraussichtlichen Wasserknappheit in der Region Südostengland bis 2100 auf jährlich 50 bis 
450 Mio. USD. Die (Investitions-)Kosten für die weitgehende Beseitigung dieses Verlusts würden nach 
Hunt und Watkiss (2011) zwischen 7,5 und 46 Mio. USD betragen. Der Anteil des Investitionsvolumens 
am ökonomischen Schaden entspräche somit 0,15 bzw. 0,10. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass sich 
die Autoren auf die Problematik des Wasserangebots/der Wasserverfügbarkeit konzentrieren und sich 
die Definition des ökonomischen Verlustes von der hier dargestellten Untersuchung unterscheidet. 
            (  
    
| ̅ |
)  (5.15) 
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bildet die schwarze Linie die aggregierte Wohlfahrt bei reaktiver Anpassung mit       ab 
(vgl. auch Abbildung 5.2). In diesem Fall wird die aggregierte Wohlfahrt maximiert, wenn 
41 % des Wohlfahrtsverlustes (| ̅ |) in Anpassung investiert werden, und die Wohlfahrts-
kurve endet bei Erreichen vollständiger Anpassung (    | ̅ |⁄   ). Im Fall       ist 
die Anpassung weniger produktiv bzw. sind die politischen Entscheidungsträger auf  
teurere Maßnahmen angewiesen, um ein bestimmtes Anpassungsniveau zu erreichen. 
Für eine vollständige Anpassung an den Klimawandel müssen nun 111 % des Wohl-
fahrtsverlustes (| ̅ |) in Anpassungsmaßnahmen investiert werden (         
   | ̅ |⁄   ), was in etwa 5,5 % des städtischen BIPs entspricht. Im Gegensatz dazu 
sind die Anpassungsinvestitionen für      hochproduktiv und nur 10 % des Wohlfahrts-
verlustes (| ̅ |) müssen zur Erreichung vollständiger Anpassung investiert werden  
(          | ̅ |⁄   ). 
 
Abbildung 5.4: Wohlfahrtseffekte der Anpassungsinvestitionen im Vergleich zu 
Nicht-Anpassung für unterschiedliche Produktivitätsniveaus ( ) 
Schließlich ergeben sich aus Abbildung 5.4 verschiedene Schlussfolgerungen. Erstens ist 
im Vergleich zur Basisberechnung bei weniger effektiven Anpassungsmaßnahmen  
(     ) der Wohlfahrtszuwachs durch Anpassung kleiner, während das optimale  
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Investitionsniveau geringer ist. In diesem Fall genügen 1,7 % des städtischen BIPs, um 
das optimale Anpassungsniveau zu erreichen, zur vollständigen Anpassung an den Kli-
mawandel müssen hingegen 5,5 % des städtischen BIPs aufgebracht werden (vgl.  
Tabelle 5.4). Zudem ist vollständige Anpassung nur unter Hinnahme wesentlicher Wohl-
fahrtsverluste möglich, wie auch das optimale Anpassungsniveau den klimawandelbe-
dingten Wohlfahrtsverlust | ̅ | nur um ca. 7 % reduziert (orange Linie in Abbildung 5.4). 
Zweitens, auch wenn ein Großteil der Schäden von Klimawandelereignissen durch hoch-
produktive Anpassungsinvestitionen (    ) verhindert werden kann, können diese den 
klimawandelbedingten Wohlfahrtsverlust | ̅ | nicht gänzlich vermeiden. In diesem Szena-
rio genügen 0,4 % des städtischen BIPs zur vollständigen Anpassung (vgl. Tabelle 5.4), 
wodurch 88 % des erwarteten Wohlfahrtsschadens vermieden werden können.141 Eine 
vollständige (100%ige) Reduzierung des erwarteten klimawandelbedingten Wohlfahrtsver-
lusts | ̅ | wird nur für       erreicht. In diesem Fall sind die Maßnahmen zur Anpas-
sung an den Klimawandel derart produktiv, dass ein Investitionsniveau in Höhe des ge-
ringfügigen Prozentsatzes von 0,03 des städtischen BIPs genügt, um vollständige Anpas-
sung zu erreichen. Es gibt jedoch keine Hinweise dafür, dass derartige Technologien (ge-
genwärtig) verfügbar sind. 
  
Optimale 
Anpassung 
BIP                
      
| ̅ |
 
       
| ̅ |
 
      
   
 
       
   
 
0,9 partiell  65,1 1,1 3,6 0,3 1,1 1,7 % 5,5 % 
1,0 partiell 65,7 1,3 3,2 0,4 1,0 2,0 % 4,9 % 
1,6 vollständig 67,3 2,2 2,2 0,6 0,6 3,3 % 3,3 % 
3,7 vollständig 67,2 0,9 0,9 0,3 0,3 1,3 % 1,3 % 
10 vollständig 67,1 0,3 0,3 0,1 0,1 0,4 % 0,4 % 
143 vollständig 67,0 0,02 0,02 0,007 0,007 0,03 % 0,03 % 
      ... Notwendiges Investitionsvolumen für optimale Anpassung 
       ... Notwendiges Investitionsvolumen für vollständige Anpassung 
BIP,       ,        : [Mrd. €/a] 
Tabelle 5.4: Produktivität (proaktiver) Anpassungsinvestitionen 
                                               
141
 Kirshen et al. (2004) erwarten für den Fall, dass keine Anpassungsanstrengungen unternommen werden, 
in der Metropolregion Boston bis 2100 einen Schaden durch Flussfluten in Höhe von 57 Mrd. USD. Ent-
sprechend ihrer Studie, kann proaktive Anpassung diese Kosten um etwa 80 % reduzieren. Die Untersu-
chungen von Ranger et al. (2011) zeigen, dass Anpassungsmaßnahmen, wie z. B. die Verbesserung 
des Entwässerungssystems in Mumbai, zukünftige Kosten von Flutereignissen um bis zu 70 % reduzie-
ren können. 
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Eine weitere Beobachtung folgt aus      . In diesem Fall gleicht das optimale Anpas-
sungsniveau dem vollständigen Anpassungsniveau (wie Abbildung 5.4 zeigt, befindet sich 
das Maximum der Wohlfahrtskurve im Punkt vollständiger Anpassung), es maximiert zu-
dem das städtische BIP und reduziert den Wohlfahrtsverlust | ̅ | um 36 % (vgl. Tabelle 
5.4).142 Hierbei werden etwa 60 % des klimawandelbedingten Wohlfahrtsverlusts bzw. 
3,3 % des städtischen BIPs für vollständige Anpassung aufgewandt. 
Aus den Simulationsergebnissen geht hervor, dass (gegenwärtig) realisierbare Anpas-
sungsmaßnahmen (etwa solche mit     , gemäß Tabelle 5.4) nur auf Kosten der Wohl-
fahrt umsetzbar sind, und dass selbst bei relativ produktiven Anpassungsinvestitionen 
durch vollständige Anpassung das Wohlfahrtsniveau des Nicht-Schadensfalls nicht er-
reicht werden kann. Dies gilt sogar für den Fall, dass vollständige Anpassung die optimale 
Strategie ist. 
5.4. Zusammenfassung 
Diese Untersuchung analysierte unter Verwendung eines für eine durchschnittliche deut-
sche Metropolregion kalibrierten, räumlichen allgemeinen Gleichgewichtmodells die Effizi-
enz reaktiver und proaktiver Anpassungsinvestitionen in einer Stadtökonomie. Die Simula-
tionsergebnisse zeigen, dass auf Stadtebene vollständige reaktive Anpassung nicht nur 
aufgrund direkter Anpassungskosten, sondern im Besonderen auch wegen indirekter all-
gemeiner Gleichgewichtseffekte, die mit der Finanzierung der Anpassungsinvestitionen 
einhergehen, kaum geeignet ist das Wohlfahrtsniveau des Nicht-Schadensfalls wieder-
herzustellen. Effiziente reaktive Anpassung bedeutet den Simulationsergebnissen nach 
immer partielle Klimawandelanpassung. Unter der Voraussetzung, dass die Technologien 
proaktiver Anpassung ausreichend produktiv sind, kann vollständige proaktive Anpassung 
hingegen eine effiziente Politikmaßnahme sein und einen Großteil des potenziellen Wohl-
fahrtsschadens extremer Klimawandelereignisse grundsätzlich vermeiden. 
Den Simulationen liegt die Annahme zugrunde, dass die Anpassungsinvestitionen zur 
Vermeidung von Schäden an der Landqualität durch die Erhebung einer Grundsteuer  
finanziert werden. Diese Art der Finanzierung verursacht u. a. erhebliche Verteilungs-
effekte auf Kosten der nicht-städtischen Landbesitzer. Die Regierungen könnten jedoch 
auch alternative Finanzierungsmodelle für die Klimawandelanpassung wählen. Dies zieht 
unmittelbar die Frage nach sich, in welchem Umfang die Ergebnisse der Untersuchung 
                                               
142
 Dieser Fall/diese Annahme scheint plausibel zu sein. Auf einem globalen AD-DICE Modell aufbauend 
kommen de Bruin et al. (2009) in ihrer Studie zu dem Schluss, dass optimal angewandte Anpassungs-
maßnahmen die Schäden des Klimawandels im Durchschnitt um 33 % reduzieren können. 
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von der Annahme über die Finanzierung der Anpassungsinvestitionen abhängen. Aus 
diesem Grund werden an dieser Stelle zusätzlich die Auswirkungen einer lohnsteuerfi-
nanzierten Anpassung untersucht.143 Abbildung 5.5 zeigt die entsprechenden Wohlfahrts-
effekte der Anpassungsinvestitionen analog zu Abbildung 5.2. 
 
Abbildung 5.5: Wohlfahrtseffekte der Anpassungsinvestitionen im Vergleich zu 
Nicht-Anpassung bei lohnsteuerfinanzierter Anpassung 
Von den Wohlfahrtskurven in Abbildung 5.5 können die folgenden beiden Ergebnisse ab-
geleitet werden. Zum einen, dass der Wechsel von der Grundsteuer- zur Lohnsteuerfi-
nanzierung der Anpassung die Haupterkenntnisse der Basisberechnungen nicht beein-
trächtigt. So bleibt weiterhin eine partielle Klimawandelanpassung effizienter als eine voll-
ständige Anpassung (umgekehrte U-förmige Wohlfahrtskurve), und selbst im Fall optima-
ler Anpassung kann nur ein Teil des Wohlfahrtsschadens eines katastrophalen Ereignis-
ses kompensiert werden. Im Unterschied zur Grundsteuerfinanzierung wird die optimale 
Klimawandelanpassung bei Lohnsteuerfinanzierung eher, d. h. bei einem geringeren In-
vestitionsniveau, erreicht. Der Wohlfahrtszuwachs ist bei der Lohnsteuerfinanzierung  
                                               
143
 Die Einnahmen aus der bisher erhobenen (Einkommens-/)Lohnsteuer auf die Löhne der Haushalte      
bleiben weiterhin Bestandteil des allgemeinen Steueraufkommens zur Finanzierung der öffentlichen  
Güternachfrage (vgl. Gleichungen 2.32 und 2.35). Für die Finanzierung der Anpassungsinvestitionen 
wird nun eine zusätzliche Lohnsteuer erhoben. Im Gleichgewichtsmodell wird diese analog zur „ur-
sprünglichen“ Lohnsteuer abgebildet (bzw. vgl. Gleichung 4.1). 
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hingegen etwas geringer. Dieses Ergebnis ist jedoch nicht überraschend, da in diesem 
Modell-Setting die Lohnsteuer verzerrender wirkt als die Grundsteuer. Zum anderen und 
im Gegensatz zu den Basisberechnungen kehren sich die Verteilungseffekte zugunsten 
der nicht-städtischen Landbesitzer und auf Kosten der Haushalte um. Obwohl der Wech-
sel von einem zum anderen Finanzinstrument die ökonomische Effizienz der Anpassung 
kaum beeinflusst, verändern sich dadurch die Verteilungsbelange maßgeblich, wodurch 
weitere Fragen bezüglich der politischen Ökonomie öffentlicher Investitionsentscheidun-
gen über Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel aufgeworfen werden. 
Auf den Simulationsergebnissen aufbauend lassen sich verschiedene Erkenntnisse für die 
politische Ökonomie herleiten. Haben Städte die Entscheidungsgewalt über die Anpas-
sungsstrategien, ist eine Grundsteuerfinanzierung der Anpassung wahrscheinlicher als 
eine Lohnsteuerfinanzierung, besonders in Ländern, in denen Städte Einkommen nicht 
besteuern dürfen. Für den Fall, dass die Umverteilungseffekte bzgl. der nicht-städtischen 
Landbesitzer nicht durch die Städte und damit nicht durch die städtische Wohlfahrts-
funktion beachtet werden, zeigen die Ergebnisse weiterhin, dass Städte in der Lage sind 
die Kosten der Anpassung zu exportieren, aber den Nutzen zu vereinnahmen. Hierdurch 
haben diese den Anreiz mehr in Klimawandelanpassung zu investieren, als es unter ge-
samtgesellschaftlichen Gesichtspunkten (inkl. Wohlfahrtveränderung der nicht-städtischen 
Landbesitzer) optimal wäre. Das bedeutet, dass möglicherweise eine vollständige Anpas-
sung realisiert wird, obwohl diese gesamtgesellschaftlich ineffizient ist und die Wohlfahrt 
sogar unter den Wohlfahrtsschaden des katastrophalen Ereignisses senken könnte (vgl. 
Abbildung 5.2). 
Obwohl der Gleichgewichtsmodellansatz in dieser Untersuchung nur für langfristige, per-
manente oder regelmäßig wiederkehrende Klimawandelereignisse verwendet wird, lässt 
sich das statische Gleichgewichtsmodell mit einem dynamischen Pfad ergänzen und  
ermöglicht damit die Ausweitung der Untersuchungen auf weitere Themen wie das der 
Wechselwirkung zwischen Klimaschutz und Klimaanpassung, der Wahl des Zeitpunktes 
der Anpassung, der Diskontierungsproblematik, oder sogar das Analysieren einzelner 
Klimaereignisse. Weiterhin kann dieser Ansatz, z. B. im Rahmen künftiger Untersuchun-
gen, ebenfalls dazu verwendet werden die Wirtschaftlichkeit privater Klimaanpassung 
oder auch die Wirtschaftlichkeit und das Zusammenwirken privater und öffentlicher An-
passung zu erforschen. 
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6. Zusammenfassung 
Die Dissertation befasst sich mit der Erweiterung und Anwendung des allgemeinen räum-
lichen Gleichgewicht- und Transportmodells RELU-TRAN (Anas und Liu, 2007) und ana-
lysiert verschiedene verkehrs- und klimabezogenen Politikmaßnahmen in einer Stadtöko-
nomie. 
Kapitel 2, Abschnitt 4.2. und Abschnitt 5.2. beschreiben das allgemeine räumliche Gleich-
gewichts- und Transportmodell RELU-TRAN und die im Rahmen des Modells abgebilde-
ten Interdependenzen zwischen verschiedenen ökonomischen Akteuren (Haushalte, Un-
ternehmen, öffentlicher Sektor) und deren Markt- und Standort-Entscheidungen sowie die 
damit verbundenen Verkehrs-Entscheidungen. Weiterhin werden sämtliche durch den 
Autor dieser Dissertation unternommenen Erweiterungen des RELU-TRAN-Modells: 
 Integration von Wirtschaftsverkehr, 
 preiselastische Verbrauchseffizienz im Pkw-Verkehr, 
 von Fahrzeugbelastung und Verkehrsauslastung sowie von Erneuerungsin-
vestitionen abhängige Straßenqualität, 
 von Klimawandelereignissen und Anpassungsinvestitionen abhängige Qualität 
bzw. Produktivität der Landfläche 
beschrieben. Kapitel 2 zeigt zudem die Kalibrierung des allgemeinen räumlichen Gleich-
gewicht- und Transportmodells und vergleicht die Benchmark-Ergebnisse mit verschiede-
nen Werten der Statistik und Empirie. 
Kapitel 3 untersucht neben den verkehrlichen und umweltlichen Folgen von Tempo-30-
Maßnahmen auch die ökonomischen und räumlichen Auswirkungen dieser geschwindig-
keitsregelnden Maßnahmen. Dabei werden vier verschiedene Tempolimit-Szenarien er-
stellt und deren Simulationsergebnisse ausgewertet und miteinander verglichen. Die Er-
gebnisse zeigen, dass die Einführung von Tempolimits die Umwelt- und Unfallkosten 
senkt. Die Einsparungen an Umwelt- und Unfallkosten sind dabei umso höher, je mehr 
Straßen von dem Tempolimit betroffen sind. Durch die Einführung eines allgemein gülti-
gen Tempolimits von 30 km/h erleiden die Haushalte und nicht-städtischen Landbesitzer 
jedoch große Nutzeneinbußen. Diese übersteigen die positive Umweltwirkung und senken 
schließlich die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt. Die Einrichtung von Tempolimits in und 
um das Stadtzentrum und die Aussparung der Vororte mit Zugang zu den Umgehungs-
straßen mindert hingegen die negativen Effekte und kann unter Umständen zu gesamtge-
sellschaftlichen Wohlfahrtsgewinnen führen. 
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Die verkehrlichen wie auch ökonomischen, räumlichen, umweltlichen und schließlich 
Wohlfahrtsauswirkungen einer unzureichend instandgehaltenen Straßeninfrastruktur 
(Schadensfall) sowie deren mit öffentlichen Mitteln und zusätzlichen Finanzinstrumenten 
finanzierter Wiederherstellung werden in Kapitel 4 untersucht. Hierbei wirkt sich das Un-
terlassen von Instandhaltungsmaßnahmen ähnlich positiv auf die CO2-Emissionen und 
ähnlich negativ auf die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt aus wie ein generell gültiges 
Tempolimit von 30 km/h. Zur Finanzierung der Erneuerungsinvestitionen erhebt die Re-
gierung entweder eine distanzabhängig Maut oder eine zusätzliche Energiesteuer im 
Pkw- und Lkw-Verkehr oder eine CO2-Steuer im Pkw-, Lkw- und ÖPN-Verkehr oder eine 
zusätzliche Lohnsteuer. Die Simulationsergebnisse zeigen, dass das Finanzinstrument 
Lohnsteuer unter Beachtung der aggregierten Wohlfahrt nur für eine partielle Erneuerung 
der Straßenqualität geeignet ist. Die drei verkehrsbezogenen Finanzinstrumente eignen 
sich hingegen für die vollständige Erneuerung der Straßenqualität, wobei der gesamtge-
sellschaftliche Wohlfahrtsgewinn im Vergleich zum Schadensfall bei den Finanzinstru-
menten Maut und Energiesteuer am höchsten ist. Zur Vermeidung von Wohlfahrtsverlus-
ten aufgrund von Finanzierungskosten sollten die Wiederherstellungsinvestitionen folglich 
nutzerfinanziert sein. 
In Kapitel 5 werden die Wohlfahrtswirkungen eines katastrophalen Klimawandelereig-
nisses (Katastrophen-Fall/Nicht-Anpassung) sowie die Wohlfahrtswirkungen und die öko-
nomische Effizienz von öffentlichen Investitionen in Maßnahmen zur Klimawandelanpas-
sung untersucht. Die Anpassungsinvestitionen werden hierbei durch eine Grundsteuer 
finanziert. Aufgrund der Gefährdung bestimmter Stadtgebiete durch (mögliche) Klima-
wandelereignisse sinkt die Wohnqualität und Produktivität der dortigen Landfläche. Infol-
gedessen kommt es zu veränderten Standort-Entscheidungen der Haushalte und Unter-
nehmen, welche das Wohnen und Produzieren in den nicht-gefährdeten Stadtgebieten 
präferieren. Weiterhin leiden im Vergleich zum Benchmark die Produktivität der Stadtöko-
nomie und schließlich auch die gesellschaftliche Wohlfahrt unter der klimawandelbeding-
ten Gefährdung. Aus den Simulationsergebnissen geht weiterhin hervor, dass, unter Be-
achtung der gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrt, effiziente reaktive Anpassung durch par-
tielle Klimawandelanpassung gekennzeichnet ist. Aufgrund hoher direkter Anpassungs-
kosten und indirekter allgemeiner Gleichgewichtseffekte, die mit der Finanzierung der 
Anpassungsinvestitionen einhergehen, ist vollständige reaktive Anpassung als ungeeignet 
zu bewerten. Dagegen kann im Falle ausreichend produktiver Technologien für proaktive 
Klimawandelanpassung vollständige proaktive Anpassung eine effiziente Politikmaßnah-
me sein und einen Großteil des potenziellen Wohlfahrtsschadens extremer Klimawandele-
reignisse grundsätzlich vermeiden. 
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Die Ergebnisse der Untersuchungen zeigen, dass bei der Bewertung von verkehrs- wie 
auch von klimabezogenen Politikmaßnahmen die bloße Betrachtung der unmittelbaren 
Effekte (z. B. weniger Unfälle, Lärm und CO2-Emissionen durch Tempo-30, schnellerer 
Straßenverkehr durch Erneuerung der Straßenqualität oder höhere Wohnqualität und 
Produktivität durch Klimawandelanpassung) unzureichend ist, um die vollständige gesell-
schaftliche Wirkung der verschiedenen Maßnahmen zu erfassen. Vielmehr bedarf es der 
simultanen Betrachtung der wesentlichen ökonomischen, räumlichen, verkehrlichen und 
umweltlichen Aspekte, um die gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrtswirkungen der Politik-
maßnahmen zu bewerten. So kann bspw. die positive Wirkung einer Maßnahme auf  
Umwelt- und Unfallkosten durch negative Wirkungen dieser Maßnahme auf den Haus-
haltsnutzen oder auf den Nutzen anderer ökonomischer Akteure konterkariert werden, 
wodurch die entsprechende Politikmaßnahme unter gesamtgesellschaftlichen Aspekten 
ineffizient ist (vgl. z. B. Kapitel 3). Im Gegensatz dazu können positive Nutzeneffekte einer 
Maßnahme deren negative Umwelteffekte übersteigen und eine gesamtgesellschaftliche 
Wohlfahrtsverbesserung herbeiführen (vgl. z. B. Kapitel 4). Weiterhin können die Nutzen 
der verschiedenen ökonomischen Akteure unterschiedlich auf Maßnahmen reagieren. 
Während bspw. die Haushalte infolge einer Maßnahme von einem höheren verfügbaren 
Haushaltseinkommen und von besseren, vielfältigeren oder qualitativ hochwertigen Kon-
summöglichkeiten profitieren, kann der Nutzen der nicht-städtischen Landbesitzer infolge 
einer Maßnahme sinken, weil z. B. deren verfügbares Einkommen für Konsumgüter sinkt 
(vgl. z. B. Kapitel 5). 
Insbesondere in dem zuletzt geschilderten Szenario ist die Blickweite bei der Maßnah-
menbetrachtung für die Bewertung der Effizienz dieser Maßnahme ausschlaggebend. Die 
Ergebnisse der Dissertation zeigen, dass Städte in der Lage sind Maßnahmenkosten zu 
exportieren und gleichzeitig den Maßnahmennutzen zu vereinnahmen, indem sie bspw. 
maßnahmenbedingte Umverteilungseffekte bzgl. der nicht-städtischen Landbesitzer (z. B. 
geringeres Mieteinkommen aufgrund einer in der Stadt erhobenen Grundsteuer) nicht im 
Rahmen der städtischen Wohlfahrtsfunktion beachten. Hierdurch entstünden bei den 
Städten Anreize mehr in bestimmte Politikmaßnahmen zu investieren, als es unter ge-
samtgesellschaftlichen Gesichtspunkten (inkl. Wohlfahrtveränderung der nicht-städtischen 
Landbesitzer) optimal wäre. Das bedeutet, dass möglicherweise Politikmaßnahmen in 
einem Umfang realisiert werden, der gesamtgesellschaftlich ineffizient und wohlfahrts-
schädigend ist. 
Hirte und Nitzsche (2013) zeigen weiterhin, dass politische Ziele, wie etwa die Reduktion 
von CO2-Emissionen, mit verschiedenen Maßnahmen erreicht werden können. So  
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ermöglichen bspw. die Erhöhung der Kraftstoffpreise um 221 %, das Erlassen eines all-
gemein gültigen Tempolimits von 30 km/h oder die Erhebung einer Kordonmaut144 für den 
Innenstadtbereich im Pkw- bzw. Pkw- und Lkw-Verkehr die Reduktion der CO2-
Emissionen um ca. 24 %. Das Unterlassen von Instandhaltungsmaßnahmen für die Stra-
ßeninfrastruktur führt ebenfalls eine derartige Emissionsreduktion herbei (vgl. Tabelle 
4.2). Werden neben diesem Ziel auch die ökonomischen, räumlichen, verkehrlichen, die 
weiteren umweltlichen und schließlich die gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrtswirkungen 
dieser Politikmaßnahmen beachtet, zeigt sich, dass nur das Instrument Kordonmaut ge-
eignet ist die CO2-Emissionen zu senken und gleichzeitig die gesamtgesellschaftliche 
Wohlfahrt nicht zu reduzieren oder sogar zu steigern.145 Folglich zeigt sich auch hier, dass 
die bloße Betrachtung der unmittelbaren Effekte unzureichend ist, um die vollständige 
gesellschaftliche Wirkung der verkehrsbezogenen Maßnahmen zu erfassen. 
Im Vergleich zu bisherigen Studien bieten die drei Untersuchungen dieser Dissertation in 
ihrem jeweiligen Themenfeld eine umfassendere Betrachtungsweise und Bewertung von 
verschiedenen Maßnahmenszenarien. Durch die Erweiterungen des RELU-TRAN-
Modells und dessen Kalibrierung für eine „durchschnittliche“ deutsche Stadt ermöglicht 
das allgemeine räumliche Gleichgewichts- und Transportmodell die Betrachtung der  
Verhaltensanpassungen von Haushalten und Unternehmen (Nachfrage-, Standort-,  
Verkehrs-Entscheidung) sowie der Reaktionen weiterer ökonomischer Akteure (z. B.  
Anpassung Konsumnachfrage, Erhebung zusätzlicher Steuer für Budgetausgleich). Unter 
Beachtung ökonomischer, räumlicher, verkehrlicher und umweltlicher Aspekte können 
somit die Wohlfahrtswirkungen und die ökonomische Effizienz von verschiedenen Politik-
maßnahmen ermittelt und Handlungsempfehlungen ausgesprochen werden. Diese Dis-
sertation liefert damit einen Beitrag zur Diskussion über die Bewertung und Effizienz von 
Tempo-30-Maßnahmen in Städten, von Maßnahmen zur nachhaltigen Finanzierung 
kommunaler Straßeninstandhaltungsmaßnahmen sowie von Klimawandelanpassung auf 
lokaler/urbaner Ebene. 
Die Dissertation bzw. die entsprechenden wissenschaftlichen Artikel zu den drei Untersu-
chungen entstand(en) im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung geförderten Verbundprojekts EMPACCA146.147 Für dieses Projekt erweiterte der 
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 Die Mauterlöse werden gleichmäßig auf die Haushalte umverteilt. 
145
 Die Umverteilung des Mauterlöses auf die Haushalte erhöht deren Einkommen, wodurch die Nachfrage der 
Haushalte steigt. Weiterhin ermöglicht die Maut die Internalisierung externer Kosten und von Staukosten. 
146
 Evaluating measures on climate protection and adaptation to climate change in agglomerations 
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Autor dieser Dissertation das in Kapitel 2 beschriebene allgemeine räumliche Gleichge-
wichts- und Transportmodell um: 
 außerhäusliche Freizeit der Haushalte, 
 stauanfälligen und den Kfz-Verkehr beeinflussenden Fahrradverkehr, 
 einen weiteren, Serviceleistungen produzierenden Industriezweig 
 weitere vier Modellzonen, wobei eine Zone ausschließlich den Service-
Unternehmen vorbehalten ist und 
 Export- bzw. Import-induzierten Wirtschaftsverkehr. 
Die stilisierte räumliche Struktur des Modells spiegelt die Metropolregion Hamburg wieder. 
Die ausschließlich den Unternehmen zur Verfügung stehende Modellzone bildet den 
Hamburger Hafen ab. Das dem Modell zugrundeliegende stilisierte Transportnetz  
entspricht dem aggregierten Hamburgischen Straßen- und ÖPNV-Netzwerk und umfasst 
63 Verbindungen. 
Basierend auf diesem stilisierten Stadtmodell wurde das zusätzlich erweiterte, allgemeine 
räumliche Gleichgewichts- und Transportmodell durch den Autor dieser Dissertation  
entsprechend der ökonomischen, räumlichen und verkehrsbezogenen Charakteristika der 
Metropolregion Hamburg kalibriert. 
 
                                                                                                                                              
147
 EMPACCA war ein Verbundprojekt der Professur für Volkswirtschaftslehre, insbesondere Raumwirt-
schaftslehre/Regionalwissenschaften der Technischen Universität Dresden und des Hamburgischen 
Weltwirtschaftsinstitut (HWWI). Das Projekt wurde von November 2011 bis April 2015 im Rahmen des 
Förderschwerpunktes „Ökonomie des Klimawandels“ vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
finanziert. Ziel des Projektes war die Untersuchung ökonomischer Konsequenzen von Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel und zum Klimaschutz in Städten und insbesondere in der Metropol-
region Hamburg. Hierfür wurde das in Kapitel 2 beschriebene allgemeine räumliche Gleichgewichts- und 
Transportmodell verwendet, um verschiedene Klimawandelvermeidungs- und Klimawandelanpassungs-
strategien u. a. hinsichtlich ihrer Effizienz, Verteilungseffekte und siedlungsstrukturellen Wirkungen auf 
Stadtebene detailliert zu analysieren. 
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Anhang XXIII 
VI Anhang 
VI/I Indirekte Nutzenfunktion 
Zur Bestimmung der indirekten Nutzenfunktion  ̃  werden die Marshall-Nachfragen der 
Haushalte (Gleichungen 2.6, 2.7 und 2.8) in die (direkte) Nutzenfunktion der Haushalte 
(Gleichung 2.1) eingesetzt. Durch das Umschreiben der Logarithmen sowie das Verein-
fachen und das Zusammenfassen der entstehenden Terme entsteht folgender Ausdruck: 
 
 ̃   ̃           
   
 
  (∑[                       ]
 
   
 
   
)
                               
(VI.1) 
Analog zur Bestimmung des indirekten Nutzens der Haushalte kann der indirekte Nutzen 
der nicht-städtischen Landbesitzer  ̃   durch das Einsetzen von deren Marshall-
Nachfrage nach Konsumgütern   
   in deren (direkte) Nutzenfunktion bestimmt werden. 
Das Umschreiben des Logarithmus sowie weiteres Vereinfachen und Zusammenfassen 
ergeben folgenden Ausdruck: 
  ̃     
 
 
       
 
 
(∑  
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Anhang XXIV 
VI/II Berechnung der Bemessungsgrundlagen für die zusätzlichen Fi-
nanzinstrumente zur Finanzierung der Erneuerungsinvestitionen 
Die Bemessungsgrundlage für das Finanzinstrument distanzabhängige Maut bildet die 
gesamte mit Pkw und Lkw (     
  und      
 ) zurückgelegte Distanz     ̅̅ ̅̅ ̅̅  und lässt sich 
wie folgt ermitteln: 
     
̅̅ ̅̅ ̅̅  ∑     
    
 
  
 ∑     
  ̂  
  
 (IV/II.3) 
Der gesamte Kraftstoffverbrauch aller Kraftfahrzeuge (Pkw und Lkw)     ̅̅ ̅̅ ̅̅  bildet die Be-
messungsgrundlage für das Finanzinstrument Energiesteuer und berechnet sich wie folgt: 
     
̅̅ ̅̅ ̅̅  ∑     
  ̃  
 
  
 ∑     
  ̃  
 
  
 (IV.4) 
Die Bemessungsgrundlage für das Finanzinstrument CO2-Steuer ist gleich den gesamten 
durch Kraftfahrzeuge (Pkw148 und Lkw) und den ÖPNV (       ) emittierten CO2-
Emissionen    ̅̅ ̅̅ ̅ und lässt sich wie folgt ermitteln: 
 
   ̅̅ ̅̅ ̅  ∑       ∑       
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(IV.5) 
Das vollständige Arbeitseinkommen aller Haushalte    ̅̅ ̅̅  bildet die Bemessungsgrundlage 
für das Finanzinstrument Lohnsteuer und berechnet sich wie folgt: 
    
̅̅ ̅̅  ∑          
  
 (IV.6) 
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